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Vorwort zur zweiten Auflage. 


Die freundliche Aufnahme, welche das beſcheidene Büchlein ge- 
funden hat, ſowie das Entgegenkommen der Verlagsbuchhandlung 
haben es mir ermöglicht, nunmehr eine zweite Auflage desſelben zu 
bearbeiten. | 

Seit dem Erſcheinen der erſten Auflage find fo zahlreiche und 
grundlegende Arbeiten ſowohl auf dem Gebiete der allgemeinen 
Wirtſchaftsgeſchichte als auch auf jenem der Forſtgeſchichte erſchienen, 
daß eine vollſtändige Umarbeitung geboten erſchien. 

In formeller Anordnung unterſcheidet ſich die zweite Auflage 
von der erſten hauptſächlich dadurch, daß die Skizzen der allgemeinen 
Geſchichte, ſowie der Verfaſſungs- und Wirtſchaftsgeſchichte mit Aus— 
nahme der Einleitung in Paragraph 1 ganz weggefallen ſind, wodurch 
bedeutend an Raum für die Darſtellung der Forſt- und Jagdgeſchichte 
gewonnen wurde, ohne den Umfang des Buches zu vergrößern. So— 
weit es unbedingt notwendig erſchien, ſind einige Bemerkungen über 
allgemeine Wirtſchaftsgeſchichte an den entſprechenden Orten einge— 
flochten worden. Einem mehrfach ausgeſprochenen Wunſche ent— 
ſprechend habe ich das dritte Kapitel bereits mit der Mitte des 
18. Jahrhunderts, nicht erſt, wie früher, mit dem Jahre 1790 abge- 
ſchloſſen. Die nochmalige Teilung der neueren Forſtgeſchichte erſchien 
dagegen bei dem beſchränkten Umfang des Buches nicht als durch— 
führbar. 


IV. 


Da inzwiſchen mein „Handbuch der Forſt- und Jagdgeſchichte“ 
veröffentlicht worden iſt, ſo konnte ich mich in dieſem Grundriß auf 
eine kurze Schilderung der Thatſachen beſchränken, während bezüglich 
der eingehenden Begründung der vorgetragenen Anſichten, ſowie 
wegen des Beweismateriales auf das größere Werk verwieſen werden 
durfte. 

Möge das Buch auch in der nunmehr vorliegenden Geſtalt ſeine 
alten Freunde erhalten und ſich noch zahlreiche neue erwerben! 


Eberswalde, im März 1892. | 


Dr. Schwappach. 
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I. Abſchnitt. 


Bis zum Ende der Karolingerperiode. 


Einleitung. 


1. 

Als die Germanen auf ihrer großen Wanderung aus der 
aſiatiſchen Heimat nach Weſten ſich allmählich innerhalb der Grenzen 
des heutigen Deutſchlands ausbreiteten (etwa ſeit dem 7. Jahrh. vor 
Chriſtus), waren ſie zur Deckung ihres Lebensunterhaltes in erſter 
Linie auf Viehzucht und Jagd angewieſen; Ackerbau wurde nur im 
Vorüberziehen und in äußerſt extenſiver Weiſe betrieben. Waren die 
Vorräte eines Gebietes erſchöpft oder drängten andere Stämme von 
Oſten her nach, ſo wurde die Wanderung wieder weiter weſtwärts 
fortgeſetzt. 

Privateigentum an Grund und Boden erſchien bei dieſer Lebens⸗ 
weiſe weder notwendig noch zweckmäßig; Sonderbeſitz war wohl 
nur an der Fahrhabe, an den Sklaven und am Vieh vorhanden. 

Erſt als die Germanen im Weſten und Süden im weiteren 
Vorrücken durch die Römer gehindert wurden, trat eine größere 
Seßhaftigkeit und der Übergang zu intenſiverer Wirtſchaft ein. 

Nunmehr entwickelten ſich die Hundertſchaften zu den 
erſten ländlichen Wirtſchaftsgemeinden. Die Hundertſchaften waren 
nach Lamprecht!) urſprünglich wohl die gentiliciſchen Unterabteilungen 


) Lamprecht, deutſche Geſchichte, Berlin 1891, S. 102. 
Schwappach, Grundriß. 2. Aufl. 1 


2 Grenzwald und Allmende. 


des Volkes nach Mutterrecht, welche ſich nach Aufkommen des Vater⸗ 
rechtes ihrem äußeren Umfange nach infolge ihrer taktiſchen Bedeutung 
als Unterabteilungen des Volksheeres erhalten hatten. 

Sie erſcheinen zur Zeit von Cäſar und Tacitus als vorwiegend 
militäriſche Abteilungen von etwa 100 — 120 Familienhaushalten 
einer oder wohl faſt ſtets mehrerer Sippen, mit einem Bevölkerungs⸗ 
ſtand, den man auf etwa tauſend Seelen annehmen kann. Während 
der damals beginnenden Seßhaftigkeit fing die Hundertſchaft an, 
räumlichen Charakter zu gewinnen; einige Quadratmeilen waren es, 
welche jede derſelben zur Unterkunft brauchte, um ihren Lebens⸗ 
unterhalt zu finden. 

Dieſe Landſtriche gliederten ſich allmählich in drei Zonen: 

1. Grenzwald, marea“) umfaßte nicht nur Wald, ſondern 
auch Sumpf, Seen, Flüſſe und Felſen und trennte die Gebiete der 
Hundertſchaften oder auch größerer Abteilungen der Völkerſchaften bezw. 
dieſe ſelbſt von einander. Urſprünglich hatte der Grenzwald vor⸗ 
wiegend nur die kriegeriſche Bedeutung des Schutzes gegen feindliche 
Einfälle (die ſpäteren „Landwehren“ ſind die letzten Erinnerungen 
an dieſelben), mit ſteigender Volkszahl wurde jedoch von dieſem 
„debatable ground“ immer mehr zur wirtſchaftlichen Benutzung 
herangezogen. Je ausgedehnter das Grenzgebiet, deſto geſchützter und 
reicher war daher der innerhalb desſelben wohnende Volksteil. 

2. Ohne ſcharfe Sonderung ging der Grenzwald über in die 
Allmende )), welche den engeren Gürtel um die Gehöfte bildete und 
aus mehr gelichtetem oder doch dem Zentrum der Anſiedlung näher 
gelegenem Wald, aus Heide und Weide, ſowie auch aus Seen, Flüſſen 
und Bächen beſtand. In der früheſten Zeit gehörte das Feld 
ebenfalls zur Allmende. 

3. Sondereigen beſtand urſprünglich nur an den Holz⸗ 
gehöften und dem dieſen umgebenden Hofraum, erſt ſpäterhin, etwa 


) Mark (zufammenhängend mit margo) altnord. mörk, gothiſch marka, alt- 
ſächſiſch marka, althochdeutſch mare = Grenze, Wald, weil Wälder meiſt die Grenze 
bildeten; Mark bedeutet aber auch das innerhalb der Grenze liegende Gebiet ſelbſt. 

2) Bayriſch gemain, frieſiſch hammerka, diethm. meenmarks, ſächſiſch meente, 
lat. commune, communitas, commarchia, abzuleiten von „allgemein“ oder auch von 
„allen Männern“. 8 


Bildung der Markgenoſſenſchaften. 3 


im 6. Jahrhundert nach Chriſtus, wurde auch das Feld zum Sonder- 
eigen. 

Bei der Niederlaſſung nahm die Hundertſchaft in Anwendung 
ihres kriegeriſch-kameradſchaftlichen Geiſtes gemeinſam die Ausbeutung 
des Terrains in Angriff. Gemeinſchaftlich machte man ſich an die 
Rodung des Waldes, die feindliche Urmacht des Landes, und das 
enge Zuſammenwirken führte nunmehr zur Begründung wirtſchaftlicher 
und genoſſenſchaftlicher Gemeinſamkeit. Je ſeßhafter die Hundert⸗ 
ſchaften wurden, deſto mehr überwogen die wirtſchaftlichen Beziehungen; 
im Verlauf weniger Generationen entwickelte ſich die militäriſche 
Abteilung der Hundertſchaft zur Wirtſchaftsgemeinde, zur Mark- 
genoſſenſchaft mit weitgehenden ökonomiſchen Beſtrebungen. Dieſe 
Verbindung der urſprünglich durch Familienbeziehungen zuſammen⸗ 
gehörigen freien Männer, welche innerhalb einer beſtimmten Ge— 
markung ſaßen, war die älteſte Form einer ſozialen und wirtſchaft⸗ 
lichen Organiſation. 

Die Zunahme der Bevölkerung führte aber bald, etwa ſeit dem 
Ende des zweiten Jahrhunderts nach Chriſtus, dazu, daß ſich innerhalb 
der Hundertſchaft engere und feſtere Wirtſchaftsgemeinden auszuſcheiden 
begannen, nämlich die Familienhaushalte in ſippenhafter 
Gruppierung. Bald in einem einzigen Dorf, bald in mehreren 
Weilern, bald nur in Einzelhöfen ſiedelten ſich die Familien einer 
Sippe dauernd an und begannen innerhalb der älteren Wirtichafts- 
verfaffung der Hundertſchaft auf der ihnen ausgeſchiedenen Sonder— 
mark (Zendereimark) mit Fluren, Weiden und Wäldern eine 
kleinere Wirtſchaftsgemeinde ſtetigen Charakters zu bilden. Daneben 
blieben meiſt noch bald größere, bald kleinere Reſte der alten Hundert⸗ 
ſchaftsmark fortbeſtehen. | Ä 

Teilung, Auswanderung und ungleiche Vermehrung zerftörten 
im Lauf der Zeit die Identität von Gemeinde und Geſchlechts— 
genoſſenſchaft, es kam der Begriff der Nachbarfreundſchaft auf; ſtatt 
und zwiſchen den Geſchlechtsgenoſſenſchaften bildete ſich die Genoſſen⸗ 
ſchaft der Nachbarn, Dorfmarkgenoſſen, vieini oder commarchani aus. 

Den einzelnen Markgenoſſen ſtand ein Inbegriff von Rechten 
an der Mark zu, welche als objektive Einheit mit dem Namen Hufe, 


mansus, bezeichnet wurde und aus der Hofſtatt, dem Anſpruch auf 
1* 


4 Ausbildung der großen Grundherrſchaften. 


ein Feldloos!) und dem Anrecht auf das Gemeindeland beſtanden. Die 
einfache Hufe war überall gleichwertig und entſprach je dem Be⸗ 
dürfniſſe einer Familie. | 

Urſprünglich gab es auch kein Erbrecht an der Hufe; einer der 
Söhne übernahm das elterliche Anweſen, die übrigen hatten ebenfalls 
Anſpruch auf eine volle Hufe; war keine vakant, ſo wurde eine ſolche 
durch Rodung in der Allmende geſchaffen. Als im Lauf der Zeit 
Acker, Wieſe und endlich die ganze Hufe in das Privateigentum über⸗ 
gingen, wurde auch die Hufe vererblich und veräußerlich, womit gleich⸗ 
zeitig die Zerſetzung der genoſſenſchaftlichen Gemeindeverfaſſung begann. 

War auch eine volle Gleichheit des Grundbeſitzes ſchon in der 
älteſten Zeit niemals vorhanden geweſen, ſo beſtand doch bis zur 
Gründung des großen Frankenreiches wenigſtens innerhalb der Haupt⸗ 
maſſe der freien Grundbeſitzer kein ſehr weſentlicher Unterſchied wie der 
Bedürfniſſe, ſo auch des Vermögens. 

Hierin trat ſeit dem 6. Jahrhundert ein ſehr weſentlicher Um⸗ 
ſchwung durch die Ausbildung einer ſtarken königlichen Central⸗ 
gewalt ſowie infolge der ſich nunmehr entwickelnden großen 
Grundherrſchaften ein. 

Während durch letztere ausgedehnte Landſtriche der freien Be⸗ 
nutzung entzogen wurden, machte ſich gleichzeitig infolge der Ver⸗ 
mehrung der Bevölkerung und der ſchon früh eintretenden Abſchließung 
vieler Marken gegen weiteren Zuzug ſowie unter Karl dem Großen 
auch durch maſſenhafte Verſetzung von unterworfenen Völkerſchaften 
nach entlegenen Landesteilen eine ſteigende Nachfrage nach Gelegen⸗ 
heit zur Gründung von neuen Niederlaſſungen bemerkbar. 

Für alle vermögensloſen Leute boten aber die ausgedehnten 
Grundherrſchaften der Kirche und weltlichen Großen willkommene 
Zufluchtsſtätten, in welchen ſie ein Grundſtück zur ſelbſtändigen Be⸗ 
bauung, Schutz im perſönlichen Recht und Anteil an neu auf grund⸗ 
herrlichem Gebiet ſich entwickelnden Hofmarkgenoſſenſchaften fanden, 
wofür fie als Hinterſaſſen den Grundherren zur Treue und gewiſſen 


) Die Größe des zu einer Hufe gehörigen Feldlandes, gewöhnlich ſelbſt Hufe 
genannt, war nicht in allen Gegenden Deutſchlands gleich, N ſchwankt zwiſchen. 
30 und 60 Morgen. 
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Abgaben verpflichtet waren. Hiermit war allerdings auch eine 
anfangs zwar nur geringfügige, ſpäterhin aber ſehr erheblich geſteigerte 
Minderung der perſönlichen Freiheitsrechte verbunden. 

Zahlreiche Gründe wirkten zuſammen, um auch in den älteren 
Markgemeinden die kleinen Freien zu veranlaſſen, ſich in ein Schutz⸗ 
und Abhängigkeitsverhältnis zu geiſtlichen oder weltlichen Großen 
zu begeben. Als ſolche ſind zu nennen: die durch das ſtrenge 
Kompoſitionenſyſtem der Volksrechte bedingte Verſchuldung und Ver⸗ 
armung, die Heeresverfaſſung mit ihren zahlreichen Aufgeboten, ihrer 
koſtſpieligen Ausrüſtung und Unterbrechung des Wirtſchaftsbetriebes, 
ferner die heilloſe Verwüſtung, welchen das Land unter den ſpäteren 
Karolingern durch innere Kriege und feindliche Einfälle preisgegeben 
war, ſowie endlich häufig auch der Wunſch nach Vergrößerung des 
Grundbeſitzes. Bei den Traditionen an die Kirche kam noch weiter 
in Betracht, daß man glaubte, hiermit ein gottgefälliges Werk zu thun. 

Durch die zahlreichen Schenkungen, Traditionen, Kommen⸗ 
dationen ꝛc. war die frühere Gleichheit des Grundbeſitzes bald voll— 
ſtändig geſchwunden und damit die Grundlage der Genoſſenſchaft, 
welche nicht nur auf Gleichberechtigung, ſondern auch auf Gleich— 
wertigkeit der Genoſſen beruhte, aufgehoben. 

Die alte markgenoſſenſchaftliche Organiſation der freien Grund- 
beſitzer war mit wenigen Ausnahmen bereits im Verlauf der 
Karolingerzeit in Verfall gekommen, ſie hatte den Markgenoſſen 
weder einen ſozialen, noch einen wirkſamen wirtſchaftlichen Halt zu 
bieten vermocht. Die Entſtehung einer weitgehenden Ungleichheit des 
Beſitzes und das Ueberwuchern grundherrſchaftlicher Intereſſen war 
durch ſie ebenſowenig verhindert als die hierdurch bedingte Ergebung 
der Genoſſen zu Zins und Dienſt. Die Folge hiervon war zunächſt 
eine vorwiegende Ausbeutung der Allmende durch die wirtſchaftlich 
ſtärkſten unter den Mitmärkern, die Grundherren. Dieſe faktiſche 
Beherrſchung der Markgenoſſenſchaft zwang immer aufs neue wirt⸗ 
ſchaftlich ſchwächere Mitmärker in deren Machtbereich, ja das Ge— 
noſſenrecht derſelben ſteigerte ſich allmählich zu einem Obereigentum 
an der Markallmende und zu einer perſönlichen Herrſchaft. 

Die Grundherren machten von dieſer überlegenen Poſition bald 
einen umfaſſenden Gebrauch und ſetzten immer mehr die Ordnung 


6 Vogtei und Immunität. 


des herrſchaftlichen Verbandes an die Stelle des autonom-mark⸗ 
genoſſenſchaftlichen. 

Auf dieſe Weiſe verwandelte ſich die weitaus überwiegende Mehrheit 
der alten freien markgenoſſenſchaftlichen Verbände in ſolche, in welchen 
herrſchaftliche und genoſſenſchaftliche Elemente gemiſcht waren, bis 
ſchließlich ſeit dem 9. Jahrhundert die meiſten Markgenoſſenſchaften 
grundherrlich wurden. | 

Die von der Grundherrſchaft noch anerkannten Reſte der alten 
Markverfaſſung, ſowie diejenigen Freien und freien Markgenoſſenſchaften, 
welche nicht dem grundherrlichen Verbande anheimgefallen waren, 
wurden endlich durch die ſeit dem 9. Jahrhundert ſich entwickelnde 
und immer weiter ausbreitende Vogtei“) ergriffen. Urſprünglich 
war dieſelbe eine in den damaligen Zeiten ſehr wertvolle herrſchaft⸗ 
liche Vertretung des Bevogteten vornehmlich vor Gericht und im Krieg, 
dieſelbe erweiterte ſich aber in den folgenden Jahrhunderten gegenüber 
den Marken zu einem Inſtitut, welches ſich unter günſtigen Bedin⸗ 
gungen von der grundherrſchaftlichen Markherrlichkeit kaum noch 
unterſchied. | 

Vorwiegend nur als Waldintereſſentenſchaft und als Organ 
für gewiſſe Aufgaben der Markpolizei äußerte die ehemals freie Mark⸗ 
genoſſenſchaft ſeit dem Schluß der Karolingerperiode noch ein Leben, 
aber in allen weſentlichen Stücken war ihre nunmehrige Organiſation 
und Wirkſamkeit gleichartig mit jenen kleinen Dorfmarkgenoſſenſchaften 
ſpäterer Bildung, welche durch Umformung alter Inſtitutionen oder 
durch neue Schöpfung auf dem Boden der Grundherrſchaft erwachſen 
und im Rahmen des Hofrechtes organiſiert waren. 

Während ſich ſo die großen Grundherrſchaften fortwährend weiter 
ausdehnten und nach unten immer größere Kreiſe in den Bereich 
ihrer Machtſphäre zogen, löſten ſie ſich gleichzeitig nach oben mehr 
und mehr von der Einwirkung der öffentlichen Gewalt durch die Aus⸗ 
bildung des Begriffes der Immunität los. 

Dieſer hatte ſchon in der merovingiſchen Zeit beſtanden und 
geſtaltete ſich aus einer Abgabenfreiheit an den Staat allmählich zu 


1) Vergl. Lamprecht, deutſches Wirtſchaftsleben im Mittelalter, Leipzig 1886, 
J, 2 S. 1062 ff. | 
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einem Inbegriff von Hoheitsrechten um, deren wichtigſte die Exemtion 
von der Grafengewalt, der Heerbann und die Gerichtsbarkeit über 
die Hinterſaſſen waren; alles zuſammen gab den Immunitäten den 
Charakter beſonders abgegrenzter Hoheitsgebiete. Die großen Grund⸗ 
herrſchaften wurden auf dieſe Weiſe die Kryſtalliſationskerne fürſtlicher 
Territorien, die Grundlage einer erſten Territorialverwaltung und 
damit die Baſis einer eigenſtändigen Fürſtenmacht. 


Wald und Jagd in der älteſten Zeit. 


§ 2. Quellenkunde. 


Als Quellen für die Geſchichte des Forſt⸗ und Jagdweſens von 
den älteſten Zeiten bis zum Schluß der Karolingerperiode kommen 
in Betracht: 

1. Verſchiedene römiſche Schriftſteller, namentlich Caesar 
(de bello gallico), Tacitus (Germania und Annales), Cassius 
Dio (Historia romana), Strabo (Geographica), Plinius (Historia 
naturalis) und Cassiodor (Historia Gothorum). 

2. Die Volksrechte (leges barbarorum),!) d. h. die älteſten 
Rechtsaufzeichnungen der deutſchen Volksſtämme; ſie ſtammen, wenigſtens 
in ihren erſten Niederſchriften, aus der Zeit vom 5. bis zum 8. Jahr⸗ 
hundert und enthalten teils altes Gewohnheitsrecht, teils Rechtsſatzungen, 
welche neu vom Volk oder dem König unter Mitwirkung des Volkes, 
in einigen Fällen auch unter jener von Rechtsgelehrten aufgeſtellt 
wurden. 

Als ſolche ſind anzuführen: 

a) Lex salica, zuerſt zwiſchen den Jahren 486 und 496 
abgefaßt. | 
b) Leges Burgundionum, fie ſtammen ebenfalls aus den 
letzten Dezennien des 5. Jahrhunderts und ſind uns in der Faſſung 
aus dem Jahre 517 erhalten. 


) Vergl. Schwappach, die forft- und jagdgeſchichtliche Bedeutung der deutſchen 
Volksrechte. Forſtwiſſenſchaftliches Zentralblatt, 1883 S. 205. 
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c) Lex Visigothorum, wir kennen aus der älteren Zeit nur 
Bruchſtücke der um das Jahr 600 erfolgten Kodifikation, welche als 
ſog. lex antiqua Visigothorum in die während der zweiten Hälfte des 
7. Jahrhunderts erfolgten Redaktionen übergegangen ſind. 

d) Lex Ribuariorum, die uns erhaltene Faſſung ſcheint aus 
verſchiedenen, ungleich alten Abſchnitten, deren Niederſchrift ſich vom 
Anfang des 6. Jahrhunderts bis zur Mitte des 8. Jahrhunderts 
hinzog, zu beſtehen. 

e) Leges Alamannorum, erhalten in der Faſſung aus dem 
Anfang des 7. Jahrhunderts (613-622). 

f) Leges Langobardorum, den Hauptteil derſelben bildet 
das im Jahre 643 erlaſſene Geſetzbuch des Königs Hruodhari, der 
edictus Rothari. 

g) Lex Bajuvariorum ging um das Jahr 635 aus der 
Redaktion einer Kommiſſion von vier Rechtsgelehrten hervor. 

h) Lex Saxonum ſtammt wahrſcheinlich aus der Zeit von 
785-797. 

i) Lex Angliorum et Werinorum, hoc est Thurin- 
gorum, fie dürfte um das Jahr 800 aufgezeichnet worden jein. 

k) Lex Frisionum ſcheint aus den erſten Jahren des 9. Jahr⸗ 
hunderts (wahrſcheinlich 802) zu ſtammen. f 

3. Die Königsgeſetze, welche ſeit der Ausbildung des frän⸗ 
kiſchen Königstums zur Ergänzung und Weiterbildung der Volksrechte 
erlaſſen wurden, unter den Karolingern erhielten ſie den techniſchen Namen 
„Kapitularien“. 

4. Die Formelſammlungen d. h. Zuſammenſtellungen von 
Konzepten, welche teils wirklich vollzogenen Rechtsgeſchäften unter Hin⸗ 
weglaſſung konkreter Beziehungen des ſpeziellen Falles entnommen, teils 
auch als Muſter für ſolche niedergeſchrieben ſind. 

5. Urkunden über rechtliche Vorgänge, wie z. B. Kauf, Tauſch, 
Schenkung. | 

6. Für die Forſt⸗ und Jagdgeſchichte kommen auch noch einzelne 
Schriftſteller jener Periode in Betracht, namentlich Gregor 
Turonensis (historia Francorum) und Einhardi vita Caroli 
Magni und vita S. Sturmii. | 


1. Kapitel. Waldeigentum und Waldwirtſchaft. 


§ 3. Die älteſten Waldbilder. 


Zeugen der Beſchaffenheit des Waldes in vorhiſtoriſcher Zeit ſind 
in den Pfahlbauten erhalten, und zwar ſowohl durch die in den 
Seegrund eingerammten Pfähle als auch durch die zwiſchen dieſen ge- 
fundenen Überreſte von Waffen und Nahrungsmitteln (Küchenabfälle, 
Kiökkenmöddinger). Zu Pfählen ſind namentlich Eichen, Birken, 
Aſpen und Tannen benutzt, in den Küchenabfällen finden ſich Waffen 
und Geräte aus Eichen⸗, Eiben⸗ und Ahornholz, ferner: Eicheln, 
Bucheln, Haſelnüſſe, Kiefern⸗ und Fichtenzapfen. 

Überrefte von Bäumen und hölzernen Geräten aus relativ 
jüngerer Zeit wurden vielfach in den Torflagern, ſowie in den 
ſog. Hünengräbern gefunden, ferner ſind hier noch die Pfähle 
römiſcher Brücken (3. B. Mainz) zu erwähnen. 

Alle dieſe Reſte rühren jedoch von gegenwärtig noch in Deutſch— 
land vorhandenen Holzarten und zwar meiſtens von Laubhölzern her. 

Die erſten ſchriftlichen Nachrichten über die forſtlichen Verhält⸗ 
niſſe Deutſchlands finden ſich in den Schriften der Römer. Dieſe 
entwerfen von den damaligen Zuſtänden eine Schilderung, wie ſie 
abſchreckender kaum gedacht werden kann. Das Land war nach ihnen 
bedeckt mit Wäldern und Sümpfen; Regen und Nebel ließen nur 
ſelten die Sonne zum Durchbruch kommen. Dieſe Angaben werden 
leichter verſtändlich, wenn man bedenkt, daß die Verfaſſer an die 
hochkultivierten und klimatiſch ſo bevorzugten Verhältniſſe Italiens und 
Griechenlands gewöhnt waren. 

Über die Beſchaffenheit des Waldes ſowohl als auch über deſſen Aus⸗ 
dehnung in der älteſten Periode, ſowie über die Fortſchritte des Anbaues 
geben auch die Ortsnamen höchſt wertvolle Aufſchlüſſe und zwar 
nicht nur die Namen der bewohnten Orte, ſondern noch in höherem 
Maße die Bezeichnungen der Feld⸗ und Walddiſtrikte. 

Hierher gehören zunächſt die Zuſammenſetzungen mit: wald, 
struth (S Wald und zwar vorwiegend Laubwald), bart (= Wald⸗ 
gebirge), holz, hecke, lohe, schachen, ſowie in den linksrheiniſchen 
Landesteilen mit: scheit, abgeleitet von dem keltiſchen cdbtum = Wald, 
3. B. Hönscheid, Quirinescheid; vielfach wurde auch das Wort, 
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welches ehedem den Wald oder die hier vorkommende Holzart be⸗ 
zeichnete, durch ein hinzugeſetztes — acker, — breite, — feld der ver⸗ 
änderten Kultur angepaßt, z. B. Allerbreite, Birkfeld. Weiter ſind 
für dieſe Unterſuchungen jene Namen bedeutſam, welche durch die 
Verbindung mit: rod (bairiſch riet, oſtfränkiſch reut, ſchweizeriſch rüti). 
grün (im Gegenſatz zum „ſchwarzen“, d. h. Nadelwald), schwand 
brand, hagen, sang :c., auf früher vorhandenen, durch Kulturarbeit 
verſchwundenen Wald hindeuten. 


Wie auf die Ausdehnung des Waldes, ſo kann man aus den 
Namen auch einen Schluß auf die Art, auf die Beſchaffenheit 
desſelben ziehen. In dieſer Beziehung iſt der Umſtand ſehr be⸗ 
merkenswert, daß die Verbindung mit Laubholznamen jene mit der 
Bezeichnung für Nadelholz (meiſt „Tanne“) weitaus überwiegt. 

Indeſſen darf dieſer Thatſache in ſtatiſtiſcher Hinſicht doch des⸗ 
halb kein zu großes Gewicht beigelegt werden, weil der geringere 
Boden, auf welchem das Nadelholz vorherrſcht, auf den Anſiedler 
überhaupt weniger Anziehungskraft ausübt und dann auch wegen 
des Umſtandes, daß in Gegenden, wo eine Holzart überwiegt, dieſe 
nicht wohl benutzt werden kann, um charakteriſtiſche Namen zu bilden. 

Auf eine die jetzige Waldfläche weit überragende Ausdehnung 
der Forſten deuten ferner ſowohl verſchiedene Zeugniſſe der deutſchen 
Schriftſteller aus dem 8. und 9. Jahrhundert als auch die zahlreichen 
Urkunden über ausgedehnte Rodungen, welche bis zum > des 
Mittelalters fortdauerten. 


Als Reſultat dieſer Unterſuchungen ergiebt ſich, daß der Wald 
in der älteſten Zeit einen ganz erheblich größeren Teil Deutſchlands 
bedeckt hat, als dieſes heute der Fall iſt, ſowie daß die jetzt noch 
vorhandenen Waldungen nur mehr kleine Reſte der früheren ungeheuren 
Forſten darſtellen. 


Man darf jedoch nicht annehmen, daß Deutſchland bei Beginn 
der geſchichtlichen Überlieferung ganz mit Wald bedeckt geweſen ſei. 
Gegen dieſe Auffaſſung ſprechen ſowohl die großen Heeresmaſſen der 
Germanen, welche gegen Cäſar ins Feld zogen, als andererſeits die 
Angaben von deutſchen Schriftſtellern aus dem frühen Mittelalter, 
z. B. Eginhard über das Fehlen von Wald in dem auch heute holz⸗ 
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armen Nordweſtdeutſchland, im Grenzgebiet des alten Frankens und 
Sachſens. | 

Die angeführten Quellen laſſen ferner auch erſehen, daß die 
Laubhölzer, und namentlich die Eichen, früher viel weiter verbreitet 
waren als heutzutage. 

Die Vergleichung unſerer Baumvegetation mit den überreſten 
der Pfahlbauten ergiebt ſchließlich noch, daß ſeit der grauen Vorzeit, 
bis in welche uns dieſe zurückführen, eine durchgreifende Veränderung 
der deutſchen Waldflora nicht ſtattgefunden hat. 


§ 4. Waldeigentum. 

Wie in der Einleitung angeführt worden iſt, hat bei Gründung 
der erſten bleibenden Niederlaſſungen die Beſitzergreifung des Landes 
durch die Geſamtheit der wandernden Abteilung, meiſt der Hundert— 
ſchaft, in anderen Fällen wohl auch durch die nächſt höhere ſtaats⸗ 
rechtliche Einheit, den Gau, ſtattgefunden. Dieſer Gemeinbeſitz an 
Grund und Boden dauerte auch nach Ausscheidung engerer Wirtjchafts- 
genoſſenſchaften fort. Es iſt anzunehmen, daß nicht das ganze, vom 
Gau in Anſpruch genommene Territorium vollſtändig unter die ein⸗ 
zelnen Hundertſchaften bezw. die Markgenoſſenſchaften verteilt wurde, 
ſondern dieſe haben ſich wohl lediglich an den ihnen günſtig er⸗ 
ſcheinenden Stellen angeſiedelt und das nächſtgelegene Land, ſoweit 
es zur Weide⸗ und Jagdausübung notwendig war, als Allmende be— 
nützt, während noch mehr oder minder ausgedehnte Landſtriche als 
Grenzwald zwiſchen den einzelnen Anſiedlungen liegen blieben, über 
welche häufig die Hundertſchaft bezw. der Gau ſich die Verfügung 
vorbehielt. Bei der dünnen Bevölkerung des früheren Mittelalters 
waren auch außerdem noch große Strecken vollſtändig herrenloſen 
Landes vorhanden. 

Innerhalb der Allmende ging die Feldmark verhältnismäßig 
frühzeitig zunächſt in den Sonderbeſitz und weiterhin in Sondereigentum 
über, während bezüglich des Reſtes, welcher vorwiegend aus Wald 
beſtand, der Gemeinbeſitz noch jahrhundertelang fortbeſtand und ſich 
teilweiſe, allerdings in erheblich beſchränkter und veränderter Form, 
bis zur Gegenwart erhalten hat. 

Nach der Ausbildung des Reichskönigtums durch die Merovinger 
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nahmen die Könige alles herrenloſe Land, nach einer Anſicht als res 
nullius, nach anderer Meinung auf Grund eines ihnen zuſtehenden 
Bodenregales, für den Fiskus bezw. für ſich in Anſpruch. Auf dieſe 
Weiſe gingen höchſt bedeutende, meiſt bewaldete Landſtriche und hier⸗ 
unter erhebliche Stücke des alten Grenzwaldes in den Beſitz 
der Könige über, welche auch bezüglich der den Hundertſchaften und 
Markgenoſſenſchaften verbliebenen Allmenden ein ziemlich weitgehendes 
Verfügungsrecht geltend machten. 

Um das Jahr 600 waren Allmendewald und königlicher 
Wald wohl die einzigen Beſitzformen. 

Die erſten dürftigen und teilweiſe zweifelhaften Nachrichten über 
Privatbeſitz an Wald ſtammen für die auf deutſchem Boden ſeß⸗ 
haften Völkerſchaften aus dem Anfang des 7. Jahrhunderts, doch iſt 
derſelbe damals wohl nur in ſehr untergeordnetem Maßſtabe vorge⸗ 
kommen und eine Folge von frühzeitigem Ausſcheiden einzelner Wald⸗ 
ſtücke aus der Allmende. 

Dieſes Verhältnis wurde durch die Chriſtianiſierung des Landes 
und die Ausbildung der großen Grundherrſchaften weſentlich verändert. 
Infolge dieſer Vorgänge fiel nicht nur in der Zeit vom 7. bis zum 
9. Jahrhundert der weitaus größte Teil des ausgedehnten königlichen 
Grundbeſitzes an die Kirche und an weltliche Große, ſondern dieſe 
wußten auch, wie früher bereits angeführt, das Eigentum vieler All⸗ 
menden an ſich zu reißen. 

Hierdurch entwickelte ſich nun als dritte, ſehr verbreitete Form 
das Waldeigentum der großen Grundherren, während der kleine 
bäuerliche Privatwaldbeſitz im frühen Mittelalter wirtſchaftlich nicht 
in Betracht kommt. | 

Bei der Gründung neuer Niederlaſſungen auf dem Territorium 
der Grundherren wurde den Kolonen meiſt ein Teil des herrſchaft⸗ 
lichen Waldes als Allmende der Hofmarkgenoſſenſchaft überwieſen, 
ſeltener gewährte man damals den Hinterſaſſen lediglich Nutzungsrechte 
am Herrenwald. f 

Waldnutzungsrechte wurden zwar im 8. und 9. Jahrhundert 
ebenfalls ſchon in einigen Fällen verliehen, aber faſt ausſchließlich 
nur an einzelne Geiſtliche oder an Klöſter. 

Der bald mehr bald minder breite Grenzwald bildete in der 
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älteſten Zeit die Scheide zwiſchen den einzelnen Völkerſchaften und 
deren Unterabteilungen. Als aber mit der Zunahme der Bevölkerung 
eine genauere Grenzbezeichnung notwendig wurde, benutzte man hierfür 
ſoweit als möglich die natürlichen, durch die Terrainausformung 
gegebenen Linien wie: Waſſerſcheiden, Waſſerläufe, Schluchten ꝛc. 
Indeſſen mußte man doch ſchon frühzeitig auch zu künſtlichen 
Grenzmalen greifen; als ſolche werden bereits in den Volksrechten 
und dann das ganze Mittelalter hindurch in erſter Linie Bäume er⸗ 
wähnt, in welche Kreuze eingehauen oder Nägel eingeſchlagen waren; 
dieſe Einſchnitte hießen althochdeutſch lab, woher die Bezeichnung: 
Lachbaum (unrichtig öfters „Lochbaum“) für Grenzbaum.“) 

Außer den Bäumen wurden ebenfalls ſchon nach den älteſten 
Quellen, aber weit weniger häufig, Erdhügel, Markſteine, ſowie 
in Felſen gehauene Zeichen zur Kenntlichmachung der Grenze 
benutzt. 

§ 5. Waldbenutzung. 


Der Wald nahm in der Volkswirtſchaft der Urzeit und des 
frühen Mittelalters eine ganz beſonders wichtige Stellung ein. 

In den älteſten Zeiten geſchichtlicher Überlieferung bildete er 
nicht nur die Herberge für die zur Ernährung unentbehrlichen Wild- 
maſſen, ſondern Urwald und Sumpf deckten die Deutſchen auch 
erfolgreicher gegen das wiederholte Andringen der Römer als die 
feſteſte Burg; ihnen iſt es zu danken, daß unſere Vorfahren der 
römiſchen Kriegskunſt dauernd Widerſtand zu leiſten vermochten. 

Sobald aber die deutſchen Stämme feſte Wohnſitze eingenommen 
hatten und zu intenſiverer Wirtſchaft übergingen, wurde der Wald zu 
einem Kulturhindernis und deſſen Rodung die Vorbedingung für 
eine wirtſchaftliche Weiterentwickelung. Der unermeßliche Wald bot 
noch für Jahrhunderte reiche Gelegenheit zur Anlage neuer Nieder- 
laſſung für die raſch anwachſende Bevölkerung und zur produktiven 
Verwendung der überſchüſſigen Arbeitskräfte. 

Vom allgemein wirtſchaftlichen Standpunkt wurde faſt das ganze 
Mittelalter hindurch der größte Gewinn aus dem Walde durch die 


) Von dem Einſchneiden der Grenzmale ſtammt das mittelalterlich lateiniſche 
sinaida, das niederdeutſche snaadbom und wohl auch das moderne Wort „Schneiſe“. 
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Rodung gezogen. Bei allen Rechtsgeſchäften, deren Objekt der 
Wald bildete, wird deshalb lange Zeit die Rodung unter den 
Nutzungen in erſter Linie aufgeführt: excolant atque possideant! 
Die Rodungsbefugnis in der Allmende ſtand, anfangs wenigſtens, 
jedem Markgenoſſen uneingeſchränkt zu. 


An die gemeinſchaftlichen Rodungen bei Gründung der erſten 
Niederlaſſung ſchloß ſich demnächſt mit der Zunahme der Bevölkerung 
die Schaffung neuer Wohnſitze nach dem Belieben der einzelnen 
Genoſſen an, welche naturgemäß an den günſtigſt gelegenen Stellen 
erfolgte. Der eigentliche Ausbau des Landes, die ſchwere Kultur⸗ 
arbeit an Wald und Sumpf wurde jedoch erſt ſeit dem 8. Jahr⸗ 
hundert durch die einflußreichſten Elemente jener Periode, die großen 
Grundherrſchaften, begonnen. Dieſelben waren in der Lage, mit 
den zahlreichen, ihnen zur Verfügung ſtehenden Arbeitskräften Unter⸗ 
nehmungen durchzuführen, für welche die Mittel des einzelnen kleinen 
Freien nicht ausreichten; auf ihren Beſitzungen war aber auch die 
weitere, für derartige Arbeiten unentbehrliche Vorausſetzung gegeben, 
nämlich gemeinſchaftliches, geordnetes Wirken nach einem einheit⸗ 
lichen Willen. 

Der Löwenanteil an der Koloniſation der deutſchen Gebiete 
während der Karolingerzeit dürfte der Kirche und namentlich den 
zahlreich entſtehenden Klöſtern zuzuweiſen ſein. 

Unter dem Einfluß der geiſtlichen und weltlichen Grundherren 
erhielt das Ausſehen des Landes in verhältnismäßig kurzer Zeit auf 
weiten Gebieten einen ganz veränderten Charakter. 

Daneben dauerte in dieſer Periode die Rodung des Waldlandes 
durch die kleinen freien Grundbeſitzer ebenfalls noch fort. 

Die Rodung bildete einen der wichtigſten Titel für die Er⸗ 
werbung von Eigentum an Grund und Boden, von welchem auch 
in der ausgedehnteſten Weiſe Gebrauch gemacht wurde. 

Die erſten Beſchränkungen erfuhr die freie Rodungsbefugnis durch 
die unten noch näher zu beſprechende Errichtung von Bannforſten. 

Der Holzbeſtand wurde bei den Rodungen wohl nur zum kleineren 
Teile mit der Axt, ſondern vorwiegend in eee und müheloſerer 
Weiſe mit Hilfe des Feuers entfernt. 
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Eine feſte Grenze zwiſchen Wald und Feld hat zu jener Zeit 
noch nicht beſtanden. Man brannte an bequem gelegenen Stellen 
den Wald ſtreckenweis nieder, baute einige Jahre Saatfrucht und ließ, 
ſobald der Boden keinen Ertrag mehr gewährte, den Wald wieder 
wachſen. 

Die Bevölkerung war aber auch noch in anderer Richtung zur 
Befriedigung ihrer wirtſchaftlichen Bedürfniſſe vorwiegend auf den 
Wald angewieſen. 

Da nicht nur die Wohnungen der ländlichen Bevölkerung, ſon⸗ 
dern auch vielfach jene der größeren Beſitzer, ſowie die meiſten 
öffentlichen Gebäude bis zum 12. Jahrhundert und teilweiſe ſogar 
bis zum Schluß des Mittelalters ganz oder doch zum größten Teil 
aus Holz beſtanden, ſo war der Verbrauch an Bauholz, Balken 
und Brettern ein ganz gewaltiger. Auch die meiſten Gegenſtände 
des täglichen Gebrauches wurden aus Holz gefertigt, die Beleuchtung 
erfolgte vorwiegend durch Späne (am liebſten aus Aſpenholz) und 
die Heizung der ſchlecht konſtruierten Häuſer erforderte ganz enorme 
Mengen von Holz. 

In dem Güterverzeichnis der Abtei Prüm aus dem Jahre 893 
wird unter den Leiſtungen der Hinterſaſſen auch bereits die Lieferung 
von Lohrinde erwähnt. 

Von einer Regelung der Holznutzung nach forſttechniſchen oder 
auch ſelbſt nur nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten iſt aus den 
Quellen des frühen Mittelalters nichts zu entnehmen. Leichte Zu⸗ 
richtung und bequemer Transport waren die Rückſichten, nach welchen 
die Entnahme des Holzes aus dem Walde erfolgte. 

Nicht minder wichtig als Holz waren damals die jetzt ſogenannten 
Nebennutzungen: Schweinemaſt, Weide und Bienenzucht. 

Mit der Ordnung des Schweineeintriebes befaſſen ſich ſchon die Volks- 
rechte, allerdings mehr jene der Weſtgothen und Langobarden, welche 
innerhalb der Grenzen des ehemaligen römiſchen Reiches und zwiſchen 
römiſchen Provinzialen ſeßhaft waren, als die Volksrechte der auf 
deutſchem Boden heimiſchen Stämme. Erſt in den Kapitularien und 
den ſonſtigen Quellen aus dem 8. und 9. Jahrhundert finden ſich 
eingehende Beſtimmungen über die raſch an Bedeutung gewinnende 
Schweinezucht; wurde doch im 9. und 10. Jahrhundert die Größe 
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des Waldes häufig nach der Zahl der Schweine geſchätzt, welche 
darin zur Maſt eingetrieben werden konnten. 

Für die Pflege der Bienenzucht war einerſeits der Bedarf nach 
Honig als Zuſatz zu den Speiſen und zur Bereitung des Metes, 
als andererſeits auch jener für Wachs maßgebend, welches beſonders 
für kirchliche Zwecke unentbehrlich war. Der ſog. Wachszins war 
deshalb eine der gebräuchlichſten Abgaben auf den kirchlichen Grund⸗ 
herrſchaften. | 

Bezüglich einer weiteren Waldnutzung, nämlich der aus verſchiede⸗ 
nen Gründen hochgeſchätzten Jagd, wird weiter unten näheres folgen. 

Bei der damals herrſchenden Naturalwirtſchaft fand ein Verkauf 
von Holz und anderen Waldprodukten gegen Geld nicht ſtatt. Soweit 
hierfür überhaupt eine Gegenleiſtung gegeben werden mußte, beſtand 
diejelbe entweder in einer Naturalabgabe an Getreide (Forſthafer!), 
Eier, Hühnern, Wachs, Eicheln ꝛc. oder, wo es die Natur der Nutzung 
zuließ, wie namentlich bei der Maſt und Harznutzung, in dem Zehent 
von den eingetriebenen Schweinen oder den gewonnenen Produkten. 


§ 6. Forſtſtrafweſen. 8 

Holz war während des ganzen zu beſprechenden Zeitabſchnittes 
in ſolchem Überfluß vorhanden, daß es, wenigſtens im Sinne der 
reindeutſchen Volksrechte, als freies Gut betrachtet wurde, von dem 
jeder nach Bedarf und Belieben nehmen konnte. Die Lex ribua- 
riorum charakteriſiert dieſe Anſchauung ſehr gut durch die Worte: 
quia non res possessa, sed de ligno agitur. Den Charakter eines 
rechtlich geſchützten Objektes erhielt das Holz erſt dadurch, daß eine 
Handlung an demſelben vorgenommen wurde, welche erkennen ließ, 
daß Jemand davon Beſitz ergriffen hatte, daß es alſo eine res 


possessa geworden war; dieſes war der Fall, wenn ein Baum mit 


einem entſprechenden Zeichen verſehen, oder wenn ein Stamm gefällt 


und behauen, oder Holz zuſammen geſchafft worden war. Die un⸗ 


berechtigte Fällung maſttragender Bäume wurde nach den meiſten 
Volksrechten wegen ihrer Bedeutung für Schweinemaſt und wohl 
auch für die Jagd beſtraft. 

Verhältnismäßig ſchwer wurden unberechtigter Schweineeintrieb 
ſowie unbefugte Entnahme von Bienen und Wildhonig geahndet, 
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ſtrenge Buße war auf die Verrückung von Grenzzeichen und auf 
Brandſtiftung geſetzt. 

Auf dem Gebiete des Forſtſtrafrechtes gelangte bei den Weſt— 
goten, Burgundern und Longobarden der infolge des Einfluſſes des 
römiſchen Rechtes viel ſchärfer ausgeprägte Eigentumsbegriff für 
Wald und Waldnutzungen deutlich zum Ausdruck, indem die Volks⸗ 
rechte dieſer Stämme ungleich reicher an ſolchen Beſtimmungen ſind 
als jene der übrigen Völkerſchaften. 

Als Strafmittel für Forſtfrevel waren hauptſächlich Ver⸗ 
mögensſtrafen gebräuchlich, welche nach dem herrſchenden Kom— 
poſitionenſyſtem dem Beſchädigten zufielen, nur bezüglich der Grenz⸗ 
verrückung kam bei den Longobarden ſchon das öffentlich-rechtliche 
Intereſſe dadurch zur Geltung, daß die Hälfte der Strafe dem Könige 
gehörte. Bei den Weſtgoten und Longobarden wurde auch Konfiskation 
von Wagen und Zugtieren, ſowie Leibesſtrafe, letztere wenigſtens 
gegen Unfreie, angewendet. 

Neben der Geldſtrafe wurde bei einigen Völkerſchaften auch auf 
Schadenserſatz und Verzugszinſen erkannt. 

Die ſtrafrechtlichen Beſtimmungen der Volksrechte blieben bezüg⸗ 
lich der Forſtfrevel, ebenſo wie auf anderen Gebieten, bis zum Schluß 
der Karolingerperiode und ſogar vielfach noch lange nachher in Kraft, 
ſie haben aber doch im Laufe der Zeit bei ſpäteren Neurezenſionen 
entſprechend der beſſeren Ausbildung des Eigentums begriffes Ver⸗ 


ſchärfungen erfahren. 


2. Kapitel. Jagdweſen. 


§ 7. Jagdrecht. 

Die ungeheuren Waldungen beherbergten ſehr bedeutende Mengen 
Wildes, welches einerſeits als Gegenſtand der Nahrung und anderer- 
ſeits infolge der Abhärtung und Gewandtheit, welche die Jagd als 
eine treffliche Schulung für den Krieg erſcheinen ließ, von größter 
Bedeutung für die alten Deutſchen war. 

Das Jagdrecht, ebenſo wie die übrigen Allmendenutzungen, ſtand 


nach altdeutſcher Auffaſſung allen freien Genoſſen in NN 
Schwappach, Grundriß. 2. Aufl, 2 
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Maße nicht allein auf der unverteilten Mark, ſondern auch auf der 
Feldmark zu, an welcher anfangs nur Sonderbeſitz, nicht Sonder⸗ 
eigen, exiſtierte. Erſt in dem Grade, als ſich Privateigentum an 
Grund und Boden ausbildete, trat auch der Anſpruch auf ein mit 
demſelben verbundenes ausſchließliches Jagdrecht hervor. 

Der Natur der Verhältniſſe entſprechend waren es zunächſt nur 
die Könige und ſpäterhin auch die großen Grundherren, welche dieſen 
Anſpruch mit Erfolg geltend machen und auch ſchützen konnten. 
Einen draſtiſchen Beweis für die Energie, mit welcher dieſes geſchah, 
liefert die Erzählung des Gregor von Tours über eine im Jahre 
590 vorgekommene Verletzung des königlichen Jagdrechtes in den 
Bogejen.') 

Durch die Anwendung des Begriffes der Immunität (s. S. 6) 

auf die königlichen Güter erhielt die dortige Jagd noch den Schutz 
eines beſonderen Rechtsinſtitutes, deſſen Verletzung bald mit der 
Strafe des Königsbannes?) bedroht wurde. 
Da die königlichen Waldungen regelmäßig Immunitüt und das 
bevorzugte Jagdrecht genoſſen, ſo gewann ſeit dem Ende des 8. Jahr⸗ 
hunderts das aus dem althochdeutſchen „Forſt“ gebildete mittelalter⸗ 
lich⸗lateiniſche Wort: foresta, forestis, welches bis dahin fait aus- 
ſchließlich zur Bezeichnung königlicher Waldungen verwendet worden 
war, die Bedeutung eines ſolchen Waldes, in welchem das Jagdrecht 
mit Ausſchluß Dritter entweder dem Könige oder dem von ihm 
Beliehenen zuſtand, d. h. eines Bannforſtes. 

Die Vorliebe der fränkiſchen Könige für die Jagd hatte zur 
Folge, daß das Jagdrecht nicht nur auf den königlichen Beſitzungen 
ſelbſt in dieſer Weiſe geſchützt wurde, ſondern daß bald auch ſolche 
Güter, deren Grundeigentum dem Könige nicht zuſtand, mit in den 
Bereich des bevorzugten Jagdrechtes gezogen, d. h. inforeſtiert 


) Gregor von Tours, hist. franc. I. X. c. 10. 

2) Bann (verwandt mit dem griechiſchen Pο⁰ν, lat. fama, fanum) bedeutet 
noch in der merovingiſchen Zeit „feierliches Befehlswort des Königs“, wird aber 
ſpäterhin vorwiegend nur in dem Sinne der für Verletzung eines derartigen königlichen 
Befehles angedrohten Strafe gebraucht. Urſprünglich war als ſolche Leibes⸗ und 
ſelbſt Lebensſtrafe angedroht, ſeit der Karolingerzeit kam ausſchließlich die für da⸗ 
malige Zeiten ſehr hohe Geldſtrafe von 60 Schillingen in Gebrauch. 
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wurden. Anfangs dürften es wohl nur die Beſitzungen der Kolonen 
und Schutzhörigen geweſen ſein, gegen welche in dieſer Weiſe ver- 
fahren wurde, allein allmählich ging man auch weiter, wodurch viel- 
fache Klagen veranlaßt wurden, welche bald von Erfolg begleitet 
waren, bald wenigſtens durch die Belaſſung eines Teiles des Jagd- 
rechtes beſchwichtigt wurden. 

Da das Recht, eine Handlung bei Strafe des Bannes zu ver- 
bieten, nur dem Könige zukam, ſo beſaßen anfangs bloß dieſer ſowie jene 
Perſonen Bannforſten, welchen königliche Güter ohne Vorbehalt des Jagd— 
rechtes verliehen worden waren. Allmählich wurde aber auch bei den 
großen Grundherren der Wunſch rege, das Jagdrecht auf ihren Gütern in 
gleicher Weiſe geſchützt zu ſehen. Zu dieſem Zweck war es erforderlich, 
daß der König eine Verletzung des privaten Jagdrechtes ebenfalls bei 
Strafe des Bannes verbot. Derartige Waldungen und ſonſtige 
Grundbeſitzungen Privater hießen dann gleichfalls Bannforſten. 

Solche wurden namentlich während des 9. und 10. Jahrhunderts 
in ſehr großer Anzahl errichtet. 

Seit der Zeit, in welcher dieſer Schutz des Jagdrechtes auch 
andern Perſonen zu teil wurde (etwa Mitte des 9. Jahrhunderts), 
löſte ſich zugleich der Begriff „forestis“ los von der Beziehung zu 
einem beſtimmten Grundſtück und bezeichnete ſowohl ein unter Bann 
geſtelltes Terrain, als auch im abſtrakten Sinne die bevorzugte Be- 
rechtigung zur Jagdausübung ſelbſt. 

Anfänglich hatte die Inforeſtation wohl nur die Folge, daß dem 
Inhaber des Bannforſtes lediglich das Jagdrecht, und zwar häufig 
bloß bezüglich des Hochwildes, vorbehalten wurde, während alle übrigen 
Nutzungen und ſelbſt die Jagd auf Raubzeug, ſowie auf kleineres 
Wild unberührt blieben. Aber ſchon im Laufe des 9. Jahrhunderts 
begannen die Inhaber von Bannforſten ihrem Rechte eine Ausdehnung 
zu geben, welche für die ſpätere Zeit von größter Bedeutung wurde. 
Sie verboten nämlich nicht nur größere Rodungen, ſondern ſuchten 
auch die übrigen Waldnutzungen, unter denen namentlich die 
Schweinemaſt eine hervorragende Stelle einnahm, entweder mit Rück⸗ 
ſicht auf die Wildſtandsruhe oder um Wildfrevel zu verhüten, ganz 
auszuſchließen oder doch nur innerhalb der von ihnen geſetzten Grenzen 
zu geſtatten. 

2* 
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§ 8. Jagdausübung. 

Die größeren Wildarten, welche zu jener Zeit in Deutſchland 
vorkamen, waren neben unſerem Rot- und Schwarzwild, ferner den 
Bären und Wölfen noch: Wiſent (Bison europaeus), Ur (Bos 
primigenius), Elenn, Luchs und verwilderte Pferde. Zu Cäſars 
Zeiten ſcheinen auch noch Renntiere in Deutſchland angetroffen 
worden zu ſein. | 

Der Begriff des Schwarzwildes umfaßte nach den Volksrechten 
alle größeren, dunkelgefärbten, jagdbaren Tiere, alſo neben dem Wild⸗ 
ſchweine auch die wilden Ochſenarten und die Bären. 

Das Damwild fehlte damals in Deutſchland, und die Faſanen 
fanden ſich nur zur Zierde an den Höfen der Großen. 

Schon die älteſten Geſchichtsquellen zeugen von einer hohen Ent⸗ 
wicklungsſtufe des Jagdbetriebes. 

In den Volksrechten werden nicht weniger als neun Arten von 
Jagdhunden genannt. Die übrigen Hilfsmittel zur Jagd waren: 
Pfeil und Bogen, Spieß und Schwert, Schlingen, Netze, 
Fallen, Fanggruben, Selbſtgeſchoſſe, gezähmtes Edelwild 
und verſchiedene zur Jagd abgerichtete Falkenarten. 

Zur Erlegung der größeren Wildarten diente hauptſächlich eine 
Fangjagd, welche man im ſpäteren Mittelalter als „über Land Jagen“ 
bezeichnete. Das Wild wurde zunächſt mit Hilfe der Hunde auf⸗ 
geſucht und beſtätigt, und ſodann durch berittene oder nicht berittene 
Jäger ſolange verfolgt, bis es ſich entweder gegen die Meute ſtellte 
und dann aus nächſter Nähe mit Hilfe des Spießes und Schwertes 
erlegt werden konnte, oder bis es ſich in Netzen und Schlingen, welche 
auf die Wechſel geſtellt waren, gefangen hatte. 

Bei der Pürſche auf Rotwild bediente man ſich der gezähmten 
Hirſche und Tiere, um durch dieſelben gedeckt leichter herankommen zu 
können. 

Das Raubwild wurde mit Hilfe verſchiedener Fangapparate und 
Selbſtgeſchoſſe erlegt, zur Vertilgung der Wölfe verwendete man 
auch Gift. 

Das kleine Haarwild ſcheint entweder mittels des Windſpieles 
oder in Schlingen gefangen worden zu ſein. 


Freies Jagdrecht. 21 


Bei der Vogeljagd kam wohl faſt ausſchließlich die Beizjagd in 
Anwendung, welche nach den Ergebniſſen der Sprachvergleichung 
bereits Jahrtauſende alt iſt. 

Die 1. Langobardorum enthält die älteſten Beſtimmungen über 
die Dauer der Berechtigung zur Wildfolge (20 Stunden), ebenſo 
wird dort jenem, welcher angeſchoſſenes, gefangenes oder von Hunden 
geſtelltes Wild antraf und es tötete oder ſolches auch ſchon verendet 
vorfand, als Jägerrecht das rechte Vorderblatt nebſt 7 Rippen zu⸗ 
geſprochen, während das Wild ſelbſt dem Schützen ausgeliefert werden 
mußte. 

§ 9. Jagdſtrafweſen. 

Das Jagdſtrafrecht des frühen Mittelalters zeigt ſowohl durch 
den viel reicheren materiellen Inhalt, als auch durch die beſſere for- 
melle Behandlung gegenüber dem Forſtſtrafrecht, daß der Jagd eine 
erheblich höhere Bedeutung beigelegt wurde als den ſonſtigen Wald- 
nutzungen. Dabei ſind die Rechte der reindeutſchen Stämme ungleich 
reicher an ſolchen Beſtimmungen als jene der auf romaniſchem Boden 
wohnhaften Völkerſchaften. 

Da vor Ausbildung der Bannforſten ein ausſchließliches Jagd⸗ 
recht eigentlich nur dem Könige zuſtand, ſo betreffen die verſchiedenen 
Beſtimmungen auch nicht die Verletzung des Rechtes zur Jagdaus— 
übung an ſich, ſondern ſie behandeln vor allem Entwendungen, welche 
an den Hilfsmitteln zur Jagd (Hunden, Falken, gezähmtem Rotwild) 
oder an von Dritten gefangenem und erlegtem Wild erfolgten. Auch 
die generelle Strafbeſtimmung der 1. salica und ribuariorum (si quis 
de diversis venationibus furtum fecerit) dürfte nur in letzterem Sinne 
aufzufaſſen fein, und zwar umſomehr, als die 1. rib. noch ausdrücklich 
mit den gleichen Worten wie beim Holzfrevel auf den Akt der Beſitz⸗ 
ergreifung hinweiſt. Die Auffaſſung, daß das Wild durch einen 
deutlich erkennbaren Akt der Jagdausübung in den Beſitz des Jägers 
übergehe, wird auch durch die Beſtimmungen beſtätigt, welche an- 
ordnen, daß der Jäger für Schaden, der durch in Schlingen ꝛc. ge- 
fangenes Wild an Menſchen oder Haustieren verübt wurde, haftbar ſei. 

Wer Selbſtgeſchoſſe, Fallen und Schlingen ſtellte, mußte ſeine 
Nachbarn hiervon in Kenntnis ſetzen, um Gefährdung von Menſchen 
und Haustieren zu vermeiden, für welche er verantwortlich war. 
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Auch für Verletzung der jagdrechtlichen Beſtimmungen wurde 
nach dem Kompoſitionenſyſtem faſt ausnahmlos auf Geldſtrafe er⸗ 
kannt; neben der Strafe mußte, wenn es ſich um die Hilfsmittel zur 
Jagd handelte, Schadenerſatz durch Lieferung anderer Hunde, 
Falken ꝛc. geleiſtet werden, deren Gleichwertigkeit mit den ent⸗ 
wendeten oder beſchädigten Tieren noch meiſt durch Eideshelfer nach⸗ 
zuweiſen war. | 


8 10. Forſt⸗ und Jagdperfonal. 


Für die Organiſation der Forſt⸗ und Jagdverwaltung des ganzen 
Mittelalters iſt die ſcharfe Sonderung des Jagdbetriebes von der 
Verwaltung der Forſten charakteriſtiſch. 

Letztere bildete einen ziemlich untergeordneten Zweig der allge⸗ 
meinen Güterverwaltung, während erſterer ſich ſchon zur Zeit der 
Karolinger einer beſonderen Pflege durch ein zahlreiches und teilweiſe 
ſehr hochgeſtelltes Perſonal zu erfreuen hatte. 

Da die Bewirtſchaftung der ausgedehnten Beſitzungen von einer 
Stelle aus unmöglich war, ſo hatte ſich ſeit dem 9. Jahrhundert die 
ſog. Villenverfaſſung ausgebildet.!) Die großen Herrſchaften 
waren hierbei in eine Anzahl von Domänen zerlegt, deren jede eine 
geſonderte Verwaltung hatte, während die Oberleitung vom Herr⸗ 
ſchaftsſitze aus erfolgte. Auf den einzelnen Domänen war ein im 
Eigenbetrieb ſtehender Haupthof und ein Komplex von Nebenhöfen 
eingerichtet, von denen die größeren (villae) durch beſondere Beamte 
bewirtſchaftet wurden, während die kleineren (mansionilia) meiſt an 
Freibauern oder Zinsleute hingegeben waren. 


Die Oberleitung der einzelnen königlichen Domänen lag in der 
Hand des in der curtis dominica reſidierenden judex (Amtmann), eine 
Beamtenkategorie, welche auf den ariſtokratiſchen Grundherrſchaften 
fehlte und der in den geiſtlichen Herrſchaften der Viztum oder 
Propſt entſpricht, obwohl dieſer nicht zur Lokalverwaltung gehörte 


1) über den Verwaltungsorganismus des Großgrundbeſitzes vergl. Lamprecht, 
deutſches Wirtſchaftsleben im Mittelalter I, 2 S. 719 ff. i 
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und nur Vertreter der rechtlichen Intereſſen des Grundherrn iſt. 
Auf den einzelnen Villen wirtſchafteten die Meier (majores, actores), 
denen noch verſchiedene Beamte zur Seite ſtanden. 


Die älteſten und eingehendſten Aufſchlüſſe über die Wirtſchafts⸗ 
einrichtungen auf den königlichen Beſitzungen, denen jene auf den 
übrigen Grundherrſchaften im weſentlichen entſprochen haben dürften, 
enthält das berühmte Capitulare de villis (wahrſcheinlich aus dem 
Jahre 800). 


Hiernach oblag den Amtleuten und Meiern auch die Ober⸗ 
aufſicht über die Forſten und das Forſtperſonal, die Sorge für die 
Nutzbarmachung der erſteren, die Vereinnahmung und Rechnungs- 
legung über die Einkünfte, ſowie auch einzelne adminiſtrative Auf⸗ 
gaben bezüglich des Jagdbetriebes. 


Die Güterverwalter ſollten entſprechende Ausſcheidung zwiſchen 
Wald und Ackerland treffen, unſtatthafte Rodungen verhindern, die 
Zinſen einfordern und namentlich für den richtigen Eingang des 
Schweinezehents ſorgen. Bezüglich der Jagd hatten ſie die 
Beizvögel zu ſtellen, die Aufzucht der jungen Jagdhunde zu über⸗ 
wachen und für die Bereithaltung der nötigen Netze zu ſorgen. Die 
Ausrottung der Wölfe war ebenfalls eine ſpezielle Aufgabe der Meier, 
zu welchem Behufe ihnen je zwei Wolfsjäger beigegeben waren. 

Zur Durchführung der Aufgaben, welche den Meiern bezüglich 
der Forſten oblagen, ſowie für den Jagdſchutz waren ihnen Förſter, 
forestarii, unterſtellt, welche meiſt zu den Hörigen oder Knechten 
gehörten, und über welche gleichzeitig mit den Forſten bei den 
Schenkungen verfügt wurde. 8 


Entſprechend dem damaligen Syſteme der Naturalwirtſchaft be— 
ſtand die Beſoldung der Förſter in Landhufen, welche dieſe für ſich 
bewirtſchafteten. 


Die Leitung des Jagdbetriebes unterſtand am Hofe Karls 
des Großen den beiden Miniſtern für die königliche Wirtſchaft, dem 
Seneſchalk und dem Schenk. 


Unter dieſen fungierten ein Oberjägermeiſter und der 
oberſte Falkonier, denen dann wieder als untergeordnete Hof- 
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beamte die Jäger und Falkoniere beigegeben waren. Die Jäger 
gliederten ſich in drei Gruppen: bersarii für die Waldjagd, 
veltrarii für die Feldjagd und beverarii für die Waſſerjagd ſowie 
wohl auch für die Jagd der Füchſe und Dächſe. 

Die Jäger und Falkoniere waren zwar ebenfalls Hörige, aber 
ſie nahmen durch ihre Verwendung für den unmittelbaren Hofdienſt 
die beſſere Stellung der Miniſterialien ein. Sie hatten ihren ſtän⸗ 
digen Aufenthalt in den königlichen Pfalzen und wurden von hier 
aus nach Bedarf zur Abhaltung der Jagden entſendet. 


II. Abſchnitt. 


Bom Ausſterben der Karolinger in Zeutſch- 
land bis zum Schluß des Mittelalters 


(911-1500). 


§ 11. Quellenkunde. 


Als die wichtigſten Fundorte von forſt⸗ und jagdgeſchichtlichem 
Material für die zu beſprechende Periode dürften anzuführen ſein: 

1. Die Rechtsbücher. Trotz der im Laufe der Jahrhunderte 
ſo weſentlich veränderten Rechtsanſchauungen erfolgte im ſpäteren 
Mittelalter bei dem Mangel einer ſtarken Zentralgewalt keine ein⸗ 
heitliche Kodifikation des in Deutſchland geltenden Rechtes. Nachdem 
die alten Volksrechte ſich überlebt hatten, trat an die Stelle des ge— 
ſchriebenen Rechtes wieder das Gewohnheitsrecht, welches ſich parti— 
kulariſtiſch entwickelte. Das Bedürfnis nach einer Niederſchrift dieſes 
Gewohnheitsrechtes war indeſſen ſo lebhaft, daß im Laufe des 13. Jahr⸗ 
hunderts mehrfache Aufzeichnungen des in kleineren oder größeren 
Bezirken geltenden Rechtes ohne höhere Autoriſation erfolgten. 

Von dieſen ſog. Rechtsbüchern iſt das berühmteſte der Sachſen— 
ſpiegel. Derſelbe enthält reindeutſches Recht und wurde von einem 
ſächſiſchen Gerichtsſchöffen, dem Ritter Eike von Repgow, !) zu An⸗ 
fang des 13. Jahrhunderts, wahrſcheinlich um 1215, verfaßt. Er 
genoß großes Anſehen und hat ausgedehnte geſetzliche Geltung erlangt. 


) Reppichau zwiſchen Anhalt und Köthen. 
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Während der Sachſenſpiegel vorwiegend in Norddeutſchland ver⸗ 
breitet war, wurde in Süddeutſchland der zwiſchen 1273 und 1282 
verfaßte Schwabenſpiegel allgemein als Rechtsnorm angenommen. 
Im Schwabenſpiegel ſind neben den verſchiedenen deutſchen Volksrechten 
und dem Sachſenſpiegel auch das römiſche und das kanoniſche Recht 
vielfach benutzt. | 

2. Bäuerliche Rechtsquellen. In forſtlicher Beziehung 
ſind von den Aufzeichnungen des örtlichen Gewohnheitsrechtes am 
intereſſanteſten die ſog. Dorfrechte. 

In jedem Herrenhof und in jeder Mark entwickelten ſich eigene 
Rechtsſätze, welche nur die allgemeinſten Grundſätze gemeinſam hatten. 

In der Verſammlung der ganzen Gemeinde, den Märkerdingen, 
und in Gegenwart der Obermärkers, des Grundherrn oder Vogtes 
bezw. ſeines Vertreters wurden von den Schöffen oder ſonſtigen an⸗ 
geſehenen Markgenoſſen die wichtigſten allgemeinen Rechtsſätze aus⸗ 
geſprochen und auch Spezialfälle entſchieden, es wurde das Recht 
„gewieſen“ oder „eröffnet“. Die Aufzeichnungen dieſer Rechtsſätze 
hießen deshalb: Weistümer, Offnungen, Pantaidingen (Oſterreich), 
Ehehaftsordnungen (Baiern), Dingrotel ꝛc. 

Während früher die genoſſenſchaftliche Autonomie den wechſelnden 
Bedürfniſſen entſprechend auch neues Recht ſchufen, machte ſich ſeit 
dem 15. Jahrhundert ein größerer Einfluß der Obermärker, welche 
vielfach die Landesherrlichkeit erlangt hatten, geltend, ſie revidierten 
die Dorfrechte und brachten neue Sätze hinein, welche zum Teil einen 
fremdartigen Charakter haben. 

Die meiſten Weistümer ſtammen aus der Zeit vom 13. bis 
16. Jahrhundert. AR 

3. Die Güterverzeichniſſe der Grundherrſchaften über ihre Be⸗ 
ſitzungen, Einkünfte und ſonſtigen Gerechtſame; ſie führen verſchiedene 
Bezeichnungen, wie: Urbarien, Regiſter, Lagerbücher, Salbücher, 
Rotel ꝛc. | 

4. Urkunden über Rechtsgeſchäfte der verſchiedenſten Art, 
in welchen vielfach forſtliche und jagdliche Verhältniſſe den Hauptinhalt 
bilden oder doch erwähnt werden. 

5. Die ſog. Chroniken, d. h. alte hiſtoriſche Aufzeichnungen, 
ſind beſonders für die ſtädtiſchen Verhältniſſe von Bedeutung. 
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6. Auch in ſonſtigen Schriften des ſpäteren Mittel- 
alters (3. B. Nibelungenlied, Triſtan und Iſolde ꝛc.) finden ſich für 
die Forſtgeſchichte intereſſante Notizen. 


1. Kapitel. Waldeigentum. 


$ 12. Königlicher Waldbeſitz. 

Wie früher gezeigt (S. 12) wurde, iſt ein ſehr erheblicher Teil 
des ausgedehnten Landbeſitzes der fränkiſchen Könige durch die Rechts⸗ 
anſchauung entſtanden, daß alles herrenloſe Land dem Fiskus gehöre. 
Dieſer Grundſatz blieb auch ſpäterhin in Kraft und haben die Könige, 
und ſeit der Ausbildung der Landesherrlichkeit im 13. Jahrhundert auch 
die Landesfürſten, große Ländereien durch Anwendung desſelben erworben. 

Weiterer Zuwachs des königlichen Beſitzes folgte aus dem Rechte 
an den Gütern der Verſtorbenen, welche keine Leibeserben hinterließen 
oder mit einer ungeſühnten Schuld als „exlex* aus dem Leben ge⸗ 
ſchieden waren, ſowie nach den Grundſätzen des Spolienrechtes durch 
den Nachlaß der Geiſtlichen. 

Bedeutende Gütererwerbungen fanden unter Anwendung der 
Konfiskation ſtatt. Durch Untreue und offene Auflehnung gegen den 
König wurde nicht bloß das Lehen⸗ ſondern auch das Erbgut verwirkt, 
und häufig genug iſt in den an Parteikämpfen reichen Jahrhunderten 
von der Strenge des Rechtes Gebrauch gemacht worden. | 

Ganz gewaltig wurde ferner der königliche Grundbeſitz durch die 
großen Eroberungen vermehrt, welche ſeit den ſächſiſchen Königen un⸗ 
unterbrochen während dreier Jahrhunderte ſowohl im Süden wie im 
Norden die Grenzen gegen Oſten verſchoben. 

Allein noch weit erheblicher und folgenſchwerer waren andererſeits 
die Momente, welche eine Verringerung der königlichen Beſitzungen 
zur Folge hatten. | 

Vor allem iſt als ſolches die Entwickelung des Lehensweſens 
zu nennen, indem nun nicht nur die Inhaber öffentlicher Amter mit 
Benefizien aus dem Reichsgut dotiert wurden, ſondern auch aus poli⸗ 
tiſchen und ſonſtigen Gründen zahlreiche Vergabungen von Gütern 
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zu Lehen ſtattfanden, welche dann nach dem Erblichwerden der Lehen 
in das Eigentum der jeweiligen Beſitzer übergingen. 

Je mehr ferner bei dem Sinken der kaiſerlichen Macht und den 
ſich fortwährend ſteigernden Anſprüchen des Reichshaushaltes die Geld⸗ 
verlegenheit des Reichsoberhauptes zunahm, deſto häufiger griffen die 
Könige und Kaiſer zu dem Hilfsmittel, Reichsgut an Fürſten und 
Städte zu verkaufen oder zu verpfänden, im letzteren Falle erfolgte 
jedoch nur ſehr ausnahmsweiſe die Wiedereinlöſung für das Reich. 

Verſchiedene Städte erhielten Reichsgut durch Schenkung. 

Manches Stück Reichsgut endlich wurde von den Kaiſern .. 
Privatbeſitz einverleibt. 

Das Reſultat aller dieſer Einflüſſe war, daß am Ende des 
14. Jahrhunderts nur noch verſchwindende Splitter des alten Reichs⸗ 
gutes als ſolches vorhanden waren, der größte Teil desſelben 
war an die Territorialherren übergegangen, der Reſt fiel an die 
Kirche und an die Städte. 

Die Geſchichte der Reichswaldungen und königlichen Forſten, 
welche einen ſehr bedeutenden und vielfach ſogar den größten Teil 
der königlichen Beſitzungen ausmachten, iſt in ihren allgemeinen Um⸗ 
riſſen durch den eben geſchilderten Entwicklungsgang fkizziert. Eine 
kurze Zuſammenſtellung der Schickſale einer größeren Anzahl von 
Reichsforſten findet ſich in meinem „Handbuch der Forjt- und 1 
geſchichte Deutſchlands“, S. 111 ff. 


§ 13. Waldungen der großen „ 


Im ſpäteren Mittelalter beſaßen die großen Grundbeſitzer, die 
Landesherren, landſäſſigen Adligen, Kirchen und Klöſter, folgende 
Arten von Waldeigentum und Waldnutzungsrechten: 

1. Waldungen, welche ihrer ausſchließlichen Benutzung 
vorbehalten waren, dieſelben hießen gewöhnlich: Kammerforſt, 
Kammerholz, Inforſt, Forſt. Lamprecht!) führt die Entſtehung 
der Kammerforſten auf die letzte große Rodungsperiode vom 11. bis 
13. Jahrhundert zurück. Wie früher aus den großen Waldungen 
die Bannforſten ausgeſchieden worden waren, ſo wurden jetzt die 


) Lamprecht, deutſches Wirtſchaftsleben I, 1 S. 112. 


Br 
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Forſten abermals in ein innerſtes, unzugängliches Allerheiligſtes und 
in eine rottbare Peripherie geteilt. 

2. Waldungen, an welchen den Grundherren zwar das Eigentum 
zuſtand, die aber mit mehr oder weniger weitgehenden Nutzungs- 
rechten der Hinterſaſſen belaſtet waren. Hierher gehören auch 
jene Waldungen urſprünglich freier Markgenoſſenſchaften, in welchen 
ſich aus der Vogtei eine Grundherrſchaft entwickelt hatte. 

Im einzelnen waren die Verhältniſſe je nach der geſchichtlichen 
Entwickelung ungemein verſchiedenartig, namentlich iſt auch die Grenze 
zwiſchen bloß ſervitutariſchen Nutzungen und zwiſchen Eigentumsrecht, 
auf deſſen Erlangung bezw. ſchärfere Ausbildung von Seiten des 
Vogtes bezw. des Obermärkers mit vielem Erfolg hingearbeitet wurde, 
ſchwer zu ziehen und zwar umſomehr, als ſich dieſelbe fortwährend 
verſchob. 

In den herrſchaftlichen Waldungen war den Grundherren meiſt 
das Recht auf alle beſſeren Holzarten (blumwar) !), faſt allenthalben 
aber wenigſtens jenes auf die Eichen vorbehalten, während die Hof— 
markgenoſſen nur die geringeren Holzarten, das ſog. Weichholz 
oder Urholz, ſowie das Abfallholz, welches nach dem Zurichten der 
Stämme im Walde zurückblieb (Afterſchlag), zu beanſpruchen 
hatten (dustwar) 2), ebenſo mußte für den Schweineeintrieb in den 
Herrenwald eine Abgabe, der „Dehem“, gegeben werden. 

3. Den großen Grundherren ſtanden häufig als Mitmärkern 
Eigentums⸗ und Nutzungsrechte an gemeinen Marken zu. 

Dieſe Eigentumsrechte waren teils mit Allodialbeſitz, teils mit 
Lehngütern verbunden. 


§ 14. Die Markwaldungen. 


Im mittleren und weſtlichen Deutſchland war bis zum Ende 
des Mittelalters bei den Bewohnern der Dörfer und Höfe der marf- 
genoſſenſchaftliche Waldbeſitz bei weitem vorherrſchend; Privatwald 
fand ſich hier nur infolge frühzeitiger Zerſplitterung von Marken 
oder durch Einzelanſiedlung in größeren Waldgebieten. 


) war = gewere, Rechtsanſpruch auf die „Blumen“, d. h. Maſt oder Früchte 
tragenden Bäume. 
2) Anſpruch auf das geringere Holz, dust mnd. = Spreu, Hülſe. 
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Je nachdem das Grundeigentum der Allmende der freien Mark⸗ 
genoſſenſchaft oder einem Grundherrn zuſtand, unterſchied man freie 
und grund herrliche Markgenoſſenſchaften. Daneben gab es auch 
noch eine dritte Form, die gemiſchte Markgenoſſenſchaft, an welcher 
ſowohl freie als unfreie Märker Anteil hatten; allein dieſe konnten 
ſich meiſt nur kurze Zeit halten und wandelten ſich ſchon ſehr früh⸗ 
zeitig in grundherrliche Marken um. Ebenſo haben ſich freie Mark⸗ 
genoſſenſchaften in größerer Anzahl nur in wenigen Gegenden 
Deutſchlands bis zum Schluß des Mittelalters zu behaupten ver⸗ 
mocht (Friesland, Dithmarſchen, Schweiz), die Ausbildung der großen 
Grundherrſchaften und ſpäterhin jene der Vogtei hatten die raſche 
Vermehrung von grundherrlichen Markgenoſſenſchaften zur Folge. 

Die Umgeſtaltung der rechtlichen Verhältniſſe war jedoch keines⸗ 
wegs von einer erheblichen Verſchlimmerung der wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſtände begleitet. Namentlich als ſeit dem 12. Jahrhundert an 
die Stelle der alten Grundherrſchaften das Syſtem der Pachtungen 
und Rentengüter getreten war, entfalteten die Bauern, begünſtigt 
durch den rapiden Aufſchwung der Grundrente und den noch embryo⸗ 
nalen Zuſtand der künftigen autoritativen Landesgewalt, die vor⸗ 
handenen Kräfte in der Zeit vom 13. bis zum 15. Jahrhundert auf 
das Glücklichſte. Die zahlreichen Weistümer geben uns den beſten 
Beweis dafür, wie die nun neuaufblühenden Markgenoſſenſchaften 
gerade in der Bewirtſchaftung der Allmende ein fruchtbares Feld 
ihrer Thätigkeit fanden. 

Erſt gegen Ende des Mittelalters, als ſich aus Grundherrlichkeit 
und Vogtei in Verbindung mit altſtaatlicher Gewalt die Landeshoheit 
entwickelte, welche die kleineren Grund⸗ und Vogtherrſchaften ſich 
unterordnete, während der Bauernſtand von der ſich vollziehenden 
Neuorganiſation des nach Berufsſtänden gegliederten Volkes aus⸗ 
geſchloſſen blieb, trat eine erhebliche Verſchlechterung der bäuerlichen 
Verhältniſſe ein. Freiheit und echtes Eigen wurden nunmehr beim 
Bauern zur Seltenheit, während Fronden und Zinſen fortwährend 
zunahmen. In der perſönlichen Freiheit beeinträchtigt, politiſch 
rechtlos und ſozial ganz gewaltig verſchlechtert, trat der Bauerſtand 
in das 16. Jahrhundert ein. Dieſer Niedergang machte ſich ebenſo 
wie der Aufſchwung der vorausgegangenen Jahrhunderte durch 
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eine Umgeſtaltung der Eigentumsverhältniſſe bemerklich, welche weiter⸗ 
hin noch näher zu erörtern ſein wird. 

Die Nutzungsrechte am Markwald (Holzbezug, Maſt, Weide 
und Rodung) kamen der Geſamtheit aller Märker zu, wurden jedoch 
von den einzelnen Genoſſen nach Maßgabe des Bedarfs und der von 
der Märkerverſammlung erlaſſenen Vorſchriften ausgeübt. 

Den einzigen Maßſtab für den Bezug der Marknutzungen bildete 
urſprünglich der Bedarf einer Hufe, und der rein ideelle Anteil an 
der Allmende, welchen jeder Hufenbeſitzer zu echtem Eigen beſaß, 
wurde: Achtwort!), Gewere, Mark, Holzgewalt ꝛc. genannt. 

Mit dem Wachſen der Bevölkerung ergab ſich die Notwendigkeit 
einer Regelung und Einſchränkung des anfangs vollkommen un⸗ 
beſchränkten Genußrechtes, ebenſo ſchwand auch die alte Rechtsgleich⸗ 
heit aller Genoſſen, als die Marken ſich gegen den Zuzug neuer 


Anſiedler abſchloſſen und dieſen höchſtens ein beſchränktes Nutzungs- 
recht an der Allmende einräumten. 


Durch die Zunahme der Bevölkerung war aber auch ſeit dem 
Ende des 11. Jahrhunderts die Entſtehung neuer Gemeindeverbände 
innerhalb der alten Zendereimark bedingt. Jetzt entwickelte ſich in 
den meiſten Fällen der Ortsgemeinde verband, in anderen ſon⸗ 
derten ſich in der Zendereimark zunächſt Gruppen von Orten aus, 
wodurch ſich wirtſchaftliche Samtgemeinden bildeten, welche 
erſt weiterhin in Dorfgemeinden zerfielen. 

Dieſe Gliederung hatte aber gleichzeitig auch eine Auflöſung der 
älteren großen Zendallmenden zur Folge. Im erſterwähnten Falle 
wurde bei Gründung neuer Ortsgemeinden dieſen ein Stück der 
Zendallmende zur beſonderen Nutzung überwieſen, welches bei Auf⸗ 
löſung der alten Zendereimark den Ortſchaften als Eigenmark zufiel. 
Bisweilen blieb auch dann noch ein kleiner Gemeinbeſitz, namentlich 


an Wald, zwiſchen den Ortſchaften als dürftiger Reſt der alten 
Zenderei beſtehen. 


Die Geſamtgemeinden haben dagegen auch nach Ausbildung der 
Dorfgemeinden meiſt noch Wald und Weide im Gemeinbeſitz feſtzu⸗ 


1) Achtwort abzuleiten von echte ware S legitima portio. 
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halten vermocht. Auf dieſe Weiſe entſtanden markgenoſſenſchaftliche 
Wald⸗ und Weidegemeinſchaften, welche der Kompetenz und den 
Funktionen, aber nicht dem räumlichen Umfang nach als Reſte der 
alten Samtgemeindeverfaſſung erſcheinen.“) i 

Neben dieſer organiſchen Weiterentwickelung des markgenoſſen⸗ 
ſchaftlichen Verbandes fanden aber im ſpäteren Mittelalter auch noch 
Teilungen der Allmenden zu Privatbeſitz unter die Genoſſen 
ſtatt; ſeit dem 12. Jahrhundert mehren ſich die Nachrichten über 
derartige Zerſplitterungen in ſteigendem Maße. Anfangs war wohl 
das Bedürfnis nach Ackerland die weſentliche Veranlaſſung für dieſe 
Maßregel, gegen das Ende des Mittelalters machte ſich aber auch bereits 
die Abnahme des Gemeinſinnes und des Intereſſes an der Allmende 
als Urſachen der Teilungen geltend. 

Schon am Ausgang des 14. Jahrhunderts begann das Beſtreben 
der Landesherren, die Nutzungsrechte der Markgenoſſen zu beſchränken, 
und ſeit dem 15. Jahrhundert verſuchten dieſelben auch das Eigen⸗ 
tumsrecht der Allmenden für ſich in Anſpruch zu nehmen. 

Wo Markgenoſſenſchaften weniger verbreitet waren, wurden den 
Kolonen entweder Nutzungsrechte am Herrenwald eingeräumt, oder 
Waldungen teils als Privateigentum, teils als Geſamtbeſitz über⸗ 
wieſen. Ganz beſonders iſt dieſes der Fall bei den Koloniſationen 
in den ehemals ſlaviſchen Landesteilen öſtlich der Elbe der Fall. 


$ 15. Städtewaldungen. 


Die deutſchen Städte, welche ſich im ſpäteren Mittelalter zu ſo 
hoher Blüte entwickelten, erwarben während dieſer Zeit auch be⸗ 
deutendere Waldungen. 

Der Waldbeſitz der Städte bildete ſich aus ſehr verſchiedenartigen 
Teilen. Jene Städte, welche aus Landgemeinden durch Verleihung 
der Stadtrechte hervorgingen, beſaßen entweder eine Allmende für ſich 
allein oder hatten mit anderen Genoſſen an größeren Marken Anteil. 
Im erſten Fall wurde der Gemeindewald ſofort mit der Erhebung 


) Ein ſehr gutes Beiſpiel für dieſen Zerfall der alten großen Marken bildet 
die in der erſten Hälfte des 12. Jahrhunderts erfolgte Teilung des rheingauiſchen 
Haingeraide. Vergl. hierüber: Bodmann, rheing. Altertümer 1. Bd., Mainz 1819, 
S. 439 ff. ; 
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der betreffenden Ortſchaft zur Stadt Stadtwald, im zweiten erhielten 


die Städte bei Teilung der großen Marken eigene Waldungen aus⸗ 


geſchieden. Bei den ſpäteren Städtegründungen ſeit dem 12. Jahr⸗ 
hundert, welche namentlich im öſtlichen Deutſchland erfolgten, wurde 
den Städten von ihren Gründern meiſt auch ſogleich ein Stadtwald 
zugewieſen. 

Als die Kaiſer ſich gegen die aufſtrebende Selbſtändigkeit der 
Landesherren auf die Städte zu ſtützen begannen, ſuchten ſie deren 
Gunſt häufig durch Schenkung von Wald oder durch Verleihung von 
Waldnutzungsrechten zu gewinnen. Die Städte waren durch ihren 
Reichtum auch in der Lage, von den ſtets geldbedürftigen Kaiſern, 
ſowie von den Landesherren und ſonſtigen Großen, Wald durch Kauf 
oder Verpfändung ohne ſpätere Wiedereinlöſung zu erwerben. 


Seit dem 13. und 14. Jahrhundert wuchſen die ſtädtiſchen 
Beſitzungen auch durch Ankauf der Stadtbürger in den angrenzenden 
Dorfmarken und Aufnahme der in der Nähe der Stadt wohnenden 
freien Grundbeſitzer in das Stadtbürgerrecht. 


§ 16. Waldnutzungsrechte. 


In dem Maße, als durch die Zunahme der Bevölkerung und 
die hierdurch bedingten Rodungen die Wertſchätzung des Waldes ſtieg, 
vermehrte ſich die Zahl der Verleihungen von Waldnutzungsrechten, 
indem man es vorzog, dieſe Einrichtung an die Stelle der früher 
üblichen Schenkung des Waldeigentums zu ſetzen. 

Vor allem waren es die Klöſter, Kirchen und milden Stiftungen, 
deren Holzbedarf auf dieſe Weiſe gedeckt wurde, aber auch Städte 
und Dörfer erhielten ſolche Nutzungsrechte; beſonders häufig war 
dieſes der Fall bei den Koloniſationen in den ehemals ſlaviſchen 
Gebietsteilen. ö 


Die Urkunden erwähnen auch zahlreiche Fälle der Okkupation 
von neuen und der Erweiterung von beſtehenden Forſtberechtigungen, 
welche bei den unklaren Grenzverhältniſſen, dem mangelhaften Forſt⸗ 
ſchutz und der Geringwertigkeit der Waldnutzungen erklärlich genug ſind. 

Zu den Forſtberechtigungen ſind auch jene Holzbezüge zu rechnen, 
welche den in der Mark angeſeſſenen Gewerbetreibenden behufs 
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der Ausübung ihres Handwerkes über das Maß des gewöhnlichen 
Marknutzens hinaus gewährt wurden. | 

Die hohe Bedeutung des Bergbaues und der Salinen für 
die Volkswirtſchaft hatten bereits während des Mittelalters zur Folge, 
daß nicht nur das zum Betriebe notwendige Holz, ſoweit es nicht 
aus eigenen Waldungen entnommen werden konnte, auf dem Wege 
der Berechtigung in den umliegenden Forſten geſichert wurde, ſondern 
daß man auch den Bergleuten und Salzſiedergenoſſenſchaften weit⸗ 
gehende Waldnutzungsrechte für ihren perſönlichen Bedarf einräumte. 

Schon aus dem ſpäteren Mittelalter wird auch von Forſtrechts— 
ablöſungen, und zwar durch Hingabe von Grund und Boden, 
berichtet. 

§ 17. Grenzbezeichnung. 

Bezüglich der Formen der Grenzbezeichnung hat das ſpätere 
Mittelalter keine beſonderen Neuerungen gebracht. Wie früher wurden 
zunächſt die natürlichen Grenzen benutzt; ſoweit eine beſondere Be⸗ 
zeichnung notwendig war, dienten faſt allgemein Mal- oder Lachbäume 
dieſem Zwecke, untergeordnet kommen gegen das Ende des Mittel- 
alters auch Grenzſteine und Grenzpfähle vor. 

Der hauptſächlichſte Fortſchritt auf dieſem Gebiete beſtand darin, 
daß man anfing auf eine genauere Sonderung der Eigentumsanſprüche 
Wert zu legen und zu dieſem Zwecke die periodiſchen Grenzbe— 
ſichtigungen einführte; in den letzten Jahrhunderten des Mittelalters 
finden ſich auch ganz genaue Grenzbeſchreibungen. 

Das Setzen neuer Grenzzeichen war ein feierlicher Akt, welcher 
nur von der Herrſchaft oder von den Schöffen, bisweilen auch von 
beiden gemeinſchaftlich, vorgenommen werden ſollte. 

Böswillige Beſchädigungen, ſowie Veränderungen von Grenz⸗ 
zeichen wurden ſehr ſtreng, meiſt mit dem Tode, beſtraft. 


2. Kapitel. Waldwirtſchaft. 


§ 18. Rodungen. 


Die rapide Vermehrung der Bevölkerung im weſtlichen Deutſchland, 
welche vom Jahre 900 bis zum Jahre 1100 um das Doppelte, bis zum 
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Jahre 1200 aber faſt auf das Vierfache anwuchs, hat eine neue 
Periode von Waldrodungen veranlaßt, welche mit dem 10. Jahrhun⸗ 
dert begaun und namentlich im 12. und 13. Jahrhundert beſonders 
energiſch wirkte. 

Gleichzeitig erfolgte aber auch ein Weiterrücken dieſer kultiva⸗ 
toriſchen Thätigkeit gegen Oſten. Während um das Jahr 1200 der 
regere Ausbau im Moſelland bereits zum Abſchluß kam und im 
13. Jahrhundert in den rheiniſchen Gegenden die erſten Verſuche zur 
Beſchränkung von Rodungen gemacht wurden, erfolgten wenig weiter 
öſtlich, im Bistum Würzburg noch gegen das Ende des 13. Jahr⸗ 
hunderts große Vergabungen von Rodezehenten. 

Die koloniſatoriſche Arbeit in den flaviſchen Gebietsteilen rechts 
der Elbe begann erſt im 12. Jahrhundert und erreichte um die Wende 
des 13. und 14. Jahrhunderts ihre größte Entfaltung. 

Die Landeskultur hat durch die zahlreichen Klöſter, namentlich 
durch jene der ſchon nach ihrer Ordensregel auf die Koloniſierung 
hingewieſenen Ciſterzienſer, ſowie durch die Thätigkeit der geiſtlichen 
Ritterorden eine mächtige Förderung erfahren. 

Aber auch die weltlichen Grundherren hatten ein lebhaftes In⸗ 
tereſſe an dem Ausbau des Landes, da ihnen durch den Neubruch— 
zehent eine ſehr erhebliche Einnahme aus dem ſonſt faſt vollſtändig 
wertloſen Beſitz erwuchs, ſie erteilten deshalb gerne die Erlaubnis 
zu Rodungen, verboten aber andererſeits deren eigenmächtige Anlage. 
Trotzdem ertönen im 12. und 13. Jahrhundert zahlreiche Klagen 
über unberechtigte Neubrüche, zu welchen die Not infolge des be— 
ſchränkten Nahrungsraumes drängte. | 

Die ausgedehnten Rodungen dieſer Periode waren nicht nur 
wirtſchaftlich, ſondern auch ſozial von großer Bedeutung, weil ſich 
bei den Neubrüchen durch die Koloniſten eine neue Form der Benutzung 
von Grund und Boden ohne gleichzeitige Minderung der perfün- 
lichen Freiheit ausbildete. Durch das Rodlehen oder die ſog. Leihe 
zu Waldrecht ſind für die Übernahme fremden Grund und Bodens 
zur Urbarmachung rein wirtſchaftliche Beziehungen zur Grundherrſchaft 
geſchaffen worden, welche, weit davon entfernt, das perſönliche Recht 
des Bebauers zu berühren, ſo ſehr rein ſachlich waren, daß auch die 
Grundſätze des Erbrechtes auf ſie eine ſelbſtverſtändliche Anwendung 
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finden konnten. Die Waldleihe war alſo eine Form des Erbpacht⸗ 
verhältniſſes und hat weſentlich dazu beigetragen, dem Bauernſtande 
eine freiere Stellung in der deutſchen Geſellſchaſt zu verſchaffen.“) 

Die Rodung erfolgte wie in früherer Zeit außer durch die Axt 
wohl auch jetzt noch vielfach durch Feuer. 

Auch in dieſer Periode kam es in vielen Gegenden Deutſchlands 
noch nicht zu einer dauernden Abgrenzung zwiſchen Wald und Feld, 
ſondern ein nicht unerheblicher Teil der gerodeten Flächen blieb, 
wenn der Ertrag die Mühe der Beſtellung nicht mehr lohnte, wieder 
unbebaut liegen und verſtrauchte. Letzteres trat auch in jenen zahl⸗ 
reichen Fällen ein, wo die Bewohner von Höfen und ſelbſt von ganzen 
Dörfern entweder infolge der fortwährenden Fehden und Kriege um⸗ 
kamen oder auswanderten, oder in die aufblühenden Städte zogen, 
um dort in günſtigere ſoziale Verhältniſſe zu gelangen.“) 

Die Beobachtung, daß ausgebaute Rottländereien ſich bald wieder 
in Wald verwandelten, ſei es durch Anflug von Samen aus dem 
nahen Wald oder durch Ausſchlag der belaſſenen Stöcke, führte ſchon 
frühzeitig in verſchiedenen Gegenden zu einem regelmäßigen Wechſel 
zwiſchen Feldbau und Waldbau im Hackwaldbetriebe, welcher nach 
verſchiedenen Urkunden aus dem 12. und 13. Jahrhundert damals 
bereits im Odenwald und Siegerland, ſowie in den Gegenden an 
der Saar und Moſel verbreitet war. 
| Obwohl die großen Grundherren die Rodung des Waldes im 

allgemeinen ſehr begünſtigten, ſo haben dieſelben doch wohl hauptſächlich 
aus jagdlichem Intereſſe ſchon frühzeitig in beſtimmten Bezirken, den 
Bannforſten und ſpäterhin in den Kammerforſten, die Umwandlung 
in Kulturgelände unterſagt. Im 13. Jahrhundert war aber in Weſt⸗ 
deutſchland bereits die Grenze erreicht, über welche hinaus eine Ver⸗ 
minderung des Waldes auch im wirtſchaftlichen Intereſſe nicht mehr 
wünſchenswert erſchien. Das älteſte Rodungsverbot, welches aus 
dieſen Rückſichten erlaſſen wurde, dürfte jenes für den Rheingau vom 


) Inama-Sternegg, deutſche Wirtſchaftsgeſchichte II 27. 

) Lamprecht (deutſch. Wirtſchaftsl. II 42) erwähnt z. B., daß in dem von 
ihm bearbeiteten Bezirk 214 Ortsbezeichnungen erſcheinen, welche ſich auf der K 
Karte der Reg.⸗Bez. Trier und Coblenz nicht lokaliſieren laſſen. 
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Jahre 1226 ſein; in den Weistümern des 14. und 15. Jahrhunderts 
finden ſich ſolche allmählich immer häufiger. Im Jahre 1237 unter⸗ 
ſagte der Erzbiſchof Eberhard von Salzburg mit Rückſicht auf den 
Salinenbetrieb die Umwandlung abgetriebener Waldflächen in Feld 
oder Weide. 

Als die erſte Vorſchrift zur Förderung der Waldkultur dürfte 
eine Verordnung des Kaiſers Albrecht vom Jahre 1304 zu be⸗ 
trachten ſein, in welcher er die Anlage von Neubrüchen im Hagenauer 
Forſt unterſagte und befahl, daß die unrechtmäßigerweiſe in Feld umge⸗ 
wandelten Teile des Waldes wieder der 1 ee 
werden ſollten. 8 


§ 19. Die Waldnutzungen. 


Der Übergang von der wilden, rein okkupatoriſchen Waldbenutzung 
der Urzeit und des frühen Mittelalters zu einer geordneten Forft- 
wirtſchaft wird durch jene Beſtimmungen gebildet, welche während 
der letzten Jahrhunderte des Mittelalters von den Grundherren und 
den Markgenoſſenſchaften in großer Anzahl erlaſſen wurden, um eine 
Ordnung in die urſprünglich völlig willkürliche Inanſpruchnahme der 
Erträge des Markwaldes zu bringen und deſſen Nachhaltigkeit ſicher 
zu ſtellen; den gleichen Zweck verfolgen auch verſchiedene Eigentums⸗ 
ordnungen dieſer Periode für jene größeren Waldungen, welche keinem 
genoſſenſchaftlichen Verbande angehörten. 

Beim Bauholz ſuchte man auf Schonung der beſſeren Holz⸗ 
arten, vor allem der Eiche, in den Alpen der Lärche und Zkebelkeer 5 
hinzuwirken. 

Es durfte nur ſoviel Holz gefällt werden, als von der Märker⸗ 
verſammlung oder dem Grunoherrn geſtattet worden war; dieſes ſollte 
innerhalb einer beſtimmten Friſt abgefahren und uur zu dem ange⸗ 
gebenen Zweck verwendet werden. Anweiſung der Stämme durch 
Markbeamte und ſpäterhin Beſichtigung der ausgeführten Bauten 
ſicherten die Durchführung dieſer Beſtimmung. Gegen Schluß der 
Periode fand auch eine vorherige Prüfung des angemeldeten Be— 
darfs ſtatt. 

N Eine bedeutende Holzerſparnis ergab ſich durch die Einführung 
der Sägemühlen, während früher die Bretter mit der Art geſpalten 
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wurden. Die älteſten Nachrichten über das Vorkommen von Säge⸗ 
mühlen ſtammen aus dem oberen Elſaß, wo dieſelben im Jahre 1303 
als bereits längere Zeit beſtehend erwähnt werden; größere Verbrei⸗ 
tung gewannen die Sägemühlen jedoch erſt ſeit dem Anfang des 
15. Jahrhunderts. | 

Zu Brennholz ſollte in erſter Linie das trockene und vom 
Wind geworfene Holz, ſowie der Abfall von den Nutzholzſtämmen 
genommen werden, außerdem aber nur ſolche Holzarten, welche zum 
Bauen keine Verwendung fanden. Von dieſem beſſeren Brennholz 
wurde ſpäterhin jedem Genoſſen alljährlich nur ein beſtimmtes Quan⸗ 
tum abgegeben. | 

Das Kohlenbrennen durfte nur auf Grund beſonderer Er- 
laubnis und ohne Gefährdung des Waldes (durch Feuer) betrieben 
werden. Während des Mittelalters ſcheint die Verkohlung haupt⸗ 
ſächlich in Gruben vorgenommen worden zu ſein. 


Aſchenbrennen, Baſtſchälen und Lohrindenreißen waren 
Nutzungen, welche ſehr oft, aber wie eben daraus hervorgeht, meiſt 
erfolglos verboten wurden. 

Die Harznutzung wurde gewiß damals bereits geübt, allein 
beſondere Verordnungen über dieſelbe finden ſich nur ſehr ſelten, 
ebenſo wird die Teerſchwelerei bloß am Harz erwähnt. 

Die größte Sorgfalt war der Regelung der hochgeſchätzten 
Maſtnutzung gewidmet,) weil dieſelbe nicht nur volkswirtſchaftlich 
eine hohe Bedeutung beſaß, ſondern in den herrſchaftlichen Waldungen 
auch die Haupteinnahme lieferte. In den Markwaldungen durften 
nur ſelbſtgezogene Schweine unentgeltlich zur Maſt getrieben werden, 
während für fremde eine Abgabe zu entrichten war. Die Zeitdauer 
des Eintriebes war genau vorgeſchrieben und oft periodiſch an ver⸗ 
ſchiedene Berechtigte verteilt. Durch beſondere Beſichtigungen wurde 
feſtgeſtellt, wie die Maſt geraten war, und wieviele Schweine dem⸗ 
nach eingeſchlagen werden konnten. Zur Kenntlichmachung der ord⸗ 
nungsmäßig eingetriebenen Schweine wurden dieſelben entweder ge⸗ 


) Es wurden ſogar beſondere, ſehr ausführliche Eckerichts⸗Ordnungen erlaſſen, 
wie z. B. für den Luszhardtwald v. 1434. 


Zeidelweide und Ausfuhrverbote. 39 


ringelt, d. h. mit einem Weidenring um den Hals verſehen, oder mit 
einem ſorgfältig aufbewahrten Eiſen gebrannt. 

Auch die Grasweide oder der Blumenbeſuch war in ein— 
gehender Weiſe geordnet. Nur ſoviele Tiere durften zur Weide 
geſchickt werden, als mit eigenem Futter überwintert werden konnten. 
Tages- und Jahreszeit der Weide waren beſtimmt, krankes und un⸗ 
reines Vieh durfte nicht auf die Weide gelaſſen werden, eigene Hirten 
waren unſtatthaft oder doch nur ein Vorrecht der Grundherrſchaft und 
anderer bevorzugten Perſonen. 

Die Schädlichkeit der Schafe und Ziegen für den Wald war 
ſchon frühzeitig erkannt, weshalb deren Eintrieb faſt allenthalben ver— 
boten wurde (im Hagenauer Forſt bereits 1158), Ziegen ſollten viel- 
fach überhaupt nicht gehalten werden. 

Die Waldgrasnutzung wurde geübt, durfte aber weder in 
gehegten Waldungen noch jo frühzeitig ſtattfinden, daß dadurch die 
Weide geſchmälert wurde. 

Auch von dem Vorkommen der Laubſtreunutzung wird hie und 
da bereits im Mittelalter berichtet (3. B. Weistum für Bacherach v. 1386). 

Die wilde Bienenzucht ſtand während des ſpäteren Mittel- 
alters in hoher Blüte und wurde in den größeren Nadelholzwaldungen 
durch die genoſſenſchaftlich organiſierten Zeidler betrieben, welche 
bedeutende Privilegien genoſſen und auf beſonderen Gütern, den 
Zeidelhufen, wohnten. 

Um die Nachhaltigkeit der Waldnutzungen beſſer ſicherzuſtellen, 
beſtand in allen Markgenoſſenſchaften die Beſtimmung, daß die All⸗ 
mendnutzungen, ſowie die aus ſolchen gefertigten Produkte entweder 
überhaupt nicht oder nur dann aus der Mark ausgeführt werden 
durften, wenn ſie zuerſt in derſelben, und zwar meiſt um einen geringeren 
Preis, feilgeboten waren. Wer ſich dagegen verfehlte, wurde unter 
Umſtänden ſogar aus der Gemeinde ausgeſchloſſen. In jenen Be⸗ 
zirken, in welchen ſchon von jeher ein reger Holzhandel beſtand, 
mußte wenigſtens für das ausgeführte Holz eine beſondere Abgabe 
entrichtet werden. 

Gegen das Ende des Mittelalters begann auch bei Verwertung 
der Forſtprodukte der Übergang von der Naturalwirtſchaft zur 
Geldwirtſchaft. 
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An Stelle der oben (S. 16) erwähnten Naturalabgaben für den 
Bezug von Forſtnutzungen ſcheint am früheſten bei der Schweinemaſt 
eine Geldzahlung üblich geworden zu ſein, denn ſchon im 13. Jahr⸗ 
hundert findet ſich eine ſolche unter dem Namen: Dehem, welcher 
aus dem alten Naturalzehent, decima, entſtanden iſt. Ziemlich gleich⸗ 
zeitig wird auch ſchon eine jährliche Geldabgabe für den Bezug von 
Brennholz erwähnt. 

Beim Stammholz wurde das ſchon frühzeitig übliche Anweis⸗ 
geld ebenfalls ſpäterhin öfters ſoweit erhöht, daß es den Charakter 
einer Bezahlung des Holzwertes erhielt, und dann für den Waldbeſitzer 
vereinnahmt. 

Der älteſte bekannte größere Holzverkauf iſt ein, im Stadtarchiv von 
Freiburg i./ Br. erhaltener, Abſtockungsertrag aus dem Jahre 1289, 
von weiteren Holzverkäufen in dieſer Form wird aus der zweiten Hälfte 
des 14. Jahrhunderts in bairiſchen Urkunden berichtet. 


Im 15. Jahrhundert begann der Verkauf des Holzes namentlich 
im ſüdweſtlichen und mittleren Deutſchland Formen anzunehmen, welche 
ſich der heutigen Verwerthungsweiſe „um die Taxe“ nähern. | 


§ 20. Die Anfänge der Forſtwirtſchaft. 


Wenn auch das Mittelalter zur Einführung einer geordneten 
Forſtwirtſchaft nicht gelangt iſt, ſo finden ſich doch verhältnismäßig 
frühzeitig an verſchiedenen Orten ſehr beachtenswerte Anfänge einer 
ſolchen, und zwar waren es hauptſächlich die Städte, welche in der Zeit 
ihrer Blüte auch dieſem Zweige der Wirtſchaft beſondere Sorgfalt 
zuwandten. 


Wie oben (S. 15) bereits erwähnt wurde, kamen von jeher bei 
der Fällung die beiden Geſichtspunkte der leichten Zurichtung und des 
bequemen Transportes in Betracht. Die Rückſicht auf letzteren hatte 
aber zur Folge, daß die Deckung des Holzbedarfes nicht durch eine 
ſich über den ganzen Wald erſtreckende Ausplänterung einzelner Stämme 
erfolgte, ſondern daß ſtets einzelne Diſtrikte beſonders ſtark ausgenutzt 
wurden. Dieſes war namentlich der Fall bei den Bezirken in der 
Nähe der Ortſchaften, ſowie bei jenen Waldteilen, welche an den 
Waſſerſtraßen lagen. 
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Wenn nun ſolche Flächen in eine lichtere Stellung gekommen 
waren, ſo ſtellte ſich die Verjüngung teils infolge des . 
teils durch Stockausſchlag ein. 

Es zeigte ſich aber, daß, wenn die Fällungen ein gewiſſes Maß 
überſchritten, die Verjüngung wegen Mangels an Samen nur in un⸗ 
genügender Weiſe erfolgte, ſowie, daß die fortwährenden Hauungen 
den jungen Aufſchlag und die friſchen Ausſchläge ſtark beſchädigten. 
Weiter erwies ſich auch die Weide in ſolchen Beſtänden als der 
Verjüngung höchſt nachteilig. 

Infolgedeſſen wurden ſchon ſeit dem 12. Jahrhundert Waldorte, 
in denen die jüngeren Altersklaſſen vorherrſchten, in Schonung gelegt. 
In dieſen Hegewäldern, Bannwäldern, Werbüſchen ꝛc. war ſo— 
wohl die Holznutzung als die Weideausübung unterſagt. 

Die Fähigkeit des Laubholzes vom Stock auszuſchlagen und ſo in der 
einfachſten Weiſe eine Verjüngung herbeizuführen, mußte namentlich 
bei jenen Waldungen, welche wegen der Nähe der Ortſchaften be— 
ſonders ſtark ausgenutzt wurden, auffallen und führte hier frühzeitig zur 
Entwicklung von nieder- und mittelwaldähnlichen Betriebs: 
formen. Schon das bairiſche Landrecht von 1346 enthält Beſtim⸗ 
mungen, welche auf eine derartige Bewirtſchaftungsweiſe hinzudeuten 
ſcheinen; unzweifelhaft geht dieſelbe aber aus den Zuſätzen zu den 
alten Erfurter Statuten von 1359 hervor, wo von einer Einteilung 
des dortigen Stadtwaldes in ſieben Schläge berichtet wird. Im 
15. Jahrhundert finden ſich Niederwald und Mittelwald in vielen 
Quellen erwähnt. 

Gegen das Ende des Zeitabſchnittes erſcheint bereits mehrfach 
die Vorſchrift, daß bei den Fällungen für jede Flächeneinheit (Morgen) 
eine beſtimmte Anzahl Überhälter belaſſen werden ſolle. Die Ur- 
ſache dieſer für die Verjüngung der Beſtände jo wichtigen Maßregel 
dürfte in dem Wunſch nach Anzucht von Starkholz, ſowie teilweiſe 
auch in jagdlichen Rückſichten zu ſuchen ſein. | 

Künſtlicher Anbau von Laubholz, und zwar durch Saat, wird 
in den bekannten Quellen nur ein einziges Mal (Seligenſtadt am 
Main a. 1491) erwähnt. 

In weit größerem Maßſtabe, ſowie auch erheblich früher, wurde 
die Nadelholzſaat angewendet. Zuerſt ſcheint dieſes im Jahre 1368 
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bei Nürnberg der Fall geweſen zu ſein, von hier aus wurde dann 
um das Jahr 1400 auch ein ziemlich lebhafter Handel mit verſchie⸗ 
denen Nadelholzſämereien (Kiefer, Fichte und Tanne) nach auswärts 
betrieben. Für Frankfurt a. M. iſt uns die betr. Korreſpondenz aus 
den Jahren von 1426 — 1440 noch erhalten.) In Baden wird des 
„Tannenſäens“ in der Ordnung für die Waldförſter auf der Hardt 
von 1483 erwähnt. | 


Ziemlich gleichzeitig mit den Fortſchritten der waldbaulichen 
Technik kam auch der Wunſch zur Geltung, eine gewiſſe Ordnung 
und Regelmäßigkeit in die Abnutzung zu bringen. Entſprechend 
dem damaligen Stande der Kenntniſſe konnte dieſes nur dadurch ge— 
ſchehen, daß man die Waldfläche ziemlich gleichmäßig auf die einzelnen 
Jahre der Umtriebszeit verteilte, und ſelbſt dieſes war nur für kleine 
Waldungen und ſehr kurze Umtriebszeiten möglich. Die erſte derartige 
Teilung erfolgte im Erfurter Stadtwald im Jahre 1359, wo die Fläche 
von 286 Acker in ſieben, nur annähernd gleichgroße Jahresſchläge (die 
Größe ſchwankte zwiſchen 30 und 50 Acker) je nach der örtlichen Zu⸗ 
ſammenlage zerlegt wurde. Ahnliche Schlageinteilungen werden im 
14. und 15. Jahrhundert noch mehrfach für die Hackwaldungen an der 
Moſel und im Siegerland erwähnt. 

Um die Mitte des 15. Jahrhunderts erſchienen in Südweſt⸗ 
deutſchland die erſten Vorſchriften über ordentliche Holzhauerei 
(Luszhardtwald a. 1439, Heidelberger Stadtordnung a. 1471). 


Zur Abmeſſung des Nutzholzes bediente man ſich auch im 
Mittelalter ziemlich regelmäßig des Fußmaßes oder der Elle, daneben 
wird öfters eines Ringes als Maximal- bezw. Minimalmaß erwähnt, 
in welchen der Stamm noch oder nicht mehr gehen ſollte. Für 
Brennholz blieben das ganze Mittelalter hindurch Fuder und Traglaſt 
die gebräuchlichſten Maße. Das Aufſchichten des Brennholzes in 
Schichten von beſtimmten Abmeſſungen wird zwar ſchon ſeit dem 
9, Jahrhundert, jedoch vereinzelt, erwähnt, erſt gegen das Ende des 
15. Jahrhunderts kamen die Klaftermaße für dieſen Zweck mehr in 
Aufnahme. 8 


) Vergl. Allgem. Forſt⸗Zeitung 1885 S. 289. 
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Als bequemſtes und natürlichſtes Transportmittel des Holzes 
vom Wald an die Verbrauchsorte diente ſeit den älteſten Zeiten das 
Waſſer. Schon die Römer haben ihren Niederlaſſungen am Rhein 
und am Neckar auf dieſe Weiſe das nötige Bauholz zugeführt, im 
unteren Murgthal trieb die Schiffergenoſſenſchaft bereits im 13. Jahr⸗ 
hundert den Holzhandel als geordnetes Gewerbe. 

Da man zum Transport auch ſehr ſchwache Waſſerlläufe be— 
nutzen mußte und die ſtärkeren noch nicht reguliert waren, ſo konnte 
die gebundene Flößerei nur auf den größeren Flüſſen und den 
Strömen zur Anwendung kommen, während auf den übrigen Ge— 
wäſſern faßt ausſchließlich getriftet wurde. 

Der Holztransport wurde durch zahlreiche Verträge und Zoll— 
erleichterungen begünſtigt, im 14. Jahrhundert wurden auch bereits 
Floßordnungen erlaſſen. 

In geeigneten Gebirgslagen war von alters her die Anwendung 
von Schnee- und Erdrieſen üblich, und zwar in größerer Aus— 
dehnung als gegenwärtig. | 

Die erſten Andeutungen über einen primitiven Waldwegebau 
ſtammen aus dem 13. Jahrhundert (Freiburger Stadtwald). 


3. Kapitel. Jagdweſen. 


§ 21. Wildbann und Forſthoheit. 

Durch die Errichtung der Bannforſten, welche ſich in der Zeit 
vom 10, bis zum 12. Jahrhundert ungemein vermehrten, wurde die 
altdeutſche Auffaſſung, daß das Jagdrecht ein Ausfluß des Grund— 
eigentums ſei, vollſtändig umgeſtaltet. Man unterſchied nunmehr die 
gewöhnliche Jagdausübung auf eigenem Grund und Boden 
(venatio) einerſeits und das durch Königsbann geſchützte Jagd— 
recht, welches auch auf fremdem Eigentum beſtehen konnte, andererſeits. 
Letzteres hieß früher forestum, ſeit dem 11. Jahrhundert kamen dafür 
die Bezeichnungen: „bannus ferinus, wiltbann, Wildbahn“ auf. 

Mit dem Wildbann war ſchon ſeit dem 9. Jahrhundert die 
Befugnis verbunden, auch andere Nutzungen in den betr. Waldungen, 
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namentlich Rodungen, zu unterſagen und die Gerichtsbarkeit gegen 
Zuwiderhandelnde auszuüben, bisweilen wurden dieſe Rechte auch 
als: bannus silvarum, appendicium foresti nochmals beſonders 
hervorgehoben. 

Hierdurch gewann das Wort „Bannholz“ die allgemeine Be⸗ 
deutung eines rechtlich beſonders geſchützten Waldes und wurde auch 
bei verſchiedenen Gelegenheiten gebraucht, wo die Jagd überhaupt 
nicht in Betracht kam, ſo namentlich zur Bezeichnung der „gehegten 
Waldungen“ (vergl. oben S. 41) gebraucht. 

Das Recht, Bannforſten zu errichten, wurde ſtets als ein weſent⸗ 
liches Hoheitsrecht betrachtet, welches, urſprünglich nur vom Kaiſer 
ausgeübt, ſeit der Ausbildung des Lehensweſens aber mit den übrigen 
Regalien auch an die Fürſten verliehen wurde. 

Nach der Entwicklung der Landesherrlichkeit, alſo etwa ſeit der 
Mitte des 13. Jahrhunderts, fanden Neuerrichtungen von Bannforſten 
kaum mehr ſtatt, allein die Fürſten gaben dem Hoheitsrechte des 
Wildbannes ſeit dem Anfang des 14. Jahrhunderts allmählich eine 
Ausdehnung, welche von weittragenden Folgen begleitet waren. 

Zunächſt verſuchten allerdings nur einzelne mächtige Fürſten, vor 
allem wohl Herzog Rudolph von Oſterreich im Jahre 1359, die 
Jagdausübung in ihrem ganzen Lande als ein Regal zu erklären, 
wobei dieſe Neuerung dadurch verdeckt werden ſollte, daß den bisherigen“ 
Eigentümern ihr Recht nicht entzogen, ſondern als ein lehenbares, vom 
Herzog abhängiges belaſſen wurde. 

Seit dem 15. Jahrhundert gewann dieſe Auffaſſung immer mehr 
Anhänger, wodurch zwar vielfache Streitigkeiten zwiſchen Fürſten und 
Ständen, aber doch auch eine erhebliche Erweiterung des fürſtlichen 
Jagdrechtes veranlaßt wurden. 

Das Aufſichtsrecht über die Bap e welches urſprünglich 
nur die Wahrung der jagdlichen Intereſſen bezweckte, wurde gleich⸗ 
zeitig immer mehr erweitert und ſchon ſeit dem 13. Jahrhundert über 
ſämtliche Waldungen ausgedehnt. Dieſem Streben war das Ver⸗ 
hältnis, in welchem die Fürſten als Obermärker zu den Markwal⸗ 
dungen ſtanden, ſehr günſtig, indem ſie hierdurch in der Lage waren, 
ihre Einwirkung auf den weitaus größten Teil der Waldungen ihres 
Gebietes bald aus dem einen, bald aus dem andern Grund geltend 
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zu machen. Gegen das Ende des Mittelalters bildete ſich durch Ver- 
ſchmelzung der beiden Rechtstitel in Verbindung mit der weiteren Ent⸗ 
wicklung der Landesherrlichkeit, ſowie der Vereinigung von Obermärker⸗ 
ſchaft und Landeshoheit allmählich die Forſthoheit aus, welche ebenſo 
wie das Jagdregal ihren Urſprung im Bannforſt hatte. 

Am frühzeitigſten machte ſich die Forſthoheit in Süddeutſchland 
fühlbar, wo ſchon in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts von 
einer fortwährend ſteigenden Beſchränkung des Waldeigentums und 
der Waldwirtſchaft durch den Landesherrn berichtet wird. 


Da aus dem Wildbann ſo weitgehende und tiefeinſchneidende 
Rechte bezüglich der Bannforſten abgeleitet wurden, erſchien derſelbe 
oft nicht mehr als ein Komplex von Einzelrechten am Wald, ſondern 
die Einzelrechte wurden vielmehr als Ausfluß eines mehr oder minder 
ausgeſprochenen Eigentumsrechtes am Wald betrachtet. Schon ſeit 
dem 14. Jahrhundert verſuchten daher die Wildbannherren den thun⸗ 
lichſt freien Beſitz der Bannwälder zu erreichen, mit voller Gewalt 
ſetzte dieſe Bewegung aber erſt gegen Ende des 15. Jahrhunderts 
ein, als die ganze politiſche und ſoziale Entwicklung auf weitere Aus⸗ 
dehnung des landesherrlichen Waldeigentums einerſeits und den Unter⸗ 
gang der markgenoſſenſchaftlichen Verfaſſung andererſeits hindrängte. 


§ 22. Jagdrecht. 


Das ausgedehnteſte Jagdrecht beſaßen während des ſpäteren 
Mittelalters die großen Grundherren und ſeit der Entwicklung 
der Landeshoheit die Landesherren. Dasſelbe beſtand aus dem 
gewöhnlichen Jagdrecht auf ihrem Grundeigentum oder Lehensbeſitz, 
ferner aus den Bannforſten und endlich aus gewiſſen Vorrechten 
jagdlicher Natur, welche ihnen als Obermärkern ſolcher Markgenoſſen⸗ 
ſchaften eingeräumt worden waren, die nicht ihrem grundherrlichen 
Verbande angehörten. 


Die Ausdehnung der einzelnen Kategorieen des Jagdrechtes war 
anfangs ſehr verſchieden; allein im Laufe der Zeit verſchmolzen die⸗ 
ſelben immer mehr miteinander, und wußten die Landesherren namentlich 
die jagdlichen Befugniſſe in den Markwaldungen fortwährend weiter 
auszudehnen. 
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Das mit dem Wildbann verbundene Jagdrecht hat ſich wenigſtens 
anfangs nicht auf ſämtliches Wild, ſondern nur auf die ſog. hohe 
Jagd (Rotwild und Federſpiel) erſtreckt; die Jagd auf das geringere 
Wild blieb meiſt frei, und zur Erlegung von Raubwild, zu welchem 
meiſt auch das Schwarzwild gerechnet wurde, war nach den Rechts⸗ 
büchern jedermann berechtigt. 

Auf dieſe Weiſe war die Trennung von hoher und nieder Jagd 
ſchon frühzeitig thatſächlich vorhanden, der Ausdruck „hohe“ und 
„nieder“ Jagd kommt jedoch erſt um das Jahr 1500 vor, in den 
Weistümern gebrauchte man ſtatt deſſen die Bezeichnung Wild mit 
„rundem“ bezw. mit „geſchlittenem“ (d. h. geſpaltenem) Fuß. 

Die bäuerlichen Markgenoſſen erfreuten ſich auch im 
ſpäteren Mittelalter meiſt noch eines ziemlich ausgedehnten Jagdrechtes; 
erſt im 15. Jahrhundert, als die Verſchlechterung der ſozialen Ver⸗ 
hältniſſe des Bauernſtandes begann, wurde dasſelbe immer mehr 
eingeſchränkt und ging um die Wende des 15. und 16. Jahrhunderts 
mit wenigen Ausnahmen ganz verloren. 


Neben den Landesherren beſaßen auch jene Grundherren, welche 
die Landesherrlichkeit nicht erlangt hatten, die adeligen Landſaſſen, 
die hohe Geiſtlichkeit und die Klöſter, gegen das Ende des Mittel⸗ 
alters recht anſehnliche Jagdrechte, doch vermochten ſie dieſelben nicht 
im gleichen Maß zu vermehren wie die Landesherren, ſondern mußten 
ſich gar häufig ebenfalls gegen Anfechtungen von Seite der letzteren 
wehren. Nicht ſelten verlor der landſäſſige Adel wenigſtens Teile 
ſeines Jagdrechtes und wurde dann vielfach durch Einräumung eines 
beſchränkten Jagdrechtes, der ſog. Gnadenjagden, beſchwichtigt. 


Die Gnadenjagden, welche übrigens auch aus anderen Ver⸗ 
anlaffungen verliehen wurden, beſtanden in der Erlaubnis, innerhalb 
eines Jagdbezirkes jährlich eine beſtimmte Stückzahl Wild zu erlegen 
oder einige Jagden abzuhalten, letzteres war namentlich gegen Ende 
des Mittelalters der Fall. Späterhin erhielt der Begriff der Gnaden⸗ 
jagd eine viel weitgehendere Bedeutung (vergl. unter § 47). ö 

Die Städte erlangten erſt in der zweiten Hälfte des Mittel⸗ 
alters Jagdrechte von größerer Bedeutung, doch ſtand ihnen meiſt 
nur die nieder Jagd und die Erlegung des Raubwildes zu. 


Wildfolge. 47 


Eine neue Erſcheinung, welche erſt gegen das Ende des Mittel— 
alters auftrat, waren die freien Pürſchen. Dieſelben beſtanden 
darin, daß in einem größeren Bezirk, welcher das Territorium mehrerer 
Landesherren umfaßte, alle anſäſſigen, unbeſcholtenen Leute, Bürger 
und Bauern zur vollen Ausübung der Jagd berechtigt waren. 


Solcher freien Pürſchgebiete fanden ſich mehrere in den territorial 
ſo ungemein zerſplitterten Gebieten des ſüdweſtlichen Deutſchlands an 
der oberen Donau, am oberen Neckar, bei Memmingen ꝛc. 

Eine bemerkenswerte jagdrechtliche Inſtitution jener Periode war 
die Vorjagd. Dieſelbe wurde wohl ausſchließlich nur in mark⸗ 
genoſſenſchaftlichen Bezirken ausgeübt und beſtand darin, daß gewiſſe 
bevorrechtete Perſonen meiſt die Schirmherren und Grundherren bei 
Beginn der Jagdzeit während eines beſtimmten Zeitraumes allein 
die Jagd ausüben durften, ehe dieſes auch den übrigen Jagdberech— 
tigten geſtattet war. 

Die Art und Weiſe des mittelalterlichen Jagdbetriebes, welche 
in der Hauptſache eine Hetzjagd war, ließ die Geſtattung der Wild— 
folge als eine Notwendigkeit erſcheinen. 

Die betreffenden Verhältniſſe waren indeſſen in den einzelnen 
Bezirken ungleich entwickelt. | 


Nach den Rechtsbüchern durfte der Jäger ein Stück Wild in den 
Bannforſt hinein zwar verfolgen, aber nicht die Jagd als ſolche fort- 
ſetzen. War das Wild bereits verendet, wenn der Jäger hinzukam, 
ſo durfte er es fortnehmen, traf er es aber noch lebend, ſo gehört 
dasſelbe dem Herrn des betr. Wildbannes. 

Nach den Weistümern war die gegenſeitige Jagdfolge Regel. 

Seit dem 14. Jahrhundert ſuchten die Landesherren die Wild— 
folge in ihre Jagdbezirke hinein immer mehr einzuſchränken. 


§ 23. Jagdausübung. 


Die zunehmende Kultur des Landes hatte im ſpäteren Mittelalter 
mehrfache Veränderungen der in Deutſchland vorkommenden Wild— 
arten zur Folge. Am früheſten verſchwand das verwilderte Pferd 
aus dem ſüdlichen und mittleren Deutſchland, in Oſtpreußen kam es 
aber noch im 15. Jahrhundert ziemlich häufig vor. 
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Wiſent, Ur und Elch werden noch im Nibelungenlied (ca. 1170) 
als in der Gegend von Worms heimiſch erwähnt, wurden aber als⸗ 
dann auch immer weiter nach Oſten zurückgedrängt. Auerochs und 
Wiſent finden ſich zu Anfang des 16. Jahrhunderts noch in Litauen, 
erſterer ſcheint in Polen gegen Ende des 16. oder zu Anfang des 
17. Jahrhunderts ausgeſtorben zu ſein, während ſich vom Wiſent 
und Elch ſchließlich noch kleine Beſtände im Bialowiecer Wald bezw. 
in Ibenhorſt bis zur Gegenwart erhalten haben. 

Die Faſanen kamen im 14. Jahrhundert zuerſt im Südweſten 
bereits verwildert vor und verbreiteten ſich von hier aus weiter. 

Bezüglich der Hilfsmittel zur Jagd iſt als wichtigſter Fortſchritt 
der Erſatz von Pfeil und Bogen durch die Armbruſt ſeit dem 
12. Jahrhundert zu erwähnen. In der zweiten Hälfte des 15. Jahr⸗ 
hunderts begann man hie und da auch bereits das Feuergewehr zur 
Jagd zu verwenden. Der Gebrauch von abgerichteten Hirſchen und 
Tieren wird ſeit dem 10. Jahrhundert nicht mehr erwähnt. 

Wie früher war auch jetzt für das größere Wild das Über- 
landjagen die gebräuchlichſte Jagdmethode. Dieſelbe erfuhr jedoch 
im 13. Jahrhundert eine erhebliche Verbeſſerung durch die Anwendung 
des „Hages“ (Hecken, indago). Man legte nämlich an geeignete 
Stellen, wo das Wild gern durchwechſelte, teils bleibende Hecken, 
teils nur vorübergehend Einzäunungen an, welche von Strecke zu 
Strecke Offnungen hatte, in welchen entweder Schlingen und Netze 
angebracht waren oder die Jäger (wohl meiſt der Jagdherr ſelbſt 
und ſeine Gäſte) Aufſtellung nahmen. Das Wild wurde zuerſt 
durch Vorſuche beſtätigt und dann von Jägern mit Hilfe der Hunde 
in der Richtung gegen den Hag gehetzt. | 

Die Falkenbeize ſtand zu dieſer Zeit als ritterliches Vergnügen 
in hoher Blüte. 

Im 13. Jahrhundert wird zum erſten Male eine beſondere 
Schonzeit für das Wild während der Setzzeit erwähnt. 

Für die Jagdherren und ihr Gefolge nebſt Pferden und Hunden 
wurde in den entlegenen Orten, gewöhnlich in Klöſtern, bei Guts⸗ 
verwaltern oder auch bei den Unterthanen Herberge und Verpflegung 
auf Grund der Atzungspflicht (Jus albergariae) in Anſpruch 
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genommen, welche gewöhnlich eine Gegenleiſtung für den Genuß be⸗ 
ſtimmter Güter oder Vergünſtigungen darſtellte. 

Dieſes Auskunftsmittel war im ſpäteren Mittelalter bei den 
Reiſen der hohen Herren und ihrer Beamten ganz allgemein üblich, 
bildete aber unter Umſtänden für den Pflichtigen eine ſehr ſchwere Laſt. 

Je mehr die Landeskultur zunahm, deſto empfindlicher wurde 
für den Landmann die Beſchädigung der Feldfrüchte durch das Wild 
und die Jagd. 

Schon der Sachſenſpiegel verbot, durch die Felder zu hetzen, 
wenn das Korn in die Halme geſchoſſen war, und zu Ende des 15. Jahr⸗ 
hunderts wurden den Bauern ſchon Vorbeugungsmittel gegen Wild- 
ſchaden geſtattet. | 

In der Litteratur des 12. und 13. Jahrhunderts findet fich 
bereits die Waidmannsſprache ganz in der heutigen Weiſe. 


4. Kapitel. Strafweſen, Verwaltung und Litteratur. 


§ 24. Forſt⸗ und Jagdſtrafweſen. 

Für das Forſtſtrafrecht blieben anfangs noch die Volksrechte in 
Kraft, bis dieſelben in den Markwaldungen den neueren Rechtsbil⸗ 
dungen, welche in den Weistümern enthalten ſind, wichen. In den 
Waldungen, welche die großen Grundherren und ſpäter die Landes⸗ 
herren ihrem eigenen Gebrauche vorbehalten hatten, wurden dieſe 
Delikte meiſt in den Eigentumsordnungen behandelt. 

Die Rechtsbücher beſchäftigten ſich nur mit den ſchwereren Arten 
rechtswidriger Handlungen am Wald, namentlich mit der Entwendung 
von aufgearbeitetem Holz. 

Die altdeutſche Auffaſſung, daß die Produkte des Waldes, 
namentlich aber das Holz, ein Gemeingut ſeien, deſſen Benutzung jedem 
freiſtehe, iſt durch das ganze Mittelalter hindurch maßgebend für die 
Geſtaltung des Forſtſtrafrechtes geblieben. Der größere Wert, welchen 
die Forſtprodukte für die Volkswirtſchaft erlangten, und die damit 
zuſammenhängende ſchärfere Ausbildung des Eigentumsbegriffes am 
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Wald, ſowie die ſich entwickelnde Forſtwirtſchaft haben allerdings im 
Laufe der Zeit modifizierend auf dieſelbe eingewirkt. 
In Freidank's Beſcheidenheit (13. Jahrh.) heißt es noch: 
Dem richen walt lützet schadet, 
ob sich ein man mit holze ladet. 


Selbſt im 15. Jahrhundert, als die Markgenoſſenſchaften Eingriffe 
Fremder bereits energiſcher abzuwehren ſuchten, findet ſich noch 
häufig die Beſtimmung, daß auch der Ausmärker ſtraffrei ſein ſolle, 
wenn er, ohne gepfändet zu ſein, wieder auf die ordentliche Straße 
oder aus dem Wald gekommen war. 

Ebenſo allgemein verbreitet iſt aber auch der Satz: „gehawen 
holz genommen, dat is ein dieberey,“ und in den Rechtsbüchern 
wurde die Entwendung von gehauenem Holz als gemeiner Diebſtahl 
geahndet. 

Die ſtrengere Beſtrafung der Forſtfrevel, welche in den Bann⸗ 
forſten angedroht war, hatte wohl vorwiegend nur den Schutz des 
Eigentumsrechtes an und für ſich durch Abſchreckung bezweckt, denn 
wie ſollte es dem gemeinen Manne möglich ſein, die unerſchwinglich 
hohe Geldſtrafe des Königsbannes zu bezahlen, welche auch zu dem 
begangenen Unrecht in gar keinem Verhältnis ſtand! 

Mit dem Erlaß der verſchiedenen Beſtimmungen über Regelung 
der Waldnutzungen (ſ. oben S. 37) vermehrte ſich auch die Zahl der 
ſtrafbaren Handlungen am Walde ſehr bedeutend, ebenſo hatte die 
Entwicklung der Forſtwirtſchaft zur Folge, daß in den gehegten Waldungen 
die Ausübung der ſonſt geſtatteten Holz- und Weidenutzung bei Strafe 
verboten wurde. 

Als Strafmittel kam in erſter Linie Geld in Anwendung. 
Nachtzeit ſowie Sonn- und Feiertage galten allgemein als Er⸗ 
ſchwerungsgründe der Forſtfrevel. 

In den Markwaldungen wurden Ausmärker ſtets ſtrenger beſtraft 
als Inmärker. | 

So gelind im allgemeinen die Strafen für die unberechtigte 
Aneignung der zum gewöhnlichen Gebrauche beſtimmten Forſtprodukte 
waren, ſo ſtreng, ja geradezu grauſam, wurden Grenzverletzung, Brand⸗ 
ſtiftung und böswillige Beſchädigung der Bäume geahndet. 

Die Anzeige geſchah der Regel nach durch die eigens zum 
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Forſtſchutz aufgeſtellten Beamten, doch war auch meiſt jeder Mark⸗ 
genoſſe verpflichtet, wahrgenommene Forſtfrevel zur Anzeige zu bringen. 

Der Beweis erfolgte durch das bei der Verhandlung vorzu- 
legende Pfand, ſeltener, und zwar meiſt nur bei Inmärkern, genügte 
die einfache Anzeige. 5 

Der Gerichtsſtand bei Forſtfreveln war verſchieden. In den 
Markwaldungen war die periodiſche Märkerverſammlung unter dem 
Vorſitz des Obermärkers zur Aburteilung derſelben zuſtändig, in den 
Reichswaldungen und größeren landesherrlichen Waldungen dagegen 
war teils der Vogt, teils der Forſtmeiſter der Träger der Gerichtsgewalt 
und Vorſitzende des Gerichtes, während die Förſter als Schöffen 
fungierten. | 

Die Geldſtrafen wurden gewöhnlich zwiſchen den Eigentümern und 
Gerichtsvorſitzenden geteilt. 

Bezüglich der Jagdvergehen laufen im ſpäteren Mittelalter 
zwei Strafſyſteme nebeneinander her. 

Die normale Strafe für die Verletzung des Jagdrechtes in den 
Bannforſten war eine Geldbuße, und zwar jene des Königsbannes 
von 60 Schillingen; als ſich im Laufe der Zeit der Geldwert und Münzfuß 
änderte, wurde auch das Strafmaß entſprechend modifiziert. Seit 
dem 14. Jahrhundert findet ſich auch häufig die Beſtimmung, daß 
für das erlegte Wild neben der Geldſtrafe noch ein entſprechend großes 
Haustier gegeben werden mußte, z. B. für einen Hirſch ein bunter 
Ochſe, für ein Reh eine fahle Gais ꝛc. 

Dieſe Geldſtrafen bezogen ſich aber eben wegen ihrer Höhe nur 
auf die unbefugte Jagdausübung von ſeiten hoher Herren mittels waid⸗ 
männiſcher Methoden, welche in der Lage waren, dieſelben eventuell 
auch bezahlen zu können. Der Beweis hierfür liegt darin, daß für 
jene Jagdfrevel, welche der kleine Mann mit den ihm zu Gebote 
ſtehenden Mitteln begehen konnte, Leibesſtrafen ſchon ſeit dem 
Anfang des 13. Jahrhunderts üblich waren. Selbſt der Schwaben⸗ 
ſpiegel, der ausdrücklich hervorhebt, daß niemand wegen Jagdvergehen 
an Leib oder Leben geſtraft werden ſolle, droht für die Entwendung 
von Falken aus dem Neſt im Unvermögensfalle mit dem Verluſt der 


rechten Hand. 
4* 
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Die am meiſten genannten Jagdfrevel ſind: Stricken d. h. 
Schlingen ſtellen, Laufen‘) —= an Garnen auflauern, und 
Druhen?) = Fallen legen. Als Strafen waren hierfür das Ab⸗ 
ſchneiden der Daumen oder der Hand, bisweilen auch des Fußes, 
angedroht. Das Forſtperſonal durfte bei Thatbetretung öfters dieſe 
Körperſtrafen ſofort vollziehen. 

Gerichtsſtand und Verfahren waren bei Jagdfreveln im allge⸗ 
meinen die gleichen wie bei den Forſtfreveln, nur übte der Inhaber 
des Jagdrechtes einen ziemlich weitgehenden Einfluß auf die Recht⸗ 
ſprechung. 


§ 25. Forſt⸗ und Jagdperſonal. 


Die ſchon im frühen Mittelalter übliche Trennung zwiſchen den 
Organen der Forſtwirtſchaft und jenen des Jagdbetriebes blieb auch 
bis zum Schluß der beſprochenen Periode beſtehen. 

Die Leitung des Jagdbetriebes gehörte zu den einflußreichſten 
Stellungen am kaiſerlichen, ſowie ſpäterhin auch an den landesherr⸗ 
lichen Höfen. Seit dem 11. Jahrhundert wird dort eine ſtets 
wechſelnde Anzahl von Reichsjägermeiſtern genannt, zeitweiſe kommt 
ſogar ein Erzjägermeiſter vor. 

Der eigentliche Jagdbetrieb war Sache der Jäger, welche meiſt 
ihren ſtändigen Aufenthalt am Hofe oder bei beſtimmten Schlöſſern 
hatten und dann je nach Bedarf in den verſchiedenen Jagdgebieten 
verwendet wurden. 


Die Forſtverwaltung bildete in den Waldungen der Landes⸗ 
herren und großen Grundbeſitzer einen Teil der allgemeinen Güter⸗ 
verwaltung, welcher den Amtleuten, Kaſtnern ꝛc. unterſtand. Eine 
Ausnahme machten nur die großen Reichsforſten, ſowie auch einige 
ausgedehnte landesherrliche Waldungen, z. B. der Speſſart. Hier 
war die Forſtverwaltung ſchon frühzeitig ſelbſtändig organiſiert und 


) Von luzen S heimlich auflauern. 
) druw, richtiger drüh = Falle, fuazdruh = pedica. 
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einem eigenen höheren Beamten, dem Forſtmeiſter, magister forestarius, 
comes forestarius, unterſtellt. 

Forſtmeiſter finden ſich übrigens bisweilen auch in kleineren 
Waldungen, wo ſie aber weit weniger günſtig ſtanden und dem Amt⸗ 
mann untergeordnet waren. 

Der Forſtbetrieb ſelbſt und die Handhabung des Forſtſchutzes, 
ſowie meiſt auch des Jagdſchutzes war den Förſtern (Wildförſter, 
Holzknechte) übertragen, welche übrigens öfters auch zur mai 
anderer Art verwendet wurden. 


In den Markwaldungen waren für die Holzanweiſung und den 
Forſtſchutz untergeordnete Markbeamte angeſtellt, welche verſchiedene 
Namen führten: Förſter, Waldförſter, Bannwarte, scharatores. Sie 
unterſtanden den Märkermeiſtern, Holzgrafen ꝛc., hatten aber eine 
höhere Stellung als die ganz untergeordneten Diener: Holzfnechte, 
Forſtknechte, Schützen x. Eine Grenze zwiſchen beiden Kategorien 
iſt übrigens ſchwer zu ziehen; in den meiſten Marken findet man 
einen der untergeordneten Beamten mit einem oder mehreren 
Dienern, bisweilen fehlen auch letztere, und die Förſter nehmen ſelbſt 
eine dieſen ähnliche Stellung ein. Die Ernennung der Forſtbeamten 
war in den freien Marken Sache der Märkerverſammlung, in den 
grundherrlichen ſtand dieſelbe dem Grundherrn zu, doch überließ der⸗ 
ſelbe meiſt die Wahl dem freien Belieben der Markgenoſſen; erſt ſeit 
Beginn des Verfalles der Markgenoſſenſchaften machte ſich auch hier 
eine ſtärkere Einwirkung des Herrn geltend. 

Bis zum Schluß des Mittelalters erhielten die Forſtbeamten 
keine Geldbeſoldung von ſeiten des Waldbeſitzers, ſondern hatten 
nur ſolche Geldeinnahmen, welche aus ihrem Amt direkt in Form von 
Anweisgeldern, Anzeigegebühren, Pfandgebühren ꝛc. ein⸗ 
gingen. Für die höheren Forſtbeamten bildeten namentlich die Straf— 
anteile neben verſchiedenen anderen ihnen zuſtehenden Rechten eine 
ſehr erhebliche Einnahmequelle. 


Der Gehalt der Förſter, der landesherrlichen ſowohl als der 
markgenoſſenſchaftlichen, beſtand im Genuß der ihnen verliehenen Güter, 
ferner im Bezug freien Brenn⸗ und Bauholzes, im Maſtrecht, ſowie 
in der Befugnis, gewiſſe Holzanfälle, wie Afterſchlag, Schneebruchholz ꝛc. 
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für ſich verwerten zu dürfen. Hie und da erhielten die Forſtbeamten 
auch von allen Bewohnern des betr. Bezirkes jährliche Naturalabgaben 
an Hühnern, Käſen, Eiern ꝛc. 

Da dieſe Form der Beſoldung vielfache Gelegenheit zu Unter⸗ 
ſchleifen gab, jo wurde an einigen Orten ſchon im 15. Jahrhundert 
der Verſuch gemacht, wenigſtens einzelne Naturalbezüge in eine feſte 
Geldbeſoldung umzuwandeln, allein die ältere Art und Weiſe der 
Beſoldung hat ſich in den weitaus meiſten Fällen noch lange über 
das Mittelalter hinaus erhalten. | 


§ 26. Litteratur. 


Aus dem Mittelalter iſt ein einziges Buch auf uns gekommen, 
in welchem forſtliche Verhältniſſe, wenn auch nur in dürftigſter Weiſe, 
beſprochen werden, nämlich das Werk eines Bologneſer Senators, 
Petrus de Crescentiis, mit dem Titel: „ruralium commo- 
dorum libr. XII,“ welches um das Jahr 1300 verfaßt wurde. 
Dasſelbe enthält eine ſcholaſtiſche Kompilation aus den römiſchen 
Schriftſtellern über die Landwirtſchaft, namentlich aus Varro, M. P. 
Cato, Columella, Palladius ꝛc., vermiſcht mit ariſtoteliſchen und 
arabiſchen naturwiſſenſchaftlichen Ideen. 


Dieſes Buch wurde zuerſt 1471 in Augsburg gedruckt und als⸗ 
bald ins Deutſche, Franzöſiſche und Italieniſche überſetzt. Obwohl 
das Werk unmittelbar auf die Entwicklung der deutſchen Forſtwirt⸗ 
ſchaft gar keinen Einfluß geübt hat, ſo iſt dasſelbe doch deshalb zu 
erwähnen, weil es ſich einer ungemeinen Verbreitung zu erfreuen 
hatte und in der ſog. Hausväterlitteratur des 16. und 17. Jahr⸗ 
hunderts vielfach benutzt worden iſt. | 


Die Reihe der Jagdſchriftſteller ſcheint Kaiſer Friedrich II. mit 
einem zuerſt 1596 in Augsburg gedruckten Buche über die Falknerei 
eröffnet zu haben, welches den Titel führt: Reliqua librorum 
Friderici II. imperatoris de arte venandi cum avibus. Beigegeben 
ſind dieſem Buche: Alberti Magni capita de falconibus, asturibus 
et accipitribus. Der techniſche Teil der Falknerei iſt in dieſem 
Werke recht gut dargeſtellt. 


Von den Zeichen des Hirſches. 55 


Auch Petrus de Crescentiis hat der Falkenbeize ein Kapitel 
gewidmet. 


Um die Mitte des 14. Jahrhunderts erſchien in Schwaben ein 
größeres Werk über die Hirſchjagd, von welchem jedoch nur Bruch⸗ 
ſtücke auf uns gekommen ſind, welche Karajan unter dem Titel: 
„Von den Zeichen des Hirſches“ herausgegeben hat. Die 
Zeichen der Fährte und der Loſung werden hier in ſehr treffender 
Weiſe geſchildert. i 5 


III. Abſchnitt. 


Bom Schluß des Mittelalters bis zur Mitte 
des 18. Jahrhunderts 


(15001750). 


§ 27. Quellenkunde. 


1. Die Forſtordnungen (Holzordnungen, Waldordnungen ꝛc.) 
ſind allgemeine Landesgeſetze, welche die Benutzung und Bewirt⸗ 
ſchaftung ſämtlicher in einem Staate vorhandenen Waldungen und 
bisweilen gleichzeitig auch die Verhältniſſe der Jagd und Fiſcherei 
nach allen Richtungen hin regeln. 

Der Ausdruck „Forſtordnungen“ findet ſich allerdings bereits 
früher, jedoch nur für Eigentumsordnungen oder für Vorſchriften 
wegen Benutzung der Markwaldungen. 

Forſtordnungen im eigentlichen Sinne, d. h. Forſthoheits⸗ 
ordnungen, wurden erſt nach der vollen Ausbildung der Landes⸗ 
herrlichkeit und der damit zuſammenhängenden Entwicklung der Forſt⸗ 
hoheit, alſo ſeit dem Anfang des 16. Jahrhunderts, erlaſſen. 

Die Zahl der Forſtordnungen iſt eine ungemein große, da ſolche 
nicht nur in allen Territorien erſchienen, ſondern auch im gleichen 
Staat innerhalb längerer oder kürzerer Zeit häufig ohne oder doch 
nur mit geringfügiger Veränderung wieder publiziert wurden. 

Die Forſtordnungen wurden gewöhnlich jährlich ein⸗ oder zwei⸗ 
mal verleſen, damit ſich niemand mit Unkenntnis entſchuldigen konnte, 
und zwar geſchah dieſes entweder von der Kanzel aus oder auf dem 
Rathaus. 
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2. Forſt⸗ und Jagdſachen find auch vielfach in den Polizei- 
ordnungen und Landtagsabſchieden neben anderen Gegenſtänden 
behandelt. 

3. In den Verwaltungsakten, Waldbeſchreibungen, 
Waldbeſichtigungsprotokollen ꝛc. iſt ein forſtgeſchichtlich un⸗ 
gemein reichhaltiges Material enthalten, welches um ſo größere Be— 
deutung beſitzt, als man ſich nur hierdurch ein Bild über den wirk⸗ 
lichen Zuſtand der Waldungen und die Befolgung der Forſtordnungen 
verſchaffen kann. 

4. Die Weistümer bieten für Deutſchland noch im 
16. Jahrhundert zwar beachtenswertes Material, doch hat dasſelbe 
infolge der ſtärkeren Einwirkung der Landesherren und des römiſchen 
Rechtes ſchon viel von ſeiner früheren Friſche und Originalität ein⸗ 
gebüßt. Günſtiger liegen dieſe Verhältniſſe für Oſterreich und die 
Schweiz. 


1. Kapitel. Waldeigentum. 


8 28. Candesherrlicher Waldbeſitz. 


Der Waldbeſitz der Landesherren vergrößerte ſich in der Zeit 
vom 16. bis zum 19. Jahrhundert aus verſchiedenen Urſachen ganz 
erheblich. 

1. Infolge des den Landesherren zuſtehenden Rechtes an 
herrenloſen Gütern waren dieſe in der Lage, auch jetzt noch recht 
ausgedehnte Landſtrecken und mit dieſen in den meiſten Fällen ſehr 
anſehnliche Waldungen ihrem Beſitz einzuverleiben. Insbeſondere 
wurden die entlegenen Partien der bairiſchen und öſterreichiſchen 
Alpen noch lange Zeit als res nullius betrachtet und teilweiſe erſt 
gegen Ende des 18. Jahrhunderts als landesherrliches Eigentum 
erklärt. 

Während der vielen und langdauernden Kriege, namentlich in— 
folge des 30 jährigen Krieges, verödeten viele Dörfer, die zugehörigen 
Feldfluren verſtrauchten alsdann und fielen dem Landesherrn anheim. 


58 Erweiterung des landesherrlichen Waldbeſitzes. 


2. Auf Grund des Bergregals wurden häufig die in der 
Umgebung der Bergwerke gelegenen Waldungen als landesherrliches 
Eigentum beanſprucht. 

3. Einen höchſt beträchtlichen Zuwachs erhielten die landes⸗ 
herrlichen Waldungen aus Veranlaſſung der Reformation in den 
proteſtantiſch gewordenen Gegenden durch die Säkulariſation der meiſt 
ſehr umfangreichen Kirchen- und Kloſtergüter, welche größtenteils in 
das Eigentum des Landesherrn übergingen. 

4. Im weſtlichen und ſüdlichen Deutſchland erwarben die 
Landesherren während dieſer Periode ſehr bedeutende Waldkomplexe 
durch ihre Beziehungen zu den Markgenoſſenſchaften. Wenn 
auch dieſe Entwicklung durch die weitere Ausgeſtaltung der Schirm⸗ 
vogtei und die aus dem Jagdregal gefolgerten Anſprüche bereits 
während der letzten Jahrhunderte des Mittelalters vorbereitet worden 
war, ſo vermochten die Landesherren doch erſt ſeit dem 16. Jahr⸗ 
hundert infolge der vollſtändigen Ausbildung der fürſtlichen Gewalt, 
des Verfalles der Markgenoſſenſchaften und der fortwährend weiter⸗ 
ſchreitenden Verſchlechterung der ſozialen Lage des Bauernſtandes ihre 
Anſprüche in immer größerem Umfang und mit ſteigendem Erfolg 
geltend zu machen. 

Das Ergebnis des jahrhundertelangen Kampfes zwiſchen Landes⸗ 
herrn und Markgenoſſen war, daß erſtere unter Anwendung der 
verſchiedenlichſten Mittel“) vielfach das Eigentum der Markwaldungen 
ganz an ſich riſſen, während die Markgenoſſen zu bloßen Servitut⸗ 
berechtigten herabgedrückt wurden, in anderen Fällen gelang es letzteren, 
wenigſtens einen Teil ihres bisherigen Eigentums für ſich zu 
retten. 


Die Frage nach der ſtaatsrechtlichen Stellung des 
Domaniums, welche in den übrigen Staaten erſt zu Beginn des 
19. Jahrhunderts auftauchte, wurde in Preußen um mehr als ein 
Jahrhundert früher als in irgend einem anderen Staat durch das 
Edikt von Friedrich Wilhelm J. von 1713 dahin entſchieden, daß ein 


) Näheres hierüber findet fi in meinem Handbuch der Forſt⸗ und Jagd⸗ 
geſchichte S. 288 — 305. 
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Unterſchied zwiſchen Domänen⸗ und Chatoullegütern nicht mehr beſtehen, 
ſondern beiden die Natur echter Domanialgüter beiwohnen ſolle. 

In Preußen traten demnach Staatswaldungen im modernen 
Sinne zuerſt auf. 


8 29. Waldbeſitz der Bauern, der Städte und des Adels. 


Die Entwicklung des Grundeigentums ſeit dem 16. Jahrhundert 
iſt der Erhaltung der Allmenden nicht günſtig geweſen, da auch jener 
Teil der Markwaldungen, welcher nicht in landesherrlichen Beſitz 
überging, von ſonſtigen zerſetzenden Einflüſſen nicht frei blieb. 

Als die markgenoſſenſchaftliche Autonomie im 16. und 17. Jahr⸗ 
hundert mehr und mehr erloſch, und die Forſthoheit die Bewirt⸗ 
ſchaftung der Markwaldungen in läſtige polizeiliche Feſſeln ſchlug, 
ſchwand mit dem Gemeinſinn auch das Intereſſe am gemeinen 
Eigentum. | 

In ſchnödem Egoismus ſtrebten die Genoſſen nach Teilung, 
um die ihnen zugewieſenen Parzellen ohne obrigkeitliche Bevormundung 
und gegenſeitige Kontrolle möglichſt ausnutzen zu können. 

Als dann im 18. Jahrhundert die Auffaſſung Verbreitung ge- 
wann, daß die Form des Gemeinbeſitzes überhaupt ungeeignet ſei, um 
die höchſtmöglichſte Produktion zu erzielen, begünſtigte man die Teilung 
der Markwaldungen auch aus Gründen der Staatsraiſon und hoffte 
von der freien Privatwirtſchaft eine Beſſerung der ſchlechten forſt— 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe. 

So führte die hiſtoriſche Entwicklung zu einer immer weiter: 
gehenden Zerſplitterung der alten großen Marken; während aber das 
Mittelalter meiſt, ſoweit es ſich nicht um Beſchaffung von Ackergeländen 
handelte, bei der Bildung von Dorfallmenden Halt gemacht hatte, 
erfolgte jetzt vielfach der letzte Schritt auf dieſem Wege durch Auf: 
teilung der Dorfmarken unter die Genoſſen zu Privateigentum, 
wodurch nunmehr auch der bäuerliche Privatwaldbeſitz größere 
Ausdehnung gewann. 


Die Zahl der Landesherren und Markgenoſſenſchaften, welche 
dieſen Strömungen widerſtanden und eine Wiederbelebung des ge— 
noſſenſchaftlichen Geiſtes verſuchten, iſt leider ſehr gering geweſen. 
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Infolge dieſer Verhältniſſe ſtellen die Flächen, welche bei Be⸗ 
ginn des 19. Jahrhunderts noch im Beſitz der Gemeinden ver⸗ 
blieben ſind, nur einen ſehr dürftigen Reſt der alten großen 
Marken dar. 

Die Teilung wurde häufig dadurch vorbereitet, daß die Ge⸗ 
noſſen ihren Anteil an den Allmendennutzungen nicht mehr im ganzen 
Wald, ſondern nur noch in beſtimmten Bezirken, hier aber aus⸗ 
ſchließlich und allein, befriedigten. Das Weſen der Gemeinheit war 
ſo bereits durchbrochen, während die Genoſſenſchaft formell noch 
fortdauerte. Bei den ſpäteren Teilungen gingen dann die betr. 
Bezirke (Waren, Scharen, Lathen ꝛc.) regelmäßig in das Eigentum 
der bisherigen Nutznießer über. 

Bäuerlicher Privatwald entſtand während dieſer Periode auch 
öfters dadurch, daß die Grundbeſitzer ihren Hinterſaſſen, welche bisher 
keinen eigenen Wald beſaßen, ſondern ihren Holzbedarf im Herrſchafts⸗ 
wald befriedigt hatten, beſondere Waldſtücke als Eigentum über⸗ 
wieſen. 

Bei den Koloniſationen in den öſtlichen Provinzen von Preußen 
ſeit dem 16. Jahrhundert wurde den Anſiedlern, ähnlich wie dieſes 
ſchon in den vorausgehenden Jahrhunderten geſchehen war, je nach 
Lage der örtlichen Verhältniſſe bald gemeinſchaftlich, bald jedem Einzelnen 
Wald überwieſen. 

Die deutſchen Städte, in welchen während des 16. und 
17. Jahrhunderts hauptſächlich durch die veränderte Richtung des 
Welthandels und die Verheerungen des 30jährigen Krieges der 
früheren Blüte eine Periode des Verfalles gefolgt war, machten in 
dieſer Periode keine beſonders nennenswerten Walderwerbungen. 

Ungleich günſtiger als für die Städte und für die ländliche 
Bevölkerung geſtalteten ſich die Verhältniſſe für den Waldbeſitz des 
landſäſſigen Adels, ſowie der unter Landeshoheit ſtehenden 
Stifte und Klöſter. 

Insbeſondere wußte der Adel aus den politiſchen Wirren und 
ſozialen Umgeſtaltungen für ſich bedeutende Vorteile zu ziehen. 

Bei den Markgenoſſenſchaften war derſelbe, ebenſo wie die 
Landesherren, als Obermärker und noch häufiger als Mitmärker be⸗ 
teiligt. In der erſteren Eigenſchaft trat derſelbe den Markgenoſſen⸗ 
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ſchaften im weſentlichen ebenſo gegenüber, wie oben bezüglich der 
Landesherren angeführt worden iſt, wenn auch ſein Vorgehen wegen 
der geringeren Macht nicht immer von dem gleichen Erfolg begleitet 
war. Als Mitmärker erwarben ſie teils durch Gewalt, teils durch 
Zugeſtändnis von ſeiten der Landesherren, welche ſich über ihren 
Widerſtand nicht ſo leicht hinwegſetzen konnten wie über jenen der 
bäuerlichen Genoſſen, anſehnliche Stücke des Markwaldes als 
Eigentum. 

Es gelang den Adeligen aber auch nicht ſelten durch geſchickte 
Benutzung der Verhältniſſe, ziemlich beträchtliche Teile der landes⸗ 
herrlichen Waldungen an ſich zu reißen. 

Kirchen und Klöſter erwarben auch in dieſer Periode Grund⸗ 
beſitz und Wald durch Schenkungen und Vermächtniſſe. 


§ 30. Forſtberechtigungen. 

Durch das Zuſammenwirken verſchiedener Umſtände iſt die Zahl 
der Forſtberechtigungen ſeit dem Ende des Mittelalters ganz erheblich 
gewachſen. Die wichtigſten der hierbei mitwirkenden Gründe ſind 
folgende: | 

1. Der Verfall der Markgenoſſenſchaften. Wohl in 
allen Fällen, in welchen das Eigentum des Markwaldes an die 
Landesherren oder an ſonſtige Schirmherren überging, verblieben 
den Markgenoſſen wenigſtens ihre bisherigen Bezüge aus dem Wald, 
allerdings meiſt mehr oder minder eingeſchränkt; ſie befriedigten aber 
ihre Bedürfniſſe jetzt nicht mehr als Eigentümer, ſondern nur noch als 
Nutzungsberechtigte. 

2. Wenn auch das Beſtreben der Markgenoſſen, ſich gegen 
neuen Zuzug vollſtändig abzuſchließen, ſpäterhin nicht mehr aufrecht 
zu erhalten war, ſo wurde den neuen Anſiedlern doch vielfach 
kein oder doch nur ein beſchränkter Anteil an den Marknutzungen 
eingeräumt, und es entwickelte ſich ſo die Trennung in eine engere 
und eine weitere Gemeinde, von denen meiſt erſtere die vermögens⸗ 
rechtliche, letztere die politiſche Seite der alten Markgenoſſenſchaft 
übernahm. Häufig ging dann ſpäterhin das Eigentum des Mark⸗ 
waldes an die politiſche Gemeinde über, während den Inhabern der 
alten Anweſen ſervitutariſche Berechtigungen am Gemeindewald ein— 
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geräumt wurden. Ihren formellen Abſchluß hat dieſe Entwicklung 
meiſt erſt durch die neuere Gemeindegeſetzgebung zu Anfang des 
19. Jahrhunderts erfahren. | 

3. Bei ausgedehnten Beſitzungen begnügten ſich die Grund⸗ 
herren öfters in den Waldungen, welche den Hofmarkgenoſſenſchaften 
überwieſen worden waren, mit dem Genuß einzelner Vorrechte als 
Zeichen des Eigentumes. In vielen Fällen haben hier die Hof⸗ 
markgenoſſenſchaften im Laufe der Zeit das volle Eigentum des 
Waldes erworben, während die Herrenrechte den Charakter von 
Servituten am Gemeindewald oder Genoſſenſchaftswald an⸗ 
nahmen. 

4. Auch in dieſer Periode wurden noch zahlreiche und zwar 
oft noch recht ausgedehnte Nutzungsrechte verliehen. Dieſes geſchah vor 
allem zur Hebung des Bergbaues (Harzl), aber auch Pfarrern, 
Lehrern, Hinterſaſſen, armen Leuten, Gewerbetreibenden x. 
gewährte man noch mit vollen Händen Anteil an den Nutzungen 
des Waldes. 

Dieſes war ferner ein ſehr beliebtes Mittel, um Koloniſten in 
menſchenarme Gegenden zu ziehen, wo das Holz ohnehin nur einen 
ſehr geringen Wert hatte. Sowohl in den Gebirgen (Schwarzwald, 
Alpen, Karpathen ꝛc.) als auch in öſtlichen Provinzen von Preußen 
machte man hiervon umfaſſenden Gebrauch. 

Die Städte erhielten zur Beförderung ihres Wachstumes ebenfalls 
häufig Bauholz ganz unentgeltlich, oder doch wenigſtens für einen 
ſehr geringen Preis. 

5. In denjenigen Gegenden Deutſchlands, in welchen die 
Markgenoſſenſchaften überhaupt fehlten, oder wo dieſelben ſchon früh⸗ 
zeitig in grundherrliche Markgenoſſenſchaften ohne eigenen Wald um⸗ 
gewandelt worden ſind, wurde das Bedürfnis der Koloniſten und 
Hinterſaſſen an Waldnutzungen im herrſchaftlichen Wald befriedigt. 
Späterhin haben ſich dieſe mit dem Kolonatsverhältnis ver- 
bundenen Nutzungsrechte in Servituten umgewandelt. 

6. Bei dem Mangel einer geordneten Forſtwirtſchaft und der 
Geringwertigkeit der meiſten Waldnutzungen war es leicht möglich, 
daß auch in dieſer Periode Forſtberechtigungen durch Okkupation 
und Verjährung entſtehen konnten. 
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7. In vielen Fällen war die Art der Gegenleiſtung für 
die Forſtprodukte eine Veranlaſſung zur Entſtehung von Servituten. 
Urſprünglich beſtanden dieſelben entweder in Naturalabgaben oder in 
einer zwar geringen, aber doch dem damaligen Werte der Forſt⸗ 
produkte entſprechenden Geldzahlung. Als nun der Wert dieſer 
Produkte zunahm und an die Stelle der Naturalwirtſchaft die Geld— 
wirtſchaft trat, unterblieb häufig aus verſchiedenen Gründen eine an- 
gemeſſene Erhöhung der Gegenleiſtung oder die Umwandlung der 
Naturalabgaben in Geld. Durch dies ſich allmählich immer mehr 
ſteigernde Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung erhielt 
letztere im Laufe der Zeit den Charakter einer Abgabe für einen 
Rechtsbezug. | | 


So verſchiedenartig die Geſchichte der Forſtberechtigungen war, 
ſo begann man doch, ſeitdem das römiſche Recht auch auf forſtliche 
Verhältniſſe Anwendung fand, ſie alle gleichmäßig als Servituten 
im römiſch⸗rechtlichen Sinne anzuſehen und zu behandeln, wodurch 
bald der Berechtigte, bald der Belaſtete in eine günſtigere Lage kam. 


Seit dem 16. Jahrhundert erfuhren die Berechtigungen auch 
bezüglich der Ausübung verſchiedene Veränderungen. 


Zunächſt wurde verlangt, daß die Berechtigten ihre Bezüge erſt 
nach vorausgegangener Anmeldung und Anweiſung ausüben 
dürften. Dann trat man dem Streben der Forſtberechtigten entgegen, 
ihre Anſprüche immer weiter auszudehnen. Späterhin ver⸗ 
urſachten die Forſtberechtigungen eine ſo fühlbare Schmälerung der 
Waldrente und erſchienen als ein ſo bedeutendes Hindernis für die 
ſich entwickelnde Forſtwirtſchaft, daß man ſie nach Quantität und 
Qualität immer mehr einzuſchränken ſuchte, was bei dem abſo— 
lutiſtiſchen Charakter jener Zeit vielfach nicht ohne Verletzung von 
wohlerworbenen Privatrechten vor ſich ging. 


Schon frühzeitig galt die Regel, daß das im Berechtigungswege 
bezogene Material nur zur Deckung des eigenen Bedarfs verwendet, 
aber entweder überhaupt nicht oder doch nur mit Genehmigung des 
Belaſteten verkauft werden dürfe. Eine Ausnahme machten nur 
gewiſſe gemeſſene Rechtsbezüge, bei denen ſchon nach altem Her— 
kommen der Verkauf geftattet war. 


ER 
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Bereits im 16. Jahrhundert hatte man begonnen, Verzeichniſſe 
der vorhandenen Forſtberechtigungen aufzuſtellen. 

Ablöſungen von Forſtberechtigungen fanden in dieſer Periode 
nur in geringem Umfange ſtatt, als Abfindungsmittel diente faſt aus⸗ 
ſchließlich Grund und Boden. 


§ 31. Grenzbezeichnung. 

Eine erhebliche Verbeſſerung der Grenzbezeichnung wurde ſeit 
dem Anfang des 16. Jahrhunderts dadurch erzielt, daß die Grenz⸗ 
bäume durch Markſteine erſetzt wurden, nur im ſteinarmen Gebiet 
des norddeutſchen Tieflandes haben ſich die Grenzhügel nicht nur 
während der ganzen in Rede ſtehenden Periode, ſondern, allerdings 
entſprechend verbeſſert, ſogar bis zur Gegenwart erhalten. 

Die Grenzbegänge unter Teilnahme der ganzen Gemeinde 
dauerten bis zum dreißigjährigen Kriege fort; ſeit der Mitte des 
17. Jahrhunderts aber wurden ſie jedoch faſt allenthalben nur mehr von 
den Forſtbeamten allein oder dieſen und den Juſtizbeamten gemeinſam 
vorgenommen. Gewöhnlich wurde die Ausführung dieſes Geſchäftes 
protokollariſch konſtatiert. 

Die ſchon im Mittelalter üblichen Grenzbeſchreibungen wurden 
während der nächſten Jahrhunderte entſprechend erweitert und ver⸗ 
beſſert. 

Das Recht, die Forſtvermarkungen vorzunehmen, bildete 
ein Zubehör der forſtlichen Obrigkeit. 


2. Kapitel. Waldwirtſchaft. 


§ 32. Rodungen. 


Größere Rodungen, wie ſie das Mittelalter kannte, kamen ſeit 
dem Anfang des 16. Jahrhunderts im Flachland und den Mittel⸗ 
gebirgen des weſtlichen Deutſchlands nicht mehr vor. Die Zunahme 
der Bevölkerung veranlaßte zwar auch hier noch ein ſtellenweiſe nicht 
unbedeutendes Zurückdrängen des Waldes, allein das Ausſehen des 
Landes wurde im großen und ganzen hierdurch nicht mehr verändert. 
Die Forſtordnungen enthalten ſämtlich Rodungsverbote, welche 
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anfangs vorwiegend durch die Jagdliebe der Fürſten, ſpäterhin haupt⸗ 
ſächlich durch die Sorge für die dauernde Befriedigung des Holz⸗ 
bedarfs veranlaßt wurden. Jedenfalls unterſtanden die Rodungen einer 
ſtrengen Beaufſichtigung und erforderten ſeit dem 17. Jahrhundert 
meiſt beſondere forſtpolizeiliche Genehmigung. 

Weſentlich anders lagen die Verhältniſſe in den Alpen, ſowie in 
den Gebietsteilen öſtlich der Elbe. Hier dauerte die Periode der 
Koloniſation noch bis zum Schluß des 18. Jahrhunderts fort. 

In Preußen benutzten die Regenten ſeit der Mitte des 17. Jahr⸗ 
hunderts jede Gelegenheit, um Anſiedler in die menſchenarmen, aber 
waldreichen Gebietsteile zu ziehen. 

Die Thätigkeit des großen Kurfürſten nach Aufhebung des Edikts 
von Nantes, die Flecken⸗, Dorf⸗ und Ackerordnung von 1702, vor 
allem aber die Bemühungen Friedrichs des Großen nach der ee 
bung von Schleſien und der polniſchen Gebietsteile, ſowie endlich eine 
letzte große Rodungsepoche in Litauen um die Wende des 18. und 19. Jahr⸗ 
hunderts ſind in der Geſchichte der Landeskultur rühmlichſt hervorzuheben. 

In Oſterreich⸗Ungarn hat ſich auf dieſem Gebiete namentlich 
Maria Thereſia große Verdienſte erworben. 

Neben den erlaubten Rodungen kamen aber fortwährend oft recht 
beträchtliche Übergriffe von ſeiten der Angrenzer, ſowie unrechtmäßige 
Rodungen durch die Forſtbeamten im Intereſſe des eigenen Okonomie⸗ 
betriebes oder zum Zweck der Verpachtung vor. 

Um ſolche rechtswidrige Handlungen möglichſt hintanzuhalten, finden 
ſich ſeit dem 16. Jahrhundert zahlreiche Verordnungen, welche die Ab⸗ 
markung, Vermeſſung und Verzeichnung der vorhandenen Röder anordnen. 

Solange die entgültige Abgrenzung zwiſchen landwirtſchaftlich 
und forſtwirtſchaftlich zu benutzendem Gelände noch nicht erfolgt war 
wurden vielfach die vorhandenen holzleeren Stellen in den Waldungen 
vorübergehend zu Fruchtbau benutzt. In Oſtpreußen war die Ver⸗ 
pachtung dieſer ſog. Schäffelplätze vollſtändig geregelt und bildete 
eine Haupteinnahme aus den Waldungen. 


§ 33. Regelung der Waldbenutzung. 


In den Forſtordnungen iſt eine große Anzahl von Vorſchriften 
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nutzungen enthalten, welche an die Stelle der entſprechenden Beſtim⸗ 
mungen in den Weistümerm traten und wie dieſe einen guten Einblick 
in die Entwicklung der Forſtwirtſchaft gewähren. 

Sie ſtellen eine Stufenleiter von rein negativen Verboten bis 
zu umfaſſenden Verordnungen über die Waldbehandlung dar, welche 
das ganze forſtliche Wiſſen ihrer Zeit enthalten. 

Ein weſentlicher Teil dieſer Beſtimmungen beſchäftigt ſich mit der 
Erſparung von Holz und Verhütung von Holzverſchwendung. 

Wie bereits gegen Ende des Mittelalters ſo waren jetzt Bau⸗ 
beſichtigungen zur Überwachung der ordentlichen Unterhaltung der 
Gebäude und entſprechenden Verwendung des abgegebenen Materials, 
Prüfung der Bauvoranſchläge, Untermauerung der Grundſchwelle ſo 
ziemlich allgemein angeordnet und wurden nunmehr auch ſtrenger 
kontrolliert. An verſchiedenen Orten ſuchte man die Errichtung neuer 
Gebäude möglichſt zu beſchränken; um Stangen zur Umfriedigung der 
Anweſen und Grundſtücke zu ſparen, wurden hierfür Hecken oder 
Gräben angeordnet. 

Seit dem Ende des 17. Jahrhunderts wird mehr und mehr 
auf die Einführung des Steinbaues und Beſeitigung der Schindel⸗ 
bedachung hingewirkt. 

Zu Brennholz ſollte nur geringwertiges Material verwendet 
werden. Gemeindebacköfen, beſſere Ofenkonſtruktion und die Ver⸗ 
wendung von foſſilen Brennſtoffen ſollten der nach unſerer Anſchauung 
allerdings ſehr bedeutenden Verſchwendung von Brennholz entgegen⸗ 
wirken. 

Beſondere Aufmerkſamkeit wurde der Schonung und Nachzucht 
der Eiche zugewendet; wo irgend möglich, ſollten ſtatt derſelben 
andere Holzart gebraucht werden. 

Zur Schonung der Jungwüchſe war das Aushängen grüner 
Reiſer zum Zeichen des Bierausſchankes, ſowie das Hauen von Maien⸗ 
bäumen und die Verwendung von Schleppbüſchen zum Hemmen ſtreng 
und oft verboten. 

Um die Beobachtung der Vorſchriften über die Fällung des Holzes 
beſſer überwachen zu können, ſowie um Unterſchleife zu verhüten, 
wurden die ſchon im Mittelalter bekannten Waldhämmer in den 
landesherrlichen Waldungen allgemein eingeführt. 
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Im 18. Jahrhundert verlangte man ſogar mehrfach, daß auch in den 
Privatwaldungen das zu fällende Holz von den herrſchaftlichen Forjt- 
bedienſteten angewieſen werden müſſe. 

Die Köhlerei wurde in großem Umfange betrieben und war 
durch zahlreiche Verordnungen auf das genauejte geregelt. Seit dem 
16. Jahrhundert kam ſtatt der ungemein holzverſchwendenden Gruben— 
köhlerei (Lichtköhlerei) allmählich die Meilerköhlerei mehr und 
mehr in Aufnahme. Erſtere diente ſpäterhin nur noch zur Verkohlung 
des ſchwächeren Materials, welches ſich zum Einſetzen in Meiler 
nicht eignet. Sr 

In den entlegendſten Waldteilen bildete die Pottaſchen⸗ 
brennerei eine Hauptnutzung; dieſelbe hat an vielen Orten 
weſentlich zum Ruin der Waldungen beigetragen. 

Abgeſehen von den Hackwaldungen, wo die Rindengewinnung 
bereits im frühen Mittelalter betrieben wurde, hat ſich ein geordneter 
Schälwaldbetrieb erſt ſeit der Mitte des 16. Jahrhunderts ent⸗ 
wickelt. Aus den vielfachen Verboten iſt aber zu ſchließen, daß auch 
das unerlaubte Schälen von jungen Stangen in den Hochwaldungen 
noch immer geübt wurde. | 

Die Harzgewinnung wurde während dieſer Periode in allen 
größeren Fichtenwaldungen eifrig betrieben. Über ihre Ausübung, 
die Minimalſtärke der zu harzenden Bäume ꝛc. enthalten die Forſt⸗ 
ordnungen ſehr eingehende Beſtimmungen. Häufig war das Harzen 
gewiſſen Perſonen in beſtimmten Walddiſtrikten auf längere Zeit, 
bisweilen ſogar erblich, verliehen, worauf die Entſtehung vieler Harz⸗ 
ſcharrgerechtſame zurückzuführen iſt. | 

In den Kiefernwaldungen bildete die Teerſchwelerei eine be⸗ 
deutende Nutzung. 

Die Maſt lieferte bis in das 18. Jahrhundert hinein noch immer 
den größten und, neben der Pottaſchenbrennerei, vielfach ſogar den 
einzigen Ertrag der ausgedehnten Laubwaldungen, ſie war deshalb 
in den Forſtordnungen nicht minder ſorgfältig behandelt als in den 
Weistümern. Neue Geſichtspunkte find ſeit dem Ende des Mittel- 
alters bei Ausübung dieſer Nutzung nicht mehr zur Geltung gebracht 
worden. Der Eintrieb der Schweine wurde wegen des zu entrichtenden 
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Auch bezüglich der Ausübung der Weide enthalten die Forſt⸗ 
ordnungen im weſentlichen die gleichen Beſtimmungen wie früher die 
Weistümer. Die Weide der Schafe und Ziegen war allenthalben 
ſtreng verboten. 

Mit der Zunahme der Bevölkerung entwickelte ſich auch das 
Bedürfnis nach Waldſtreu in rapider Weiſe. Noch im 16. Jahr⸗ 
hundert ſuchten die Forſtordnungen dieſe Nutzung nach Möglichkeit 
zu verhindern, allein ſchon im 17. und noch mehr im 18. Jahrhundert 
wurde dieſelbe als ein unentbehrliches Bedürfnis für die Landwirtſchaft 
anerkannt, und beſchränkte man ſich darauf, die Streu durch Verbot 
eiſerner Rechen, ſowie der Entfernung von Anflughorſten, ferner an 
einzelnen Orten auch ſchon durch die Einführung eines beſtimmten 
Turnus für die Wiederholung, wenigſtens in möglichſt unſchädlicher 
Weiſe gewinnen zu laſſen. 

Die Waldbienenzucht nahm ſeit der Entdeckung Amerikas 
immer mehr ab, nur im Norden und Oſten von Deutſchland wurde 
derſelben noch längere Zeit, teilweiſe ſelbſt bis zum Schluß des 
18. Jahrhunderts größere Aufmerkſamkeit gewidmet. 


§ 34. Vatürliche Verjüngung. 


Regelloſer Plänterbetrieb und mittelwaldähnliche Formen waren 
jene Methoden der Waldwirtſchaft, welche das Mittelalter, von ganz ver⸗ 
einzelten Ausnahmen abgeſehen, allein gekannt hatte und die auch noch 
jahrhundertelang nachher im größten Teile der deutſchen Waldungen 
geübt wurden. 

Die Fortſchritte der Waldbehandlung begannen zwar ſchon im 
16. Jahrhundert, allein die eigentliche Entwicklung der waldbaulichen 
Technik erfolgte doch erſt, nachdem der Rückſchlag, welchen der dreißig⸗ 
jährige Krieg auf die geſamten Kulturverhältniſſe ausgeübt hatte, einiger⸗ 
maßen überwunden war. 

Die bereits im 12. Jahrhundert übliche Maßregel, einzelne 
Walddiſtrikte, in welchen das Altholz ausgenutzt war, in Bann oder 
Hege zu legen, findet ſich auch im 16. und 17. Jahrhundert als 
die am häufigſten angewandte Maßregel, um eine Verjüngung zu 
erzielen. Neu ſind ſeit dem 16. Jahrhundert die Beſtimmungen, daß 
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auch der Afterſchlag aus den Schlägen entfernt und das Holz recht— 
zeitig abgefahren werden ſolle. 5 

Mit dem Steigen des Holzverbrauches erhielten die zur Ge— 
winnung von Handelsmaterial beſtimmten Kohlholz- und Floß— 
holzſchläge immer größere Ausdehnung; dieſelben wurden ebenfalls 
urſprünglich ohne anderes Prinzip als möglichſte Erſparung von 
Gewinnungs⸗ und Transportkoſten ganz regellos an geeigneten Stellen 
angelegt. Sie waren aber doch keine Kahlſchläge in unſerem Sinne, 
da im Urwald' die Holzarten ſelten rein und nur ganz ausnahms- 
weiſe auf größeren Flächen gleichalterig vorkommen. Das egoiſtiſche 
Intereſſe der Waldbeſitzer und Holzhändler veranlaßte, daß ſtets nur 
die jeweils wertvollſten Holzarten und zwar in jenen Stärkeklaſſen 
herausgenommen wurden, welche als Bau- und Schnitthölzer bezw. 
zum Verkohlen am geſuchteſten waren. Infolgedeſſen wurden nicht 
nur einzelne Holzarten überhaupt vom Hiebe verſchont, ſondern es 
blieben auch von der Hauptholzart ſowohl die jüngſten Altersklaſſen 
als auch die kranken, krummen oder ſonſt zu Nutzzwecken untauglichen 
Stämme ſtehen. 

Im 16. Jahrhundert wurde nun ziemlich allgemein angeordnet, 
daß dieſe Schläge nicht mehr beliebig, ſondern in einer ordentlichen 
Reihenfolge angelegt werden ſollten, ebenſo mußte fortan auch alles 
ältere Material, ſoweit dasſelbe nicht zu Samenbäumen beſtimmt 
war, weggenommen werden. Gleichzeitig wurde auch ſtrenge auf 
Schonung der vorhandenen Jungwuchs- und Stangenhorſte 
gehalten. 

Dieſes waren die älteſten Vorſchriften für Verjüngung der Wal⸗ 
dungen im allgemeinen, namentlich aber für jene der Fichten- und 
Tannenwaldungen, wie ſie im Anfang des 16. Jahrhunderts in der 
Waldordnung des Erzbiſchofs Lang von Salzburg aus dem Jahre 1524 
und anderen ſüddeutſchen Forſtordnungen enthalten ſind. Dieſelben 
baſieren alſo im weſentlichen auf eine Wiederbeſamung durch bald 
mehr, bald weniger zahlreich übergehaltene Samenbäume. 

Da aber in den Fichten⸗ und Tannenwaldungen, welche in der 
Entwicklung der waldbaulichen Technik wegen des ſtärkeren Verbrauchs 
den anderen Holzarten weit voraneilten, dieſe Samenbäume häufig 
den Stürmen zum Opfer fielen, ſo verſuchte man ſchon im 16. Jahr⸗ 
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hundert verſchiedene andere Methoden. In den Forſtordnungen für 
die Oberpfalz von 1565 und für Bayern von 1568 iſt vor⸗ 
geſchrieben, daß im weſtlichen Teil des Schlages noch eine geſchloſſene 
Partie als Windmantel bezw. im Notfall auch zur Beſamung über⸗ 
gehalten werden ſolle. Die Forſtordnung für das Fichtelgebirg will 
das Überhalten von größeren Horſten nach allen vier Himmels⸗ 
richtungen durchgeführt und dieſe Anordnung dann für je fünf Tag⸗ 
werke wiederholt wiſſen, wodurch ſich eine ſchachbrettförmige Verteilung 
der Verjüngungen oder eine Löcher wirtſchaft ergab. 

Dieſe etwas komplizierte Form hat ſich zwar in Form der ſog. 
Keſſelhiebe im Fichtelgebirge bis zum 19. Jahrhundert erhalten, 
aber ſonſt wenig Verbreitung gefunden. Dagegen wird das Über⸗ 
halten von „Schuppen“ oder „Riegeln“ in verſchiedenen deutſchen 
und öſterreichiſchen Forſtordnungen des 16. und 17. Jahrhunderts 
erwähnt. 
Die Gefahren, welche der natürlichen Verjüngung in den Fichten⸗ 
beſtänden drohen, führten bereits in der erſten Hälfte des 18. Jahr⸗ 
hunderts dazu, daß der Hiebsrichtung mehr Aufmerkſamkeit ge⸗ 
ſchenkt wurde. Göchhauſen ſchrieb ſchon 1710 vor, daß in den Nadel⸗ 
holzbeſtänden der Anhieb im Oſten oder Nordoſten zu erfolgen habe, das 
Gleiche ſagte Flemming!) 1724, welcher auch den Nutzen der Prone 
oder des Waldmantels hervorhob. 

Unter den verſchiedenen Forſtordnungen aus der erſten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts, welche dieſe Gedanken aufnahmen, iſt beſonders 
die von Langen!) verfaßte Forſtordnung für die Stolberg⸗ 
Wernigerodeſchen Forſten von 1745 zu erwähnen, weil dieſelbe nicht 
nur eine korrekte Hiebsrichtung, ſondern auch förmliche Hiebszüge, 
und zwar 10 Ruten breite Jahresſchläge vorſchreibt, welche von Oſt 
nach Weſt fortgetrieben werden ſollten. 


) von Flemming, Hans Friedrich, Freiherr, geboren in der zweiten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts, Geburtsort unbekannt, kurſächſiſcher Oberforſt⸗ und 
Wildmeiſter, ſtarb nach 1726 auf ſeinem Gute Weißach. 

2) von Langen, Johann Georg, geboren 1699 in Oberſtedt, richtete 
von 17371742 die Forſtwirtſchaft in den Staatswaldungen von Norwegen ein, 
ſtand dann in gräfl. Stolberg⸗Wernigerodeſchen Dienſten, ging 1763 nach Dänemark 
und ſtarb dort 1776 in dem Jagdſchloß Jägersburg bei Kopenhagen. 
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Beim Laubholz beſchränkte ſich die Wirtſchaft im 16. und 
17. Jahrhundert hauptſächlich auf die Pflege der Ausſchlagswaldungen, 
welche gewöhnlich in ſehr kurzen, meiſt 7— 12jährigen Umtrieben, 
behandelt wurden. Verſchiedene Rückſichten veranlaßten dazu, auch 
hier Überftänder zu belaſſen. 

Man fand aber doch ſchon bald, daß dieſe wenigen Stämme zur 
Deckung des Bedarfs an Nutzholz nicht ausreichten und ging deshalb 
ſchon ſeit den letzten Dezennien des 15. Jahrhunderts dazu über, 
Brennholz⸗ und Bauholzzucht räumlich zu trennen. Erſtere wurde 
in den erwähnten Niederwaldungen, auch Brennholz- oder Laub- 
waldungen genannt, betrieben, während daneben noch beſondere 
Bauholz- oder Hochwaldungen beſtanden, in denen man plänterte, 
wohin die Schweine zur Maſt getrieben wurden und welche man der 
ſchon im Mittelalter geübten Methode entſprechend von Zeit zu Zeit 
in Hege legte. Dieſe Trennung von Bauholz⸗ und Brennholzwaldungen 
dauerte bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts fort. Wo fie nicht er⸗ 
folgte, entwickelte ſich im Laufe der Zeit meiſt das traurige Bild 
verkommener Mittelwaldungen. 

Die erſten Nachrichten über geordneten Mittelwaldbetrieb 
ſtammen zwar ſchon aus der Mitte des 16. Jahrhunderts (Gramſchatz 
F.⸗O. von 1569), allein die vollſtändige Ausbildung desſelben er⸗ 
folgte doch erſt im 16. und 17. Jahrhundert, namentlich iſt auch in 
dieſer Beziehung die oben angeführte Forſtordnung für die Stolberg⸗ 
ſchen Forſten von 1745 zu erwähnen. 

Da der kurze Umtrieb in den Niederwaldungen nur wenig und 
ſchwaches Material lieferte, ſo war man dazu gedrängt, beim Steigen 
des Holzbedarfs denſelben immer mehr zu erhöhen. Dieſe Verlängerung 
der Umtriebszeit ging allmählich immer weiter, bis man um die 
Mitte des 18. Jahrhunderts zum ſog. Stangenholzbetrieb, einem 
Niederwald mit 50⸗ und teilweiſe ſelbſt 80 jährigem Umtrieb, gelangt 
war. Praktiſch durchgeführt wurde dieſer Betrieb wohl ſelten, 
wenigſtens nicht in größerem Umfang, da gerade damals die Ent— 
wicklung einer anderen und ungleich beſſeren Methode der Bewirtſchaftung 
von Laubwaldungen begann. 

Von der Fähigkeit des Laubholzes, ſich durch Samenabfall zu 
verjüngen, machte man, abgeſehen von den immerhin verhältnismäßig 
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kleinen Bauholzwaldungen, erheblich ſpäter Gebrauch als beim 
Nadelholz. 

Erſt zu Anfang des 18. Jahrhunderts, als auch in den ent⸗ 
legeneren Waldungen größere zuſammenhängende Bezirke durch die 
Kohlholzhiebe ſowie durch die Ausnutzung des Buchenholzes in der 
Nähe der triftbaren Waſſerläufe ſtärker durchlichtet wurden und 
gleichzeitig eine Lockerung des Bodens in dieſen Schlägen durch den 
Schweineeintrieb erfolgte, traten die Erfolge der natürlichen Ver⸗ 
jüngung ſo klar hervor, daß man dieſelbe in größerem Maßſtab 
benutzte. 

Zuerſt geſchah dieſes wohl in heſſen⸗darmſtädtiſchen Waldungen, 
wo der Oberforſtmeiſter von Minnigerode “) zwiſchen 1720 und 
1730 anordnete, daß alljährlich ein verhältnismäßiger Teil des Waldes 
von Norden nach Süden fortſchreitend in Schlag geſtellt werden und 
alles Material bis zum Stangenholz herab auf einmal entfernt 
werden ſollte, mit Ausnahme einer Anzahl von Klebäſten freier 
Reitel, von denen alle 10 bis 12 Schritte je einer zu belaſſen ſei. 

Dieſes Verfahren war in den geſchützten Lagen von gutem Er⸗ 
folg begleitet und wurde bald in weiteren Kreiſen nachgeahmt. 

Da ſich jedoch bald zeigte, daß die Buche in den erſten Jahren 
einigen Schutz gebrauche, ſo wurde ſchon nach kurzer Zeit die Lichtung 
nicht auf einmal, ſondern in zwei Schlägen herbeigeführt. Bereits 
die Hanau-Münzenbergſche Forſtordnung von 1736 ſchreibt drei 
Hiebsſtufen: Samen-, Licht⸗ und Abtriebsſchlag vor. Der 
Lichtſchlag ſollte geführt werden, wenn der junge Anwuchs „Knies⸗ 
hoch“ und der Abtriebsſchlag dann erfolgen, wenn derſelbe „manns⸗ 
lang“ geworden wäre. 

Dieſelben Vorſchriften finden ſich wörtlich gleichlautend in der 
Mainzer Forſtordnung von 1744. 

Als dann Forſtmeiſter von Hanſtein um das Jahr 1767 in 
den Hils⸗Forſten auch den Vorbereitungshieb zur Anwendung 
brachte, waren die Grundlagen des Femelſchlagbetriebes vorhanden, 


) von Minnigerode, Auguſt Friedrich, Freiherr, geboren 1687 in 
Sondershausen, geſtorben 1747 als heſſiſcher Premierminiſter zu Darmſtadt. 
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deſſen weitere Ausbildung in der zweiten Hälfte des 18. Jahr⸗ 
hunderts erfolgte. 


§ 35. Künſtliche Verjüngung. 


Obwohl die natürliche Verjüngung noch Jahrhunderte hindurch 
weitaus am meiſten verbreitet war, ſo zeigen doch zahlreiche Urkunden, 
daß ſeit dem Beginn des 16. Jahrhunderts auch von der künſtlichen 
Verjüngung ſchon ein ziemlich ausgedehnter Gebrauch gemacht wurde. 

Unter den Laubhölzern war es im weſentlichen nur die Eiche, 
welche auf dieſe Weiſe kultiviert wurde. Ausgehend von dem uralten 
niederſächſiſchen Gebrauch, in der Nähe der Höfe und Dörfer 
Gruppen von Laubholz, namentlich von Eichen, zu pflanzen, fing man 
um die Mitte des 16. Jahrhunderts an, zunächſt die ſog. Hute⸗ 
waldungen auf dieſe Weiſe zu verjüngen, ging aber gegen das Ende 
des 16. Jahrhunderts bereits dazu über, auch die Blößen in den 
Schlägen und ſelbſt größere Odflächen durch Pflanzung in Beſtand 
zu bringen. 

Anfangs wurden wohl meiſt nur Wildlingspflanzen ver- 
wendet, allein man begann doch auch ſchon frühzeitig, beſondere 
Pflanzkämpe anzulegen. Die älteſten Nachrichten über dieſe ſtammen 
aus dem Anfang des 16. Jahrhunderts (Bienwald 1509 und wohl 
noch früher im Lußhardtwald); um das Jahr 1600 werden die 
„Telgenkämpe“ auch in den Weistümern und Forſtordnungen des 
nordweſtlichen Deutſchlands vielfach erwähnt. 

Für das Einſammeln, Aufbewahren und Ausſäen der Eicheln 
wurden ſchon gegen Ende des 16. Jahrhunderts (F.⸗O. Hohenlohe 
1579 und Pfalzgrafſchaft bei Rhein 1580) ſehr gute Anweiſungen 
erteilt. 

Zur Kultur verwendete man faſt ausſchließlich jtarfe Heiſter⸗ 
pflanzen, welche nicht nur ein ſorgfältiges Pflanzen, ſondern auch 
noch eine längere Pflege durch Begießen ꝛc. erforderten. 

In den meiſten Verordnungen heißt es deshalb auch, daß der 
Pflanzer einige Jahre für das Gedeihen der von ihm geſetzten Eichen 
haftbar ſei. 


Na Nadelholzſaaten. 


Einen beſonderen Aufſchwung nahm die Technik der Eichen⸗ 
pflanzung ſeit Beginn des 18. Jahrhunderts. Die preußiſche Ver⸗ 
ordnung von 1719 beſchreibt eine Pflanzmethode, welche im Prinzip 
mit der Manteuffel'ſchen Hügelpflanzung übereinſtimmt, und Forſt⸗ 
meiſter Ahlers in Oldenburg führte um 1776 nach einem ähnlichen 
Prinzip große Kulturen aus. 


Zahlreiche Verordnungen beſchäftigten ſich ſeit dem 16. Jahr⸗ 
hundert mit der Sorge für die Deckung des Bedarfs an Eichenholz 
durch entſprechende Neukulturen. In den Markwaldungen mußte 
meiſt jeder Genoſſe eine beſtimmte Anzahl Eichen pflanzen oder es 
mußten die Holzempfänger für jeden alten Stamm mehrere junge 
ſetzen. Ziemlich verbreitet war im 17. und 18. Jahrhundert die 
Beſtimmung, daß bei gewiſſen Veranlaſſungen, z. B. bei Hochzeiten, 
eine Anzahl Eichen gepflanzt werden mußten. 


Beim Nadelholz wurde zunächſt nur die Saat angewendet 
und weiter vervollkommnet. Die Forſtordnungen aus der Mitte des 
16. Jahrhunderts (Oberpfalz 1565, Baiern 1568) lehren das Aus⸗ 
klengen, die Saatzeit und Saatmethode (Einquellen und Vermiſchen 
mit Sägeſpähnen), die Bodenvorbereitung und die Unterbringung des 
Samens. 


Die älteſten Nadelholzkulturen in Norddeutſchland waren Kiefern⸗ 
zapfenſaaten, welche nach Colerus ſchon im 16. Jahrhundert in 
Mecklenburg und Brandenburg üblich waren. 


Einen neuen Aufſchwung nahm die künſtliche Beſtandes be⸗ 
gründung in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts am Harz. 
Die Verſuche mit Fichtenpflanzung, welche bei Goslar (16701680) 
gemacht wurden, hatten indeſſen ſo ſchlechten Erfolg, daß man davon 
bald wieder Abſtand nahm. Dagegen fing man um 1720 mit 
Fichtenſaaten an (meiſt Vollſaat, ſelten Streifenſaat), welche gut 
gediehen und alsdann immer mehr Verbreitung fanden. Um die 
Mitte des 18. Jahrhunderts wurde die Fichtenſaat auch in Thüringen 
eingeführt, hier wandte der ſpätere Landjägermeiſter von Hahn mit 
gutem Erfolg die ſtreifenweiſe Saat (12 — 15 Meter breite Streifen 
abwechſelnd) an. 


Auch in der Litteratur wurde im 18. Jahrhundert zuerſt durch 
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Carlowitz!) und ſpäterhin namentlich durch Beckmann?) die 
Nadelholzkultur eifrig empfohlen. 

Bei dem geringen Ertrag der Waldungen mußte das Streben 
dahin gehen, alle Kulturen möglichſt billig auszuführen. Dieſes Ziel 
ſuchte man ſowohl durch einfache Kulturmethoden, als auch durch 
weitgehende Inanſpruchnahme der Naturaldienſte zu erreichen. Die 
Unterthanen oder die Forſtbeamten mußten den Samen liefern, und 
die Ausführung der Kulturen erfolgte faſt ausſchließlich durch Fröner. 

Die Rückſicht auf Koſtenerſparnis veranlaßte Langen um 1740, 
zur Kultur größerer Flächen den Waldfeldbau zu empfehlen. 


— 


S 36. Beſtandespflege. 


Da der ſchonungsloſe Aushieb des Stangenmaterials viel zur 
Verſchlechterung der Waldungen beitrug, ſo ſchreibt ſchon die Forit- 
ordnung für Salzburg von 1524 (und wohl ebenfalls die verloren 
gegangene Forſtordnung für Württemberg zwiſchen 1514 und 1519) 
vor, daß die Stangen nur da ausgehauen werden dürften, wo das Holz 
ſo dick ſtünde, daß einzelne Individuen ohne Schaden weggenommen 
werden könnten. Die Forſtordnung für Ansbach von 1531 ſagt auch 
bereits, daß durch ſolche Aushiebe das Wachstum des verbleibenden 
Beſtandes gefördert werde. 

Die meiſten Forſtordnungen des 16. und 17. Jahrhunderts 
enthalten ähnliche Beſtimmungen, nur eine Reihe von thüringiſchen 
Forſtordnungen aus der Mitte des 17. Jahrhunderts (Weimar 1646, 
Koburg 1653, Jena 1674) wollen von den Durchforſtungen nichts 
wiſſen. | 

In der Praxis ging das Beſtreben dahin, eine waldſchädliche 
Durchlöcherung der Stangenorte zu verhindern, erſt v. Langen trat 
um die Mitte des 16. Jahrhunderts als eifriger Förderer der Durch— 
forſtungen vom Standpunkte der Beſtandespflege ein, während ſich 


) von Carlowitz, Hans Karl, geboren 1645 in Oberrabenſtein, ge= 
ſtorben 1714 als Ober⸗Berghauptmann zu Freiberg. 

2) Beckmann, Johann Gottlieb, geboren um 1700, geſtorben um 1777, 
Ort der Geburt und des Todes unbekannt, zuletzt gräfl. Einſiedeln'ſcher Forſtinſpektor 
in Wolkenburg (Kurſachſen). 
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die meiſten forſtlichen Schriftſteller aus der Mitte des 18. Jahr⸗ 
hunderts (Döbel), Beckmann, Heppe) noch ganz ablehnend gegen 
dieſe ſo hochwichtige Maßregel verhalten. 

Auch von Reinigungshieben wird bereits im 16. Jahrhundert 
geſprochen. Eine Urkunde für den Freiburger Stadtwald von 1561 
ſchreibt ſchon ausdrücklich die Beſeitigung des Geſtrüppes vor, welches 
die jungen Pflanzen zu erſticken drohe. Andererſeits enthalten einige 
Forſtordnungen (Württemberg 1567, Hohenlohe 1579) mit Rückſicht 
auf die Waldpflege die Beſtimmung, daß zu Bindewieden nur die 
Weichhölzer in den Schlägen, nicht aber die Kernwüchſe der beſſeren 
Holzarten verwendet werden dürften. 

Im 17. Jahrhundert iſt über dieſen Gegenſtand nichts zu finden, 
erſt eine preußiſche Verordnung von 1719 ſpricht wieder von der 
Entfernung des untüchtigen, ausſchlagenden Holzes, welches die Eichen⸗ 
kulturen bedrohe. v. Langen war der erſte, welcher 1745 regel⸗ 
mäßige Reinigungshiebe vorſchrieb. In der Praxis iſt von dem 
Reinigungshieb damals wohl nur wenig Gebrauch gemacht worden 
und die forſtliche Litteratur (Beckmann, Geutebrück, Oettelt?) er⸗ 
wähnt denſelben um die Mitte des 18. Jahrhunderts faſt noch 
gar nicht. 


§ 37. Betriebsregulierung. 


Das einfachſte Mittel, eine Ordnung im Forſthaushalt durch 
Abnutzung jährlich wenigſtens annähernd gleicher Maſſen und Werte 
herzuſtellen, bot die Fläche, indem man beſtimmte, wie alt das Holz 
vor dem Abtrieb werden ſollte, und dann die geſamte Waldfläche in 
eine der Zahl der Jahre der Umtriebszeit entſprechende Menge von 
Jahresſchlägen teilte. 

Von dieſem Verfahren machte man nicht nur ſchon im Mittel⸗ 
alter (Erfurter Stadtwald), ſondern auch noch bis zur Mitte des 
18. Jahrhunderts vielfach Gebrauch, bei dem damaligen Stand der 


) Döbel, Heinrich Wilhelm, geboren 1699 im ſächſiſchen Erzgebirge, 
ſächſiſcher Oberförſter zu Reckwitz, geſtorben 1760. 

) Oettelt, Karl Chriſtoph, geboren 1730 in Schleiz, geſtorben 1800 
als Forſtmeiſter in Ilmenau. 
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Forſtwirtſchaft allerdings nur in den kleinen Niederwaldungen mit 
kurzer, höchſtens 30 jähriger Umtriebszeit. 

Flächengleichheit der einzelnen Jahresſchläge war wohl nur 
ſelten vorhanden; in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle boten 
die Terrainausformung, die natürlichen Grenzen und die Zuſammen⸗ 
lage der Waldungen bisweilen unter Berückſichtigung des gegen⸗ 
wärtigen Holzgehaltes, die am meiſten benutzten Anhaltspunkte für die 
Teilung. 

In den Hochwaldungen lag aber ebenfalls an verſchiedenen Orten 
ſchon frühzeitig das Bedürfnis nach einer Regulierung des Betriebes 
vor, namentlich da, wo es ſich darum handelte, den großen Holzbedarf 
von Bergwerken, Salinen oder ähnlichen induſtriellen Anſtalten dauernd 
zu befriedigen. Unter ſolchen Verhältniſſen war eine Flächenteilung 
undurchführbar, hier benutzte man ſchon im 16. Jahrhundert die 
Maſſe als Grundlage. 

Es wurde nämlich einerſeits unterſucht, wie groß der gegenwärtige 
Vorrat der verſchiedenen Waldorte wäre und wie alt ſie werden 
müßten, um eine den lokalen Bedürfniſſen entſprechende Stärke zu 
erreichen; ebenſo wurde andererſeits die Höhe des jährlichen Holz— 
verbrauchs feſtgeſtellt. Hiernach war es möglich, eine gewiſſe Ordnung 
in den Betrieb zu bringen und Dispoſitionen über den Abtrieb der 
Beſtände zu treffen. | 

In ſolcher Weiſe ging man am Harz ſchon im Jahre 1547 
und wenige Jahre ſpäter auch in den zur Saline Hallſtatt gehörigen 
Waldungen im Salzkammergut vor. In der „General-Waldbeſchaw 
und Ordnung“ von 1561 wurden hier bereits Altersklaſſen ausge⸗ 
ſchieden (a: gegenwärtig hiebsreif, b: in 50— 100 Jahren, e: in 100 
bis 200 Jahren hiebsreif). 

Aus dem 17. Jahrhundert ſind nur ſehr ſpärliche Nachrichten 
über eine derartige Forſteinrichtung vorhanden, dagegen wurde dieſes 
Verfahren in der erſten Hälfte des 18. Jahrhunderts wieder häufig 
angewendet (Solms⸗Laubach 1739, Göttinger Stadtwald 1741). 
Ein Fortſchritt gegen früher zeigte ſich nunmehr hauptſächlich darin, 
daß die Waldteile, auf welche ſich die Maſſenſchätzung bezog, immer 
mehr verkleinert wurden und daß dieſelben auch ſpeziell angeführt werden. 

Gewöhnlich haben derartige Operate die Form einer kurzen Be⸗ 


= 
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ſchreibung, in welcher bei den einzelnen Forſtorten hauptſächlich 
die beiden Momente: Vorrat und Ertrag beſonders hervorgehoben 
wurden. 

Eine Verteilung der Beſtände auf verſchiedene Perioden fand 
jedoch vor der Mitte des 18. Jahrhunderts noch nicht ſtatt. Die 
Betriebsdispoſitionen für den nächſten Zeitabſchnitt oder für die ein⸗ 
zelnen Jahre mußten im Anhalt an dieſe Betriebsregulierungswerke 
erſt von den Beamten feſtgeſtellt werden. In ähnlicher Weiſe wurden 
auch in Waldungen, wo keine ſolche Forſtbeſchreibungen vorlagen, 
periodiſche Beſtimmungen über den Gang der Wirtſchaft getroffen. 
So fanden in den gothaiſchen Domanialforſten bis 1752 unter der 
Bezeichnung „Waldunterredungspunkte“ vor dem Forſtmeiſter gemein⸗ 
ſchaftlich alle 10 Jahre protokollariſche Verhandlungen ſtatt, welche 
örtlich den Gang der Wirtſchaft bezeichneten. 

Seit dem 16. Jahrhundert wird öfters die Bildung von 
Reſerven durch Zurückſtellung von Beſtänden für Krieg, Brand und 
andere Notfälle angeordnet. 


§ 38. Bolzhauerei und Holztransport. 


Wie auf dem Gebiete des Waldbaues ſo hat das 16. Jahr⸗ 
hundert auch auf jenem der Forſtbenutzung verſchiedene ſehr beachtens⸗ 
werte Fortſchritte zu verzeichnen. 

Schon frühzeitig (Ansbach 1531) erſchienen Beſtimmungen gegen 
eine zu beträchtliche Höhe der Stöcke. Das ſog. Abſchroten oder 
Abtrummen der Stämme, d. h. die Bearbeitung in der Quer⸗ 
richtung mittels der Axt ſtatt mit der Säge wurde ebenfalls ſchon 
um die Mitte des 16. Jahrhunderts unterſagt (Braunſchweig⸗ 
Lüneburg 1547), blieb aber dennoch bis weit in das 18. Jahrhundert 
herein allgemein in Übung. 

Die Stockrodung begann erſt im 18. Jahrhundert. 

Die Ausbildung der verſchiedenen Holzſortimente gehört 
ebenfalls der Zeit ſeit Beginn des 16. Jahrhunderts an. 

So kannte man im Schwarzwald 1342 nur Zimmerholz und 
Dielen, die württembergiſche Floßordnung von 1588 zählt dagegen 
bereits 8 Rundholzſortimente auf, bis 1766 ne ſich dieſelben auf 
das Doppelte vermehrt. 
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Beim Brennholz bezeichnete man alles Material, welches mehr 
als 2—3“ oder „daumendick“ war, als „Klafterholz“ oder Scheitholz, 
während der Reſt meiſt als Afterſchlag liegen blieb, in einigen Ge⸗ 
genden aber ſchon ziemlich frühzeitig (in Sachſen 1560) in Wellen 
aufgearbeitet wurde. Die Trennung des Derbholzes in „Scheit“ 
und „Prügel“ durch Aufſpalten der ſtärkeren Stücke begann erſt im 
18. Jahrhundert, aber es dauerte längere Zeit bis dieſe beiden Sorti⸗ 
mente getrennt aufgeſchichtet wurden. 

Im Nordoſten von Deutſchland wurde noch um die Mitte des 
16. Jahrhunderts das Brennholz nicht in Raummaßen aufgeſetzt, 

ſondern nach Haufen oder Fudern verkauft. 
| Im 17. und 18. Jahrhundert erſchienen zahlreiche Beſtimmungen 
über Scheitlänge und Dimenſion der Klaftermaße. 

So ziemlich alle Forſtordnungen beſchäftigen ſich mit der 
Fällungszeit und dem Einfluß des Mondes auf dieſe bezw. auf 
die Dauer des Holzes. Die richtige Fällungszeit wird gewöhnlich 
als Wadel, Wedel oder Wädel bezeichnet. Dieſes Wort bedeutet 
eigentlich das „Wedelnde“, „Hin⸗ und Herbewegte“ und iſt dann auf 
den Mondwechſel übertragen. Bei abnehmendem Mond ſollten jene 
Geſchäfte verrichtet werden, welche eine Trennung oder Auflöſung 
beabſichtigen, alſo u. a. auch die Fällung von Bauholz; im zunehmenden 
Mond dagegen jene, welche auf ein Wachſen oder Gedeihen gerichtet 
waren, deshalb ſollten die Hiebe im Niederwald, wo es auf ein 
Wiederausſchlagen ankam, im Neumond geführt werden. 

Die Aufarbeitung des Holzes war urſprünglich Sache des 
Empfängers, allein ſowohl mit Rückſicht auf einen ordentlichen Fällungs⸗ 
betrieb als auch zur Vermeidung von Unterſchleifen begannen die 
Waldbeſitzer ſeit der Mitte des 16. Jahrhunderts eigene Holzhauer 
aufzuſtellen. Am früheſten mußte man hierzu in den menſchenarmen 
Waldgebieten greifen, von wo aus das Holz erſt noch einen längeren 
Transport bis zum Konſumtionsort durchzumachen hat, ſowie in ſolchen 
Ortlichkeiten, welche noch beſondere Fertigkeit für Anlage von Rieſen, 
Klauſen und ſonſtigen Bringungsanſtalten, ſowie für die Benutzung 
derſelben erfordern. 

In dieſen Gegenden hatten deshalb die Holzhauer auch meiſt 
eine genoſſenſchaftliche Organiſation, welche bald enger (Unternehmer⸗ 
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mannſchaften), bald loſer war. In den entlegenſten Gegenden wurden 
häufig förmliche Kolonien von Holzhauerfamilien angeſiedelt (Schwarz⸗ 
wald, Wiener Wald, Karpathen, Weſtpreußen). 

Während des 18. Jahrhunderts beſtand unter den Holzhauern 
eine viel weitgehendere Arbeitsteilung als heutzutage; im 18. Jahr⸗ 
hundert unterſchied man z. B. am Harz, ähnlich auch in Württem⸗ 
berg: Nutzholzhauer, Bauholz⸗ oder Blochhauer, Feuer⸗ oder Brenn⸗ 
holzhauer, Waaſen- oder Wellenbinder und Stuckenroder oder Stod- 


holzſchläger. 

Am Harz wurde ſchon 1718 die erſte Holzhauerunter⸗ 
ſtützungskaſſe nach dem Muſter der dortigen Knappſchaftskaſſen 
eingerichtet. 


§ 39. Holzverwertung. 


Um das Jahr 1500 war zwar im größten Teile von Deutſchland 
der Verkauf von Holz gegen Geld üblich, allein die Verwertungsform 
unterſchied ſich noch längere Zeit von der modernen dadurch, daß die 
Nutzholzſtämme zwar meiſt einzeln aber ſtehend, das Brennholz 
dagegen gewöhnlich flächenweiſe oder doch nach Fuhren und 
Haufen verkauft wurden. 

Eine Ausnahme machte Sachſen, wo das Brennholz ſchon 1560 
klafterweiſe verwertet wurde. 

Die Nutzholzſtämme wurden in dieſer Periode noch vielfach 
lediglich der Zahl nach verkauft, während die Auswahl dem Käufer 
freiſtand, erſt allmählich ging man dazu über, daß entweder beſtimmte 
Stämme an Ort und Stelle verkauft wurden oder, daß die Auswahl 
der Stämme durch das Forſtperſonal erfolgte. 

In Norddeutſchland hat ſich die alte Form der generellen Ver⸗ 
wertung des Brennholzes als ſog. Heidemiete lang erhalten, indem 
hier für die Erlaubnis, ein Jahr lang mit einem beſtimmten Geſpann 
(2 oder 4 Pferden) liegendes oder dürres Holz zu holen, eine beſtimmte 
Quantität Hafer geliefert werden mußte, an deſſen Stelle 1720 eine 
ebenfalls ſummariſche Geldabgabe trat. 

Auf den fürſtlich Schwarzenbergſchen Beſitzungen in Böhmen 
bezahlten noch 1753 die Glashütten jährlich 10 — 30 fl. „Brandgeld“, 
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wofür ſie ohne weitere Beſchränkung ihren Holzbedarf aus den um⸗ 
liegenden Waldungen decken durften. 

Der Verkauf erfolgte gewöhnlich gegen Taxen, welche vom 
Waldeigentümer feſtgeſetzt und meiſt nur in längeren Zeiträumen 
abgeändert wurden. 

Als die ältere Form des Holzverkaufes, je nach dem Auftreten 
eines Bedürfniſſes, ſpäterhin nicht mehr beibehalten werden konnte, 
wurden für den Verkauf jährlich einige Termine, ſog. Holzſchreib— 
tage, Holzmärkte ꝛc., eingeführt, bei welchen jeder feinen Holzbedarf 
anzumelden hatte und wobei auch noch andere forſtliche Geſchäfte 
erledigt wurden. 

Im 18. Jahrhundert trat allmählich neben der R 
auch der meiſtbietende Verkauf auf; derſelbe wird zuerſt in einer 
preußiſchen Verordnung von 1713 erwähnt. 

Während Holz⸗ und Maſtgenuß ſchon relativ frühzeitig gegen 
Geld verkauft wurden, blieb für eine Reihe anderer Forſtnutzungen, 
z. B. Pottaſcheſiederei, Harznutzung, Zeidelweide, die Ablieferung eines 
beſtimmten Teiles der gewonnenen Produkte noch lange in Übung. 


3. Kapitel. Forſtpolitik, Forstverwaltung und Forſt⸗ 
ſtrafweſen. 


§ 40. Forſthoheit. 

Bereits gegen Ende des Mittelalters iſt von den Landesherren ein 
bisweilen ziemlich weitgehender Einfluß auf die Forſtwirtſchaft aus⸗ 
geübt worden, welcher ſich im Laufe der nächſten Jahrhunderte noch 
ganz erheblich verſchärft hat. 

Hierbei haben namentlich folgende Urſachen mitgewirkt: die 
vollkommene Ausbildung der Landeshoheit und die aus letzterer 
abgeleitete Polizeigewalt, ferner der Einfluß, welchen die Landes- 
herren teils als Grundherren, teils als Schirmvögte ſchon ſeit 
langer Zeit auf die Markwaldungen, ſowie auf die aus Teilung 


derſelben hervorgegangenen Privatwaldungen ausübten; im 17. und 
Schwappach, Grundriß. 2. Aufl. 6 


82 Forſthoheit. 


noch mehr im 18. Jahrhundert machte ſich außerdem die merkanti⸗ 
liſtiſche Richtung der Wirtſchaftspolitik und der Abſolutismus 
der Regierung auch auf dieſem Gebiete geltend. 

Die Juriſten haben durch Formulierung der fürſtlichen Anſprüche 
und eine oft ziemlich rabuliſtiſche Begründung derſelben weſentlich zur 
Ausbildung der Forſthoheit beigetragen. 

Dieſe bald mehr, bald minder ſcharfe Beaufſichtigung der Forſt⸗ 
wirtſchaft war aber infolge der Verhältniſſe, namentlich wegen des 
Mangels an Intereſſe für die Waldungen beim Verfall der Mark⸗ 
genoſſenſchaften, ſowie bei den fortwährend ſteigenden Anſprüchen an die 
Waldungen und der ungenügenden forſtlichen Technik wenigſtens bis 
zu einem gewiſſen Grad dringend geboten. 

Die Entwicklung der Forſthoheit ſtand in ä engem Zuſammenhange 
mit der ganzen wirtſchaftlichen Lage und der jeweiligen Kulturſtufe. 
Je dichter bevölkert und je größer der Bedarf an Forſtprodukten, 
deſto ſchärfer war auch jeweils die Forſthoheit ausgeprägt. Der 
Weſten und Südweſten von Deutſchland hatte auf dieſem Gebiete eben⸗ 
falls ſtets einen bedeutenden Vorſprung vor dem Norden und Oſten. 

Um die Mitte des 18. Jahrhunderts ſtand die polizeiliche Be⸗ 
vormundung der Forſtwirtſchaft in ihrer vollſten Blüte, in der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts machte ſich ſchon hie und da wieder 
ein freiheitlicherer Zug geltend. 

Die Forſthoheit oder „forſtliche Obrigkeit“ gehörte zu den 
(höheren) Regalien, welche ſowohl den Wildbann als das Forſt⸗ 
recht (Forſthoheit im engeren Sinne) umfaßte. Letzteres wurde 
ſelbſt wieder in ein höheres und ein niederes geteilt. Das 
höhere Forſtrecht konnte nur vom Landesherrn ſelbſt geübt werden 
und ſchloß namentlich die landes polizeiliche Überwachung der geſamten 
Forſtwirtſchaft, ſowie die Befugnis zum Erlaß von Forſtordnungen 
in ſich; zum niederen Forſtrecht gehörte die Berechtigung zur Aufſicht 
über forſtmäßige Waldbenutzung nach Maßgabe der Forſtordnungen, 
ſowie die Forſtgerichtsbarkeit, und konnte dasſelbe auch landſäſſigen 
Adeligen, Prälaten und Landſtädten zuſtehen. 

Die auf Grund der Forſthoheit erlaſſenen Anordnungen galten, 


ſoweit nichts anderes bemerkt iſt, für ſämtliche Waldungen ohne 


Rückſicht auf den Beſitzſtand. Sie finden ſich in Landtagsabſchieden 
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und Landes ordnungen, Polizeiordnungen, Spezialmandaten und namentlich 
in den zahlreichen Forſtordnungen. 


§ 41. Forſtpolitik. 


Die Forſthoheitsordnungen erſtrecken ſich auf das geſamte Gebiet 
der Forſtwirtſchaft im weiteſten Umfange. 
Eine erſte Gruppe der darin enthaltenen Beſtimmungen bezweckt 
die Erhaltung der Forſten und die Verbeſſerung des Wald- 
zuſtandes. Dieſelben ſind bei Darſtellung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe im 2. Kapitel dieſes Abſchnittes als wichtigſte Quelle 
benutzt worden. 


An dieſe Verordnungen von vorwiegend forſtwirtſchaftlicher Natur 
ſchließen ſich jene an, welche ſich mit der Sorge für die nachhaltige 
Verſorgung mit Holz zu mäßigen Preiſen beſchäftigen. 

Hierher gehören zunächſt die bereits erwähnten Vorſchriften über 
Beſeitigung der Holzverſchwendung. Da aber die Holzpreiſe trotzdem, 
beſonders ſeit dem Ende des 17. Jahrhunderts, fortwährend in die 
Höhe gingen, ſo griff man noch zu anderen Mitteln, um dieſelben 
künſtlich niedrig zu halten. Schon im 16. Jahrhundert machte man 
von dem Syſtem der obrigkeitlichen Taxen auch beim Holzhandel 
Gebrauch; ſehr beliebt waren ferner die Beſchränkungen des Holz⸗ 
handels durch Aus fuhrverbote; in faſt allen größeren Städten 
wurden Holzmagazine angelegt, aus denen der Verkauf an die 
Bürger zu mäßigen Preiſen erfolgte. Friedrich der Große glaubte, 
durch Monopoliſierung des Holzhandels dem vermeintlichen 
Übel der ſteigenden Holzpreiſe abhelfen zu können. Zur Verſorgung 
von Berlin wurde 1766 der Handel mit Brennholz monopolifiert 
und an eine Geſellſchaft für königliche Rechnung verpachtet; für 
die Regelung des Abſatzes von Nutzholz aus der Kurmark war 1765 
eine Nutzholzhandelsgeſellſchaft errichtet worden. Da beide Geſell— 
ſchaften den gehegten Erwartungen nicht entſprachen, ſo übernahm der 
Staat ſchon 1771 die Aktien der Nutzholzhandelsgeſellſchaft, und 1785 
wurde ſtatt der Brennholzkompanie eine königliche Brennholz⸗ 
adminiſtration eingerichtet; allein auch dieſe Maßregel hatte nur 
ſchlechte Erfolge zu verzeichnen. 

6* 
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| Eine dritte Kategorie von Forſthoheitsbeſtimmungen beſchäftigt 
ſich mit der Aufſicht über die Privat- und Gemeindewaldungen. 

Was die Privatwaldungen betrifft, ſo unterlagen dieſelben 
während des 16. Jahrhunderts nur bezüglich der Rodungsbefugnis 
einer ſtrengen Beaufſichtigung. 

Eine weitergehende Beſchränkung der Wirtſchaft in den Privat⸗ 
waldungen fand nur dann ſtatt, wenn dieſelben zu einem landes⸗ 
herrlichen Wildbannbezirk gehörten oder in der Nähe von Bergwerken 
lagen. Seit dem 17. Jahrhundert entwickelte ſich aber, wenigſtens 
im ſüdlichen und weſtlichen Deutſchland ziemlich allgemein, eine bis⸗ 
weilen ſehr tief eingreifende Bevormundung ihrer Bewirtſchaftung. 
So wurde häufig verlangt, daß auch in den Privatforſten kein Stamm 
ohne vorherige Anweiſung durch die landesherrlichen Forſtbedienſteten 
gefällt oder kein Holz ohne Erlaubnis des Amtmannes verkauft werden 
durfte. In Preußen ſchrieb erſt die Forſtordnung von 1720 vor, 
daß Vaſallen und Unterthanen ihre Waldungen nicht unpfleglich be⸗ 
handeln ſollten. | 

Übrigens unterlagen doch nur die bäuerlichen Forſten den er⸗ 
wähnten Beſchränkungen, die adeligen Waldbeſitzer hatten ſich von 
denſelben meiſt ziemlich frei zu erhalten gewußt. 

Ungleich ſchärfer als die Privatwaldungen wurden ſo ziemlich 
allenthalben die Mark- und Gemeindewaldungen beauffichtigt. 
Hier hatten die Landesherren ſchon ſeit Jahrhunderten als Obermärker 
einen ſich immer mehr verſchärfenden Einfluß auf die Wirtſchaft geübt, 
welcher auch nach dem Zurücktreten dieſer Eigenſchaft nicht nur fort⸗ 
dauerte, ſondern an Stärke noch vielfach zunahm. Infolgedeſſen 
unterliegt auch heute noch die Gemeindeforſtwirtſchaft in allen jenen 
Landesteilen, in welchen die Markgenoſſenſchaften heimiſch waren, 
einer weitgehenden Staatsaufſicht. 

Im 17. und 18. Jahrhundert wurde ſo ziemlich allenthalben 
beſtimmt, daß die Gemeinden entweder eigene Forſtbeamten aufſtellen 
ſollten oder daß die landesherrlichen Beamten die Wirtſchaft zu führen 
hätten, während die Ernennung der Schutzbeamten meiſt den Ge⸗ 
meinden überlaſſen blieb. Hieraus entwickelte ſich in einigen Staaten 
das Prinzip der vollen Beförſterung, welches zuerſt in der heſſen⸗ 
kaſſeliſchen Verordnung von 1711 klar ausgeſprochen iſt. In Preußen 
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verſuchte man erſt in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts die 
Gemeindeforſtwirtſchaft einer ſtrengeren Beaufſichtigung zu unterwerfen, 
allein die Ausführung der betreffenden Verordnungen ſcheiterte an 
dem Mangel verfügbarer Mittel. 

Beſſer als die ländlichen Gemeinden waren die Städte hin⸗ 
ſichtlich der Selbſtändigkeit ihrer Forſtwirtſchaft geſtellt, und zwar 
gilt dieſes ſowohl für die landesherrlichen als auch für die Reichs- 
ſtädte. Letztere unterſtanden mit ihrer ganzen Adminiſtration ohnehin 
nur der nicht ſchwer drückenden Aufſicht der Reichsbehörden. 
Sehr gute Vorſchriften enthält die preußiſche Städteforſtordnung 
von 1749, welche ihrem weſentlichen Inhalte nach auch in die ſchleſiſche 
Forſtordnung vom Jahre 1750 übergegangen ſind. Jedem Kammer⸗ 
departement war hiernach ein beſonderer Städteforſtmeiſter zur 
Beaufſichtigung der ſtädtiſchen Forſtwirtſchaft beigegeben. Infolge 
der kriegeriſchen Verhältniſſe ſind dieſe Beſtimmungen erſt nach 
dem Frieden von Hubertusburg ins Leben getreten. Obwohl die 
Stellen der Städteforſtmeiſter nur mit invaliden Offizieren beſetzt 
wurden, ſo hat die Städteforſtordnung im großen und ganzen einen 
recht guten Einfluß auf die Beſſerung der forſtlichen Verhältniſſe in 
dieſen Waldungen geübt. 


§ 42. Forſtverwaltung. 


In den landesherrlichen Waldungen war die Organiſation der 
Forſtverwaltung im 16. Jahrhundert noch ſehr einfach. Die Ad⸗ 
miniſtration der Forſten gehörte zur Domänenverwaltung, und der 
wichtigſte Geſchäftsteil des forſtlichen Betriebes jener Zeit, die Ver⸗ 
wertung der Forſtnutzungen war entweder Sache der Amtleute, 
Güterverwalter zc. oder unterſtand doch ihrer ſpeziellen Beauf— 
ſichtigung. 

Für den Forſtſchutz und die Abgabe der Forſtnutzungen waren 
Forſtläufer, Heideläufer, Forſtknechte ꝛc. vorhanden. 

In den größeren Forſtverwaltungen läßt ſich indeſſen ſchon im 
16. Jahrhundert eine zwiſchen den Amtleuten und den reinen Schutz 
beamten ſtehende Kategorie von Forſtbeamten nachweiſen, welche: Ober— 
förſter, Heidereiter, Forſtmeiſter 2c genannt werden und etwa 
unſeren Revierförſtern entſprachen. 
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Da die Forſtbeamten ihrer großen Mehrzahl nach des Schreibens 
unkundig waren, ſo waren meiſt noch beſondere Forſtſchreiber auf⸗ 
geſtellt, welche die Verkaufsliſten zu führen, die Materialabgaben zu 
kontrollieren und die Kaſſengeſchäfte zu beſorgen hatten. 

Der Inſpektionsdienſt fand in Form von ſog. Waldbereitungen 
ſtatt, wobei die Amtleute und oberen Forſtbeamten unter Zuziehung 
der Lokalbeamten eine Beſichtigung des Waldzuſtandes vornahmen und 
die nötigen Anordnungen trafen. Da dieſe Waldbereitungen wegen 
des großen Apparates, den ſie erforderten, ſehr umſtändlich und koſt⸗ 
ſpielig waren, ſo wurden ſie meiſt nur in längeren Zwiſchenräumen 
vorgenommen, z. B. in den gothaiſchen Domanialforſten ſeit 1540 
alle zehn Jahre. 

Am beſten und früheſten war die Verwaltung der zu den Berg⸗ 
werken gehörigen Forſten organiſiert; ſo hatte man am Harz ſchon in 
der Mitte des 16. Jahrhunderts eine ganz muſtergiltig ehe 
Verwaltung. 

Das Forſtperſonal mußte ſich wie bereits im Mittelalter am 
Jagdſchutz beteiligen und nach Bedarf bei der Jagdausübung 
Hilfe leiſten, während der eigentliche Jagdbetrieb Sache der vom 
Forſtbetrieb getrennten Jägerei blieb. 

Seit dem Ende des 16. Jahrhunderts begannen allmählich ſtatt 
und neben den Amtleuten bezw. den Kammern die Chefs der Jägerei 
auch die Leitung der Forſtverwaltung zu übernehmen. Gleichzeitig 
wurde das niedere Jagdperſonal angewieſen, der Aufrechthaltung 
der Forſtordnung ebenfalls ein Augenmerk zuzuwenden. 

Auf dieſe Weiſe verſchmolzen im 17. Jahrhundert Forſt⸗ und 
Jagdverwaltung miteinander, nur in den unterſten Stellen blieb 
die Trennung noch lange fortbeſtehen, indem der Forſt⸗ und Jagd⸗ 
ſchutz eigenen Beamten übertragen war, während für einzelne 
Jagdarten an den Höfen ein beſonderes Perſonal bis zum 19. Jahr⸗ 
hundert fortbeſtand. 

Seit Anfang des 18. Jahrhunderts ging die Oberleitung des 
geſamten Finanzdienſtes und der Wirtſchaftspolitik, ſowie hiermit auch 
jene des Forſtweſens allmählich an die ſog. Kameraliſten über. 

In Preußen wurde 1740 durch Friedrich d. Gr. aus militäriſchen 
Gründen, um gute Führer in den waldreichen Gegenden Schleſiens, 
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ſowie zuverläſſige und gewandte Leute für den Depeſchendienſt zu 
haben, eine engere Verbindung des Forſtperſonals mit dem Militär 
angebahnt. 1740 wurde zunächſt aus den Söhnen von Förſtern 
und aus gelernten Jägern eine Abteilung Fußjäger gebildet und bald 
darauf auch das reitende Feldjägerkorps errichtet. Nach beendigtem 
Militärdienſt wurden die Angehörigen beider Abteilungen im Forſt⸗ 
dienſt angeſtellt und ſollten die reitenden Feldjäger vorwiegend (ſpäterhin 
ausſchließlich) zu Verwaltungsſtellen Verwendung finden. 

Es dauerte lange Zeit, bis ſich aus dieſen verſchiedenartigen 
Elementen eine Verwaltung entwickelte, welche die Pflege des Waldes 
als ihre höchſte Aufgabe betrachtete. Ganz beſonders nachteilig hat 
ſich in dieſer Beziehung die Verbindung des Forſtweſens mit dem 
Jagdbetrieb erwieſen. 

In den Beſoldungsverhältniſſen des Forſtperſonals iſt bis 
zur Mitte des 18. Jahrhunderts eine erhebliche Anderung nicht ein⸗ 
getreten. Wie ſchon gegen Ende des Mittelalters beſtand auch in 
den folgenden drei Jahrhunderten die Beſoldung nur zum kleinſten 
Teile in Geldbezügen aus der Kaſſe des Waldbeſitzers, ſondern haupt⸗ 
ſächlich in Naturalgenüſſen (Wohnung, Dienſtland, Weide, Holz) und 
in den ſog. Accidentien, d. h. jenen Einnahmen, welche die Beamten 
vom Publikum in Form von Anweisgeldern, Pfandgebühren und 
Strafanteilen, ſowie endlich durch Verwertung einzelner ihnen über— 
laſſener Materialanfälle, z. B. Windbruch und Afterſchlag, erzielten. 

Sowohl das Beſoldungsſyſtem ſelbſt als auch die Geringfügigkeit 
der Bezüge war die Hauptquelle der Unredlichkeit, welche dem Forſt⸗ 
perſonal jener Zeit ſo häufig und wohl meiſt nicht mit Unrecht vor⸗ 
geworfen wurde. Eine forſtliche Vorbildung war bis zur Mitte des 
18. Jahrhunderts überhaupt nicht gefordert, im günſtigſten Falle 
hatten die Beamten als Jäger gelernt, wenn ſie nicht die Stellen im 
Forſtdienſt als Belohnung der Dienſte erhielten, welche ſie als 
Büchſenſpanner, Kutſcher, Kammerdiener ꝛc. geleiſtet hatten. Ihre 
Unwiſſenheit über forſtliche Verhältniſſe war daher häufig geradezu 
erſchreckend. 

Alle dieſe Momente bewirkten, daß das Forſtperſonal jener Zeit 
eine ungemein niedrige ſoziale Stellung einnahm, in manchen Gegenden 
wurde dasſelbe ſogar zu den „unehrlichen“ Leuten gerechnet. 
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In den Mark- und Gemeindewaldungen blieb die alte 
Einrichtung, daß Verwaltung und Schutz durch genoſſenſchaftliche bezw. 
Gemeindebeamte beſorgt wurden, beſtehen, ſoweit nicht die Landesherren 
Verwaltung und Schutz, bisweilen auch nur erſtere allein, ihren Be⸗ 
amten übertrugen. 


| § 43. Forſtſtrafweſen. 


Mit dem Anfang des 16. Jahrhunderts begann auf dem Gebiete 
des Forſtſtrafweſens eine Umwälzung, welche ſich jedoch hauptſächlich 
auf den formellen Teil, weniger auf den materiellen Inhalt, erſtreckte. 

Die Prinzipien des Forſtſtrafrechtes, welche ſich ſeit dem frühen 
Mittelalter entwickelt hatten, blieben auch fortan in Kraft. Dieſelben 
wurden in der peinlichen Halsgerichtsordnung Kaiſer Karls V. im 
Jahre 1532 kodifiziert, indem dieſelbe beſtimmte, daß die Entwendung 
von aufgearbeitetem Holz als Diebſtahl zu beſtrafen ſei, während 
im übrigen das Forſtſtrafrecht der partikularen Rechtsbildung über⸗ 
laſſen wurde, wobei nur der allgemeine Grundſatz feſtgehalten werden 
ſollte, daß Frevel, welche zur Nachtzeit oder an Sonn- und Feier⸗ 
tagen begangen würden, beſonders ſtreng zu beſtrafen ſeien. 

Wenn aber auch das Forſtſtrafrecht aus dem Gebiete der Reichs⸗ 
geſetzgebung ausgeſchloſſen blieb, ſo wurde doch ſeit dem 16. Jahr⸗ 
hundert wenigſtens eine Einheitlichkeit innerhalb der einzelnen Territorien 
angebahnt. In dem Maße als die Markgenoſſenſchaften verfielen, 
griffen die Landesherren ſchärfer ein und veranlaßten, daß in den 
Weistümern die Strafbeſtimmungen der Forſtordnungen aufgenommen 
wurden. Gegen das Ende des 17. Jahrhunderts erlangten die Forſt⸗ 
ſtrafbeſtimmungen der Landesherren, welche urſprünglich nur für deren 
eigene Waldungen oder, ſoweit keine anderen Beſtimmungen beſtanden, 
erlaffen waren, für das ganze Landesgebiet oder doch wenigſtens für 
einzelne Provinzen Geltung. 

Die Ausmeſſung der Strafen erfolgte im 16. Jahrhundert 
noch nach ſehr verſchiedenen Grundſätzen. Meiſt waren nur wenig 
ſpezialiſierte Beſtimmungen getroffen, und blieb die Hauptſache dem 
Ermeſſen des Richters vorbehalten, ein Verhältnis, welches in einzelnen 
Gegenden bis weit in das 18. Jahrhundert hinein fortdauerte. In 
den meiſten Staaten wurde jedoch ſchon im 17. Jahrhundert 
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das Syſtem des Forſtſtrafrechtes beſſer ausgebildet, indem ſehr ein⸗ 
gehende Beſtimmungen, die ſog. Straftarife oder Bußordnungen 
erſchienen, welche ganz detailliert für jeden Frevel die entſprechende 
Strafe feſtſetzten. 

Als Strafmittel diente auch jetzt noch in erſter Linie meiſt 
Geld; ſelten war für gewöhnliche Forſtfrevel ſofort Freiheitsſtrafe an— 
gedroht; nur Brandſtiftung im Walde wurde ſehr ſtreng, häufig mit 
dem Tode beſtraft. | 

Im 17. Jahrhundert (Reuß⸗Plauen 1638) begann das Syſtem 
der Umwandlung der Geldſtrafen für den Fall der Uneinbring⸗ 
lichkeit in eine andere Strafart, gewöhnlich Gefängnis und ſeit dem 
18. Jahrhundert (Weimar ſchon 1646, genauer erſt in der F.⸗O. für 
Oſtpreußen 1739) auch in Strafarbeit. 

Die rheingauiſche Waldordnung von 1737 kennt bereits die 
Zivilverantwortlichkeit der Herrſchaft für die Forſtfrevel ihrer 
Dienſtboten. 

Neben der Strafe mußte auch noch Werts- und Schadenerſatz 
nach verſchiedenen Normen geleiſtet werden, außerdem erhielt der 
Anzeiger eine Pfandgebühr oder einen Anteil an der Geldſtrafe. 

Der Gerichtsſtand in Forſtſtrafſachen war ein ſehr verſchiedener. 
In den Markwaldungen war das Forſtſtrafgericht jene Aufgabe, 
welche den Märkerverſammlungen, allerdings unter weitgehender Mit⸗ 
wirkung der herrſchaftlichen Beamten, am längſten verblieben iſt; in 
in den übrigen Waldungen ſtand die Forſtgerichtsbarkeit gewöhnlich 
dem Grundherrn zu. 

In den herrſchaſtlichen Waldungen wurde die Gerichtsbarkeit 
urſprünglich von den Forſtbeamten allein geübt; ſpäterhin kamen meiſt 
die Amtleute und Patrimonialrichter hinzu. 

Die Sitzungen der Forſtſtrafgerichte (Pfandtage) fanden jährlich 
2.—4 mal ſtatt und waren häufig mit den Holzſchreibtagen (ſ. o. S. 81) 
verbunden. Der Beweis wurde gewöhnlich durch Pfänder geliefert, 
welche den Frevlern abgenommen worden waren und im Termin 
eingelöſt werden konnten. Da aber die Pfändung vielfache Mißſtände 
im Gefolge hatte, ſo wurde im Laufe der Zeit auch die pflichtgemäße 
Anzeige der Forſtbeamten immer allgemeiner als Beweis zugelaſſen. 


90 Praedium rusticum. 


Die Führung von Rügeregiſtern war teilweije ſchon im 16. Jahr⸗ 
hundert üblich, im 18. Jahrhundert wurden dieſelben allgemein ein⸗ 
geführt. 


4. Kapitel. Forſtwiſſenſchaft. 


§ 44. Die Anfänge der forftlichen Litteratur. 


Die forſtliche Litteratur des 16. Jahrhunderts beginnt mit einem 
1554 erſchienenen Werk: Praedium rusticum des franzöſiſchen 
Buchdruckers Charles Estienne, welches ſchon 1566 in franzöſiſcher 
Bearbeitung als: L'agriculture et Maison rustique heraus⸗ 
gegeben wurde. Estienne's Schwiegerſohn Jacques Lièbault 
beſorgte 1566 eine neue Ausgabe, in welcher die den Ackerbau und 
die Jagd behandelnden Teile umfaſſende Erweiterungen erfahren 
haben. Obwohl das Werk in dieſer neuen Geſtalt faſt lediglich eine 
Compilation aus Petrus de Crescentiis und einem franzöſiſchen 
Jagdwerk des Jacques du Fouilloux darſtellt, jo genoß dasſelbe doch 
ganz ungemeines Anſehen und erlebte bis 1702 nicht weniger als 
98 faſt vollſtändige unveränderte franzöſiſche Ausgaben. 

Im Jahre 1579 veröffentlichte Melchior Sebizius, Arzt in 
Straßburg, eine deutſche Überſetzung dieſes Buches, deren dritte, 1588 
erſchienene, Auflage um Fichart's Feldbaurecht erweitert wurde; der 
vierten Auflage von 1592 iſt auch noch die Gartenkunſt des kur⸗ 
pfälziſchen Leibarztes Marius beigegeben worden. 

In dieſem Werk werden von forſtlichen Dingen Waldbau (ſehr 
dürftig) und Waldvermeſſung (gut) gelehrt, ſowie über die in der 
zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts ſchon ziemlich bekannte Durch⸗ 
forſtung und Anlage von Pflanzgärten manches Richtige und Brauch⸗ 
bare geſagt. Im Weſentlichen trägt dieſes Buch aber ebenſo wie 
jenes des Petrus de Crescentiis den Charakter des praktiſch hilfloſen 
Scholaſtizismus. 

In der zweiten 3 des 16. Jahrhunderts erſchien das auch 


Hauspäterlitteratur. 91 


in forſtwirtſchaftlicher Beziehung ſehr beachtenswerte „Jag- und 
Forſtrecht“ des Nos Meurer, kurfürſtlich pfalzbayeriſcher Rat.“) 

Von der dritten Auflage ab iſt dieſem Buch ein Abſchnitt 
(von allerley nuetzlichen Anstellungen des Waldes und Hölzer, 
wie dieselben zu hägen, aufzubringen und zu gebrauchen) bei⸗ 
gegeben, deſſen Inhalt mit verſchiedenen ſüddeutſchen Forſtordnungen 
aus der Mitte des 16. Jahrhunderts ſo auffallend übereinſtimmt, 
daß die Vermutung nahe liegt, Meurer habe dieſelben nicht nur 
benutzt, ſondern ſei auch beim Erlaß wenigſtens einiger derſelben 
beteiligt geweſen. 

Während des 17. Jahrhunderts fand die Forſtwirtſchaft ihre 
litterariſche Behandlung in den ſog. Haus vätern, jenen mächtigen 
Folianten, welche oft in vielen Bänden nicht nur die Landwirtſchaft 
nach allen ihren Beziehungen, ſondern neben verſchiedenen anderen 
Dingen, wie Aſtrologie, auch den Waldbau behandelten. 

In forſtlicher Beziehung iſt Colerus?) der bedeutendſte unter 
ihnen; ſeine 1595 — 1602 erſchienene Oecono mia ruralis bringt 
eine ziemlich gute Schilderung ſeiner Beobachtungen und iſt unter 
Benutzung verſchiedener Forſtordnungen, namentlich der braunſchweigiſch⸗ 
lüneburgiſchen von 1547, verfaßt. Colerus war der ſcholaſtiſchen 
Richtung eines P. de Crescentiis und Estienne gegenüber dadurch 
beſonders epochemachend, daß er auf Naturbeobachtung und eigene 
Erfahrungen verwies. 

Zu der Hausväterlitteratur gehören u. A.: Boecler, Haus⸗ 
und Feldſchule, 1666; Herrmann, ſchlechtes und gerechtes Haus⸗ 
Haltungsbuch, 1674; Hohberg, Georgica curiosa, 1687; Francisci 
Philippi Florini, Oeconomus prudens et legalis, 1702. 

Unter der forſtlichen Litteratur des 17. Jahrhunderts iſt ferner 
noch das 1676 (2. Aufl. 1702) erſchienene Corpus juris Venatorio- 
forestalis des Ahasver Fritſch zu nennen, welches nicht nur die 
beſte Sammlung von älteren Forſtordnungen, ſondern auch eine 


) 1. Aufl. 1560, 2. Aufl. 1561, 3. Aufl. 1563. 

) Colerus, Johann, mag., lebte vom Ende des 16. Jahrhunderts bis 1639 
zuerſt als Magiſter in Roſtock, ſpäter als Prediger in der Mark Brandenburg und 
zuletzt in Parchim (Mecklenburg). 
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größere Anzahl von Abhandlungen forſt⸗ und jagdrechtlichen Inhaltes 
enthält. | 

Das erſte ſelbſtſtändige Werk über Forſtwirtſchaft ift die 1713 
erſchienene Sylvieultura oeconomica des kurfürſtlich ſächſiſchen 
Kammerrates und Oberberghauptmanns von Carlowitz. Die 
Veranlaſſung zu demſelben war das Intereſſe des Verfaſſers an der 
Erhaltung der Wälder im Intereſſe des Bergbaues. Er beſpricht 
u. a. die Holzſaat, Baumſchulen, Pflanzung, Entwäſſerung des 
Bodens zu Kulturzwecken und enthält viele treffende Beobachtungen 
ſowie heute noch als richtig anzuerkennende waldbauliche Vorſchriften. 

Ziemlich gleichzeitig mit der Sylvicultura oeconomica iſt auch 
das erſte von einem Forſtmanne verfaßte Buch erſchienen, nämlich 
die „Notabilia venatoris“ des fürſtlich ſächſiſchen Oberland⸗ 
jägermeiſters und Landrates von Göchhauſen (1710). Dieſes 
Werk behandelt zwar ebenſo wie der „Vollkommene Teutſche 
Jäger und Fiſcher“ des Freiherrn von Flemming (2 Bände 
1720 und 1724) hauptſächlich jagdliche Gegenſtände, doch finden 
ſich in beiden Werken auch verſchiedene Kapitel über Forſtwirtſchaft 
mit teilweiſe ganz guten Bemerkungen. 


§ 45. Die Entwickelung der Grund und Hilfswiſſenſchaften. 


Unter den forſtlichen Hilfswiſſenſchaften war bis zur Mitte des 
18. Jahrhunderts nur der mathematiſche Teil, und zwar haupt⸗ 
ſächlich die For ſtvermeſſung, einigermaßen entwickelt. 

Das Bedürfnis der Praxis bot die Veranlaſſung, daß ſchon 
in ziemlich früher Zeit wenigſtens ein Teil der Forſten regelrecht 
vermeſſen wurde. Zunächſt waren es die kleineren, nieder⸗ und 
mittelwaldartig behandelten Waldteile, deren Flächengröße ſchon aus 
Rückſicht auf die Betriebsregulirung, allerdings nur in ziemlich roher 
Weiſe, ermittelt wurde, gegen das Ende des 16. Jahrhunderts wurden 
aber auch ſchon größere Waldungen in Thüringen vermeſſen; 
1680 erfolgte bereits die erſte Vermeſſung und Kartierung des 
Kommunion⸗Harzes, und es liegen genügende Beweiſe dafür vor, daß 
eine genauere Vermeſſung des Waldes zu Anfang des 18. Jahr⸗ 
hunderts wenigſtens nicht mehr zu den Seltenheiten gehörte. Bei 
vielen größeren Waldungen begnügte man ſich allerdings ſelbſt noch 
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zu Ende des 18. Jahrhunderts häufig damit, ihre Flächenausdehnung 
nach Stunden oder Meilen anzugeben. 

Die älteſte Anleitung zur Forſtvermeſſung iſt in der „Praxis 
geometriae“ von Penther (1. Aufl. 1729, 2. Aufl. 1788) ent⸗ 
halten. Als Inſtrumente wurden hier benutzt: ein kleiner Meßtiſch, 
die Bouſſole und das Aſtrolabium. 

Weſentlich ſpäter als die Entwickelung der Forſtvermeſſung begann 
jene der Hol zmeßkunde. 

Bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts kannte man eine genaue 
Methode, die Maſſe eines Baumes zu beſtimmen, überhaupt nicht, 
ſondern taxierte entweder gutachtlich den Inhalt desſelben nach Klaftern 
bezw. die Nutzholzklaſſe, welcher er nach Durchmeſſer und Höhe an⸗ 
gehörte. Bei Schnittholz ſchätzte man, wieviel Bretter der Baum 
wohl geben könnte. 

Auch die Beſtandesmaſſe wurde faſt ausſchließlich durch 
ſummariſche Okulartaxation ermittelt, doch hat man in der erſten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts ſchon Probeflächen für die verſchiedenen 
Beſtandesbonitäten abgeſteckt und hieraus entweder durch ſpezielle Taxation 
der einzelnen Bäume oder, wie bereits Flemming empfiehlt, durch Kohl⸗ 
abtrieb, Anhaltspunkte für die Maſſenermittlung gewonnen. 

Die erſte Anleitung zu Ertragsverſuchen und zur Aufſtellung 
von Ertragstafeln wurde 1721 von R6Eaumur für die franzöſiſchen 
Niederwaldungen gegeben. 

Sehr einfach war auch die zu jener Zeit übliche Methode der 
Waldwerthberechnung, indem bis zur Mitte des 18. Jahr- 
hunderts der Preis ſich vorwiegend nach dem augenblicklichen Ver- 
brauchswert der nach dem eben erwähnten ungenauen Verfahren ein⸗ 
geſchätzten haubaren Holzmaſſe richtete; das jüngere Holz ſowie der 
Bodenwert wurden nicht in Anſchlag gebracht. 

Von den naturwiſſenſchaftlichen Grundlagen der Forſt⸗ 
wirtſchaft iſt in dieſer Praxis noch gar nichts vorhanden geweſen. 
Das im Jahre 1716 erſchienene Buch des Regensburger Arztes 
Georg Andreas Agricola „neuer und nie erhörter, doch in der 
Natur wohlbegründeter Verſuch der Univerſalvermehrung aller Bäume, 
Stauden⸗ und Blumengewächſe, das erſtemal theoretice und practice 
experimentirt“ behandelt zwar neben viel Aberglauben und Schwindel 
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auch die bekannteren Veredlungsarten ziemlich gut, iſt aber kaum als 
zum Forſtbetrieb gehörig zu betrachten. 


5. Kapitel. Jagdweſen. 


§ 46. Jagdregal. 


Bereits im 14. und 15. Jahrhundert hatten verſchiedene Landes⸗ 
herren die Behauptung aufgeſtellt, daß ihnen nicht nur die Ober⸗ 
aufſicht über das Jagdweſen, ſondern auch die Jagdausübung in ihrem 
ganzen Gebiet ohne Rückſicht auf die Eigentumsverhältniſſe als ein 
Regal zuſtehe. 

Seit dem 16. Jahrhundert trat dieſe Anſchauung immer häufiger 
hervor und führte, geſtützt einerſeits auf häufig ſehr eigentümliche 
juriſtiſche Deduktionen und andererſeits auf die Thatſache, daß die 
Landesherren wirklich ſehr ausgebreitete Jagdrechte beſaßen, dazu, daß 
im 17. und 18. Jahrhundert die Regalität der Jagd ein allgemein 
anerkannter Rechtsgrundſatz wurde; ſogar das preußiſche Landrecht 
von 1794 behandelt das Jagdrecht noch ganz vom Standpunkt der 
regaliſtiſchen Theorie. 

Es gelang den Landesherren alter nur ſelten und höchſtens 
in den kleinſten Staaten, das Jagdregal im vollen Umfang auch 
praktiſch geltend zu machen. 

Nach der im 18. Jahrhundert üblichen Definition wurde das 
Jagdregal (Wildbann, Jagdhoheit, Jagdͤherrlichkeit) auf 
gefaßt als: das aus der Landeshoheit herrührende Recht des Landes⸗ 
herrn, den Fang aller in den Wäldern und ſonſt im Land vor⸗ 
kommenden wilden Tiere, die in keinem Privateigentum ſind, zu 
dirigieren, die oberſtrichterliche Gewalt in allen dahin gehörigen An⸗ 
gelegenheit auszuüben und den Fang in allen jenen Gegenden zu 
ſeinem Nutzen vorzunehmen, in welchen Privatperſonen die Jagd⸗ 
gerechtigkeiten nicht von unerdenklichen Zeiten hergebracht oder durch 
landesherrliche oder kaiſerliche Beleihung erhalten haben. 

Das Jagdregal ſchloß demnach zwei verſchiedene Rechte in ſich: 
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1. Das Hoheitsrecht des Wildbannes (jus banni ferini), 
vermöge deſſen der Regent alles dasjenige zu beſorgen hatte, was 
das Wohl des Staates in Anſehung der wilden Tiere und Jagden 
erforderte. 

2. Das Jagdrecht (jus venandi), welches als die Befugnis 
betrachtet wurde, die Jagd überall da auszuüben, wo nicht Privat⸗ 
perſonen einen beſonderen Beſitztitel des Jagdrechtes nachweiſen 
konnten, ſowie die Zubehöre des Jagdrechtes, insbeſondere die Jagd⸗ 
dienſte in Anſpruch zu nehmen. 

Das Jagdrecht konnte von den Landesherren auch an Landſaſſen 
und Unterthanen verliehen werden. 


§ 47. Jagdrecht. 

Des ausgedehnteſten Jagdrechtes hatten ſich in dieſer Periode 
die Landesherren zu erfreuen. 

Dasſelbe ſtand ihnen zunächſt auf ihren allodialen und lehens⸗ 
rechtlichen Beſitzungen, ſowie in den Bannforſten zu, welche ſie aus 
früherer Verleihung beſaßen. Ferner hatten die Landesherren ſchon 
bisher als Obermärker die Jagd in den betreffenden Markgenoſſen⸗ 
ſchaften ganz oder teilweiſe ausgeübt. Hierzu kam noch neu das 
Jagdrecht in jenen Landesteilen, in welchen ſie dasſelbe auf Grund 
des Jagdregales in Anſpruch nahmen. 

Der Verſuch, das Jagdregal praktiſch geltend zu machen, ver⸗ 
anlaßte nicht nur bei den Bauern, ſondern auch beim Adel laute 
Klagen und vielfache Beſchwerde. Während aber erſtere ausnahmslos ſeit 
dem 30 jährigen Krieg auch den dürftigen Reſt ihres früheren Jagd⸗ 
rechtes verloren, leiſteten die oft ſehr mächtigen Vaſallen häufig erfolg⸗ 
reich Widerſtand. 

In einzelnen Staaten, z. B. in Preußen, mußten die Landes⸗ 
herren verſprechen, daß ſie das den letzteren zuſtehende Jagdrecht 
ſeinem vollen Umfange nach anerkennen wollten. In Süddeutſchland 
und Oſterreich trat meiſt eine Teilung des Jagdrechtes in der Weiſe 
ein, daß der früher thatſächlich bereits vorhandene Unterſchied zwiſchen 
hoher und niederer Jagd nunmehr rechtlich feſtgeſtellt und als 
Grenze des Jagdrechtes zwiſchen dem Landesherren und den 
Ständen in der Weiſe betrachtet wurde, daß erſterem in verſchiedenen 
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Bezirken ausſchließlich die hohe Jagd, letzteren dagegen die niedere 
Jagd oder das „Reisgejaid“ zuſtand. 


Das den Bauern entzogene Jagdrecht benutzte man häufig zur 
Entſchädigung der Adeligen für den Verluſt der hohen Jagd, ſo daß 
ihnen das Reisgejaid auch Anek der früheren Jagdgebiete ein⸗ 
geräumt wurde. 


Auch die Städte vermochten in dieſer Periode nur teilweiſe 
das frühere Jagdrecht zu behaupten; ſoweit ſie ein ſolches beſaßen, 
wurde es in den Landſtädten meiſt von allen Bürgern ausgeübt, wäh⸗ 
rend in den Reichsſtädten gewöhnlich die Patrizier die Jagdausübung 
als ein ihnen zuſtehendes Recht behandelten. 

Da die Landesherren ihr umfaſſendes Jagdrecht unmöglich überall 
perſönlich ausüben konnten, ſo nahm die ſchon im Mittelalter übliche 
Verleihung von Gnadenjagden immer mehr an Umfang zu. Die 
Verleihung erfolgte teils erblich, teils auf Lebenszeit, meiſt mit Vor⸗ 
behalt des Widerrufes, und nun in der Regel nicht unentgeltlich. 
Häufig mußte eine oft recht bedeutende Abgabe hierfür geleiſtet werden, 
ſo daß dieſe Begünſtigungen den Charakter von Jagdverpachtungen 
annahmen. Die Hingabe von Gnadenjagden gegen Entgelt wurde 
ſchon im 16. Jahrhundert mehrfach als eine Finanzmaßregel betrieben. 


Die während des Mittelalters entſtandenen Freipürſchgebiete 
in Südweſtdeutſchland veranlaßten im Lauf der Zeit vielfache Klagen 
wegen des Herbeiziehens von Landſtreichern, Ausrottens von Wild 
und der Beeinträchtigung benachbarter Landſtände. Zu Anfang des 
18. Jahrhunderts wurde deshalb ein Teil der Freipürſchgebiete auf- 
gehoben, für die übrigen erfolgte der Erlaß ſtrenger Ordnungen; die 
letzten Reſte dieſer Einrichtung haben ſich bis zum Anfang des 
19. Jahrhunderts erhalten. 

Da die Jagdbezirke häufig vielfach zerſplittert waren und ſo durch⸗ 
einander lagen, daß der einzelne auf ſeinem Beſitztum die Jagd kaum 
ausüben konnte, ſo vereinigten ſich oft die verſchiedenen Beſitzer zur 
gemeinſchaftlichen Jagdausübung in der Weiſe, daß jeder auf allen 
und doch auf gewiſſen Gütern des andern die Jagd ausüben durfte. 
Dieſes Recht nannte man die Koppeljagd (venatio simultenea s. 
cumulativa). Verſchieden hiervon war die gemeinſchaftliche Jagd 
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(venatio communis), bei welcher die Jagd den gemeinſchaftlichen 
Eigentümern eines Gutes gemeinſam zuſtand. 

In den zwiſchen Landesherrn und Adel verkoppelten Jagden 
hatte erſterer das Recht der Vorjagd, in den Gnadenjagden nahm 
derſelbe die Mitjagd, wenn auch nicht der Jagdbeute ſo doch des 
Vergnügens halber (Luſtjagd), in Anſpruch. 

Seit dem 16. Jahrhundert machte ſich das Beſtreben geltend, 
die Jagdfolge immer mehr einzuſchränken, häufig wurde ſie nur 
noch zugeſtanden, wenn ihre Erwerbung durch Verleihung oder Ver⸗ 
jährung nachgewieſen werden konnte. 

Bei der Jagdfolge kam auch die gegenſeitige Stellung der 
Betreffenden in Betracht. Die Landesherren nahmen ſie zwar für 
ſich in Anſpruch, geſtatteten dieſelbe aber ihren Landſaſſen nicht; 
ähnlich verhielten ſich die höheren Jagdberechtigten gegen niederere. 

Das vollſtändige Verbot der Jagdfolge wurde zuerſt durch eine 
öſterreichiſche Verordnung von 1786 ausgeſprochen. 

Wo eine Jagdfolge ſtattfand, war ſie meiſt nur nach vorheriger 
Anzeige beim Jagdberechtigten und innerhalb einer beſchränkten Zeit 
geſtattet. | ; 

Die fpäter ſo drückenden Jagddienſte kamen erſt ſeit dem 
Ausgang des Mittelalters in Übung, wurden aber in der Folgezeit 
nicht ſelten bis zur Unerträglichkeit geſteigert, da ſie die Unterthanen 
häufig während der dringendſten Feldarbeiten, oft wochenlang, vom 
Haus fern hielten und mit vielen Beſchwerden verbunden waren. 

Außer dem Treiberdienſt, dem Stellen und Fahren des Jagd⸗ 
zeuges, ſowie ſonſtiger Hilfe bei der Jagdausübung wurden unter dem 
Titel der Jagddienſte noch ſehr verſchiedenartige andere Leiſtungen ge⸗ 
fordert, ſo z. B. Lieferung der Leinwand zum Jagdzeug, von Federn 
für Federlappen, Taubenzehent für die Falken, Hundeaufſtockung und 
Hundsbrot und noch vieles andere. 

Im Intereſſe eines pfleglichen Jagdbetriebes waren ſeit dem 
Ende des Mittelalters allenthalben beſondere Schuß- bezw. Schon⸗ 
zeiten angeordnet, außerdem beſtand während der ſog. Setzzeit noch 
allgemeiner Waldſchluß. Die Jagdordnungen verbieten auch ver⸗ 
ſchiedene unwaidmänniſche Jagdarten, z. B. den Gebrauch von 
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Knüppel oder Kreuze angehängt werden müßten, um ſie vom 
Jagen abzuhalten. 

Schon zu Anfang des 17. Jahrhunderts kommen Jagdpäſſe 
in Württemberg vor, welche ſpäter allgemein, beſonders aber für die 
Freipürſchgebiete, angeordnet wurden. 

Da der große Wildſtand im 17. und 18. Jahrhundert teilweiſe 
ganz enormen Schaden an den Feldfrüchten verurſachte, ſo be⸗ 
ſchäftigen ſich die Jagdordnungen vielfach mit der Verhütung des⸗ 
ſelben. Meiſt waren aber die geſtatteten Mittel wie: Feueranzünden, 
Trommeln, Aufſtellung von Wildhütern, Anbinden kleiner Hunde in 
den Feldern, nur ſehr ungenügend. Die Umfriedigung der Fluren 
durch Wildmauern und Wildzäune wurde nur ungern geſehen und 
bildete häufig einen Gegenſtand des Streites zwiſchen Landesherrn 
und Volksvertretung. Wo ſolche Wildzäune geſtattet wurden, durften 
ſie weder zu hoch (nicht über 3 m) noch ſo eingerichtet ſein, daß 
ſich überfallendes Wild an den Spitzen beſchädigen konnte. 

Nur ausnahmsweiſe wurde ein ſtärkerer Abſchuß des über⸗ 
mäßigen Wildſtandes vorgenommen, lieber entſchloß man ſich, in 
einzelnen Fällen die bitterſten Klagen durch einen teilweiſen Erſatz 
des Wildſchadens zu beſchwichtigen. 


§ 48. Jagdausübung. 

Von den während des ſpäteren Mittelalters noch in Deutſchland 
heimiſchen Wildarten war der Ur zu Beginn des 16. Jahrhunderts 
ausgeſtorben, Wiſent und Elen wurden ſeit dieſer Zeit immer 
mehr nach Nordoſten gedrängt; zu Ende des 18. Jahrhunderts war 
das Wiſent, von welchem 1689 wieder einige Stück in der Mark 
Brandenburg ausgeſetzt worden waren, aus Deutſchland verſchwunden. 

Das gleiche Schickſal hatte in Südbayern und Tyrol der Stein⸗ 
bock, von welchem ſich zu Anfang des 18. Jahrhunderts noch ein 
kleiner Beſtand in den Zillerthaler Alpen erhalten hatte, welcher in⸗ 
deſſen ſchon in den nächſten Jahrzehnten nicht mehr erwähnt wird. 

Auch der Biber wurde mehr und mehr dezimiert und an vielen 
Stellen vollſtändig ausgerottet. 

Die Bären waren in Südweſtdeutſchland ſchon zu Ende des 
16. Jahrhunderts vertilgt worden, haben ſich aber in den bayriſchen 
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Alpen, im bayriſchen Wald und in Weſtpreußen noch bis zum Schluß 
des 18. Jahrhunderts erhalten. 

Die Wölfe hatten ſich während des dreißigjährigen Krieges ſo 
ſtark vermehrt, daß ſie als eine wahre Landplage erſchienen; trotz 
Aufbietung aller Mittel wurden ſie erſt während des 18. Jahrhunderts 
ſoweit ausgerottet, daß Wölfe wenigſtens in den meiſten Gegenden 
von Deutſchland zu den ſelteneren Erſcheinungen gehörten. 


Neu kam während dieſer Periode das Damwild nach Deutſch⸗ 
land. Dasſelbe ſtammt von den Küſten des mittelländiſchen Meeres 
und wurde gegen Ende des 16. Jahrhunderts über England und 
Dänemark nach Süddeutſchland gebracht; nach Preußen kam es erſt 
etwa 100 Jahre ſpäter. 


Die Faſanen verbreiteten ſich nur ſehr langſam weiter nord⸗ 
wärts, in Preußen werden ſie erſt 1678 erwähnt. 

Infolge der günſtigen jagdrechtlichen Verhältniſſe und der Jagd⸗ 
luſt der meiſten Fürſten erreichte der Wildſtand um die Wende 
des 17. und 18. Jahrhunderts ſeinen Höhepunkt. 


So wurden in Württemberg während des Jahres 1737 allein 
gelegentlich eines Abſchuſſes zur Verminderung des Wildſchadens 
6518 Stück Rotwild und 5058 Stück Schwarzwild erlegt. 

Das zur niederen Jagd gehörige Wild wird in den Schußliſten 
des 16. und 17. Jahrhunderts noch wenig erwähnt. Dieſes hängt 
ſowohl mit der Menge des Raubwildes, als auch mit der Art und 
Weiſe des Jagdbetriebes der hohen Herren und der ſchlechten Kon⸗ 
ſtruktion der Schußwaffen zuſammen. Erſt im 18. Jahrhundert be⸗ 
gann man auch dem kleinen Wild mehr Aufmerkſamkeit zu ſchenken. 

Für die Geſtaltung des Jagdbetriebes ſeit dem Ende des 
Mittelalters war die Verbeſſerung der Konſtruktion des Schieß— 
gewehres maßgebend. 

Obwohl das Radſchloß 1517 erfunden war und 1556 ſchon 
Schrotflinten gebraucht wurden, ſo war während des 16. Jahrhunderts 
für jagdliche Zwecke die Armbruſt noch faſt ausſchließlich im Ge⸗ 
brauch; erſt ſeit der Erfindung des Feuerſteinſchloſſes (um 1630) 
wurde ſie raſch vom Gewehr verdrängt. 


Während der Blütezeit der Jägerei hatte man eine Unzahl ver⸗ 
7* 
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ſchiedener Hunderaſſen, um die Mitte des 18. Jahrhunderts werden 
deren mehr als 20 erwähnt! 

Die Jagdfalken wurden um hohen Preis aus dem Auslande, 
namentlich von Island, bezogen. 

Als weitere Hilfsmittel zur Jagd ſind in dieſer Periode zu er⸗ 
wähnen: Netze, Tücher, Fallen, Schweinsfedern, Hirſch⸗ 
lanzen, Hirſchfänger, Zeugwagen, Kaſten, Stangen und 
Eiſen zum Aufſtellen des Jagdzeuges. 

Zu Anfang des 16. Jahrhunderts war wie früher noch immer 
die Fangjagd die am meiſten geübte Jagdmethode. 

Beim Hochwild benutzte man hierbei zunächſt in der alten Weise 
den Hag, ging aber bald dazu über, dieſen durch eine künſt liche 
Wand von Tüchern oder Netzen zu erſetzen, wodurch man bei der 
Auswahl der Ortlichkeiten für die Jagd ungleich weniger beſchränkt 
war. Während der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts wurde dieſe 
Wand, um ein Ausbrechen des Wildes zu verhüten, ſeitwärts immer 
mehr verlängert, bis man endlich etwa zu Anfang des 17. Jahr⸗ 
hunderts einen ganzen Waldteil größtenteils oder ganz mit Zeug um⸗ 
ſtellte. Auf dieſe Weiſe entwickelte ſich das ſog. beſtätigte Jagen. 

Eine Erweiterung dieſer beſtätigten Jagen find die um das 
Jahr 1700 in Übung gekommenen großen eingeſtellten Jagen, 
bei denen es ſich darum handelte, möglichſt große Wildmaſſen zu 
erlegen oder wenigſtens zu zeigen. Die eingeſtellten Jagen waren 
Hoffeſte, welche man, entſprechend dem Charakter der Zopfperiode 
des 18. Jahrhunderts, mit allen möglichen Künſteleien ausſchmückte. 
Daneben blieben aber die beſtätigten Jagen in einfacher Form noch 
fortwährend in Übung. 

Während das alte Überlandjagen durch das beſtätigte Jagen 
ſowie durch andere ſichere Jagdmethoden allmählich ganz außer Übung 
kam, wurde unter Ludwig XIV. die franzöſiſche Form derſelben, die 
Parforcejagd, nach Deutſchland gebracht und während des 
18. Jahrhunderts als koſtſpieliges fürſtliches Vergnügen geübt; das 
gleiche war im 17. und 18. Jahrhundert mit der Falkenbeize 
der Fall. 

Mit der fortſchreitenden Verbeſſerung der Schießgewehre kamen 
auch Pürſche, Anſtand, Treibjagd und Suche mit dem Vor⸗ 
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ſtehhund in Aufnahme. Das Raubwild wurde vorwiegend mit Hilfe 
verſchiedener Fallen und anderer Fangvorrichtungen erlegt. 

Die Ausübung der Jagd erforderte namentlich im 17. und 
18. Jahrhundert ein großes Perſonal, welches einen weſentlichen 
Teil des Hofſtaates ausmachte. 

An der Spitze der Jägerei ſtand der Jägermeiſter mit ver⸗ 
ſchiedenen Titulaturen, welcher, wie ſchon im Mittelalter, eine ſehr 
angeſehene Stellung bei Hof inne hatte; ihm wurden ſpäterhin meiſt 
noch andere Beamte (Jagdjunker) zur Unterſtützung beigegeben. Im 
16. und 17. Jahrhundert war der Jägermeiſter beim Jagdbetrieb 
noch aktiv beteiligt, im 18. Jahrhundert dagegen wurde dieſe Stellung 
ein reines Hofamt. | 

Die oberſten Jagdämter, welche zuſammen als Hofjagdchargen 
bezeichnet wurden, waren ausſchließlich dem Adel vorbehalten. 

Für die einzelnen Zweige des Jagdbetriebes (deutſche Jägerei, 
Parforcejagd, Falkenbeize) war ein beſonderes Perſonal von gelernten 
Jägern vorhanden, welches aber in dem Maße weniger zahlreich 
wurde, als im Laufe der Zeit ein großer Teil der jagdlichen Funktionen, 
namentlich die ſog. deutſche Jägerei, auf das Forſtperſonal überging. 

Die Beſoldung des Jagdperſonals war im allgemeinen höher 
als jene des Forſtperſonals, insbeſondere hatten die Inhaber der 
oberen Jagdämter ganz unverhältnismäßig hohe Bezüge. 

Als Accidenzien des Jagdperſonals ſind: „Jägerrecht“ und 
„Schußgeld“ zu nennen; letzteres iſt dadurch entſtanden, daß das 
alte Jägerrecht, d. h. der Bezug gewiſſer Teile des erlegten Wildes, 
ganz oder teilweiſe in Geld umgewandelt wurde. 


§ 49. Jagdſtrafweſen. 

Die Verletzungen des Jagdrechtes und der jagdpolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften wurden je nach ihrer Schwere als „Wilderei“ oder als 
„Wildfrevel“ bezeichnet. Unter erſterer verſtand man nur das un⸗ 
berechtigte Erlegen von Hochwild. Als Wildſchützen wurden die⸗ 
jenigen betrachtet, welche die Wilderei gewohnheitsmäßig oder unter 
Bedrohung des Jagdperſonals betrieben. 

Gegen ſie wurde mit größter Strenge und zwar meiſt mit Leibes⸗ 
oder Lebensſtrafe vorgegangen; das Forſtperſonal hatte allgemein die 
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Erlaubnis und vielfach ſogar den Auftrag, den Wildſchützen gegen⸗ 
über, auch ohne daß der Fall der Notwehr vorlag, von den Schuß⸗ 
waffen Gebrauch zu machen, doch ſollten dieſelben, wenn möglich, 
lebendig eingeliefert werden. 

Die gewöhnliche Strafe für die leichteren Fälle der Wilderei 
beſtand in längerer Freiheitsſtrafe oder in verſchiedenen Leibesſtrafen. 

In einzelnen Forſtordnungen, z. B. in der preußiſchen von 1720, 
wird für unberechtigtes Jagen auch noch, wie früher, hohe Geldſtrafe 
angedroht (500 Thaler für einen Hirſch); dieſelbe konnte aber natur⸗ 
gemäß nur gegen eine einfache Verletzung des Jagdrechtes durch 
hochgeſtellte und wohlhabende Perſonen gerichtet ſein. 

Für die Frevel am kleinen Wild waren faſt ſtets nur Geldstrafen 
und Konfiskation der Jagdutenſilien angedroht. 

Auch die Zuwiderhandlungen gegen die jagdpolizeilichen Be⸗ 
ſtimmungen wurden in der Regel nur mit Geld oder mit geringen 
Freiheitsſtrafen geahndet. 


Für die Aburteilung der leichteren Fülle beſaßen die Forſt⸗ 
und Jagdbehörden eine ziemlich ausgedehnte Kompetenz, die ſchweren 
Leibes⸗ und die Lebensſtrafen, ſowie die keineswegs ſeltene Anwendung 
der Folter konnte dagegen nur von den ordentlichen Gerichten verfügt 
werden. Auf dieſem Gebiete ſind auch viele Fälle der Kabinetsjuſtiz 
zu verzeichnen. 


§ 50. Jagdlitteratur. 


Die jagdliche Litteratur des 16. Jahrhunderts beginnt mit dem 
„geheimen Jagdbuch“ des Kaiſers Maximilian J., welches 
zwiſchen 1508 und 1509 verfaßt worden ſein dürfte und verſchiedene 
Einzelabhandlungen über Jagdausübung, ſowie Erzählungen von Jagd⸗ 
erlebniſſen enthält. Außerdem hat Kaiſer Maximilian noch eine 
Abhandlung über Falknerei geſchrieben. 


Aus dem 16. Jahrhundert iſt uns ferner ein Manuffript im 
königlichen Staatsarchiv zu Stuttgart erhalten, welches die „Zeichen 
des Hirſches“ beſpricht. Dasſelbe ſcheint unter Benutzung der 
oben (S. 55) erwähnten Abhandlung, die ſchon aus dem 14. Jahr⸗ 
hundert ſtammt, abgefaßt worden zu ſein. Auch Nos Meurer dürfte 
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letztere bei Bearbeitung des betr. Abſchnittes ſeines Forſt⸗ und Jagd⸗ 
rechtes zu Händen gehabt haben. i 

Das berühmte „Neuw Jag-⸗ und Weydwerck-Buch“ 
von 1582, welches die erſte vollſtändige Darſtellung des Jagdbetriebes 
enthält, iſt nicht, wie meiſt angenommen wird, ein deutſches Original⸗ 
werk, ſondern, abgeſehen von einigen untergeordneten Beigaben, nur 
eine Überſetzung des 1561 erſchienenen Werkes „La Venerie“ des 
Jaques Du Fouilloux. 

Das „Adeliche Wayd-Werk“ von 1661 ſtellt nur einen 
nahezu unveränderten Abdruck dieſes Buches dar. 

Für das Studium des Jagdbetriebes jener Zeit find namentlich 
die Holzſchnitte der genannten Werke von Bedeutung. 

Als weitere Werke über Jagd ſind zu nennen: Johann Teutzer's 
„Jagdbuch oder Dianen's hohe und niedere Jagdgeheimniſſe, 1682 
bis 1689“ und die Notabilia venatoris oder Jagd⸗ und Waidwerks⸗ 
Anmerkungen des Oberlandjägermeiſters Friedrich von Göchhauſen 
(1710). 

Weitaus den größten Wert unter den jagdlichen Werken dieſer 
Periode beſitzt „der vollkommene teutſche Jäger“ des Hans 
Friedrich von Flemming (1719 —1724), welches die genaueſten 
Berichte über das hochgeſchraubte Jagdweſen jener Zeit und beſonders 
über die großen Hof⸗ und Luxusjagden enthält. 


IV. Abſchnitt. 


Heuere Faorſtgeſchichte 


(Seit 1750). 


$ 51. Quellenkunde. 


1. Selbſtändige Publikationen, welche auf das Forſt⸗ und 
Jagdweſen Bezug haben. 

2. Die forſtlichen Zeitſchriften. 

3. Verwaltungsakten, Organiſationsdekrete, Wirt⸗ 
ſchaftsvorſchriften. Dieſelben ſind teils veröffentlicht, teils in den 
Archiven und Regiſtraturen verwahrt. 

4. Geſetze und Verordnungen in Forſt- und Jagd ſachen; 
ſie finden ſich in den Geſetzesſammlungen, amtlichen und politiſchen 
Zeitungen, ſowie, wenigſtens auszugsweiſe, auch in den forſtlichen 
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1. Kapitel. Waldeigentum. 


§ 52. Staatswaldungen. 


Die Anderung der ſtaatsrechtlichen und volkswirtſchaftlichen An- 
ſchauungen, welche gegen das Ende des 18. Jahrhunderts begann, 
ſowie die politiſchen Umwälzungen während der erſten Dezennien des 
19. Jahrhunderts haben ſich auch für den Waldbeſitz der Landes⸗ 
herren als folgenſchwer erwieſen. 
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Durch die Säkulariſationen infolge des Reichsdeputations⸗ 
hauptſchluſſes vom Jahre 1803 fiel das Eigentum der geiſtlichen 
Güter (ſowohl katholiſcher als proteſtantiſcher) an die Landesherren, 
ſodaß deren Waldbeſitz einen bedeutenden Zuwachs erhielt. Den 
weltlichen Landesſtänden wurden dagegen bei den Mediatiſierungen 
im Reichsdeputationshauptſchluß, in der Rheinbundsakte von 1806 
(Art. 27) und in der deutſchen Bundesakte von 1815 (Art. 14) die 
ſämmtlichen Domänen als ihr Patrimonial- und Privateigentum be⸗ 
laſſen. Man ging dabei von der Anſicht aus, daß das Eigentum 
an den Domänen immer der fürſtlichen Familie zugeſtanden habe, 
aber mit gewiſſen Ausgaben im öffentlichen Intereſſe belaſtet geweſen 
ſei; mit dem Recht der fürſtlichen Familie auf die Landesregierung 
ſei jedoch ipso jure auch die Belaſtung des Kammergutes mit öffent⸗ 
lichen Ausgaben erloſchen. 

Soweit alſo der Domanialbeſitz der mediatiſierten Fürſten aus 
Waldungen beſtand, erhielten dieſe nunmehr den Charakter von 
Privatwaldungen; den mediatiſierten Reichsſtädten wurde ihr Wald 
ebenfalls meiſt belaſſen; nur in ſeltenen Ausnahmen (z. B. Nürn⸗ 
berger Reichswald) fiel derſelbe an den Staat. 

In jenen Staaten, welche auch nach 1815 noch ihre Selbſtändigkeit 
behaupteten, wurde für die fernere Geſtaltung des landesherrlichen 
Waldbeſitzes die Löſung der Frage nach dem Eigentumsrecht an 
den Domänen, welche ſeit dem Anfang des 19. Jahrhunderts eine 
beſondere Bedeutung gewonnen hatte, maßgebend. 

Dieſe ſetzten ſich nämlich zuſammen aus reinem Privateigentum 
der Fürſten und aus ſolchen Teilen, welche ihnen mit Rückſicht auf 
das innehabende Amt übertragen oder von ihnen als Landesherren 
erworben worden waren. Da ſich jedoch eine Ausſcheidung von Staatsgut 
und Hausgut auf Grund ſtreng hiſtoriſcher Baſis nicht durchführen 
ließ, weil der rechtliche Urſprung und der Charakter der einzelnen 
Domänen meiſt nicht mehr mit Sicherheit nachgewieſen werden konnte, 
ſo erfolgte die Ordnung dieſer Angelegenheit nach politiſchen und 
Billigkeitsrückſichten. 

Wie oben, S. 58, bereits bemerkt, eilte Preußen allen anderen 
Staaten hierin weit voran, indem dort ſchon 1713 ſämtliche Domänen 
zu Staatsgütern erklärt wurden, als welche ſie auch das preußiſche 
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Landrecht von 1794, das Hausgeſetz von 1805, das Edikt von 1810 
und die Verfaſſungsurkunde von 1850 beſtätigten. 


In den übrigen Staaten wurde dieſe Angelegenheit während der 
erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts, in Meiningen erſt 1871, und 
zwar auf ſehr verſchiedene Weiſe, geregelt. 


Die größeren Staaten (Bayern, Württemberg und Sachſen) 
erkannten die Domänen ebenfalls, wie Preußen, als reine Staats⸗ 
güter an; in den kleineren wurden ſie entweder zwiſchen dem Staat 
und dem landesfürſtlichen Haus geteilt (Anhalt, Oldenburg, Altenburg) 
oder das Grundeigentum der Domänen verblieb zwar der fürſtlichen 
Familie, jedoch mit der Beſtimmung, daß die Einkünfte aus den 
Domänen ganz oder teilweiſe zu Staatsausgaben Verwendung finden 
ſollten. 


Durch den Übergang des Eigentums der Domänen an den 
Staat entſtanden, ſoweit hierbei Waldungen in Betracht kommen, 
aus den landesherrlichen Forſten Staatswaldungen; man pflegt 
jedoch auch in jenen Staaten, in welchen das Eigentum an den 
Domänen ganz oder teilweiſe zwar der fürſtlichen Familie vorbehalten, 
eine Teilung auf dem Terrain jedoch nicht vollzogen worden iſt, die 
zu den Domänen gehörigen Forſten als Staatswaldungen zu bezeichnen. 

Für die Geſchichte der landesherrlichen bezw. Staatswaldungen 
ſind während der letzten 150 Jahre endlich auch noch die verſchiedenen 


volkswirtſchaftlichen Anſchauungen und Zuſtände bedeutungs⸗ 
voll geworden. 


Schon bald nach dem Bekanntwerden der volkswirtſchaftlichen 
Lehren von Adam Smith wurde aus dem Satz, daß der Staat un⸗ 
geeignet zum Betrieb von Gewerben ſei, die Folgerung gezogen, daß 
die Staatswaldungen veräußert werden müßten. 

Zuerſt tauchte dieſe Forderung in Frankreich auf, wo ſie Muſtel 
in feinem 1784 erſchienenen Traité theorique et practique de la vege- 
tation anführt. Schon wenige Jahre ſpäter boten die mißlichen finanziellen 
Verhältniſſe den Gewalthabern der franzöſiſchen Republik Veranlaſſung, 
dieſe theoretiſche Anſchauung durch Veräußerung eines großen Teiles 
der franzöſiſchen Staatswaldungen in die Praxis zu überſetzen. 

Um die Wende des 18. und 19. Jahrhunderts wurde auch in 
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Deutſchland namentlich von F. C. Medicus), J. J. Trunk?) und 
Hazzi?) die Veräußerung der Staatsforſten gefordert. | 

Die Notlage der Staatsfinanzen war die Urſache, daß von 
dieſem Mittel hier ebenfalls, und zwar in einigen Staaten in ziem⸗ 
lich umfaſſender Weiſe, Gebrauch gemacht wurde. 


In Bayern wurden 1802 und 1803 ca. 4000 ha Staatswald 
verkauft, in Preußen war man nach der Kataſtrophe des Jahres 1806 
zu der gleichen Maßregel gedrängt. Dort führte indeſſen die Er⸗ 
werbung der Kloſtergüter im Jahre 1803 eine Beſſerung der Finanzen 
herbei, hier verhinderte der Einfluß G. L. Hartig's“), daß die 
Staatsforſten bei der Veräußerung von Domänen in ELDCONERN 
Maße betroffen wurden. 


) Medieus, Friedrich Caſimir, Dr. med., geb. 1736 in Grumbach (preuß. 
Rheinprovinz), geſt. 1808 in Mannheim, Direktor des botaniſchen Gartens daſelbſt. 

2) Trunk, Johann Jakob, geb. 1745 zu Hernsheim, geſt. nach 1802 zu 
Alsheim, von 1787—1763 k. k. Oberforſtmeiſter für die öſterreichiſchen Vorlande 
und Profeſſor der Forſtwiſſenſchaft zu Freiburg, ſpäter kurf. Hofrat und Profeſſor 
der ökonomiſchen Wiſſenſchaften zu Köln. 

) von Hazzi, Joſeph, geb. 1768 in Abensberg, geft. 1845 auf feinem Gut 
Olkofen (Oberbayern), war 1799 eine Zeitlang Generaldirektionsrat im Departement 
des Forſtweſens, ſchließlich Staatsrat und Vorſitzender der Landesbaukommiſſion. 

) Hartig, Georg Ludwig Dr. phil. h. c., geb. am 2. September 1764 
in Gladenbach (Kreis Biedenkopf) als Sohn eines heſſiſchen Forſtmeiſters, lernte als 
Jäger am Harz, ſtudierte 1781—1783 an der Univerſität Gießen, praktizierte ſodann 
bei ſeinem Vater und trat 1785 als Acceſſiſt am Oberforſtkolleg in Darmſtadt ein. 
Schon 1786 wurde er fürſtl. Solms'ſcher Forſtmeiſter zu Hungen und nahm bereits 
1789 junge Leute in die Lehre. 1797 erhielt Hartig einen größeren Wirkungskreis 
als naſſau⸗oranienſcher Landforſtmeiſter in Dillenburg, wo er gleichfalls ſeine Lehr⸗ 
thätigkeit fortſetzte. Nach Annexion des Landes durch Napoleon verſchaffte ihm ein 
ehrenvoller Ruf als Oberforſtrat nach Stuttgart (1806) wieder ein Unterkommen; 
auch in Württemberg war er als Lehrer thätig, 1811 trat er als Oberlandforſtmeiſter 
und Staatsrat in preußiſche Dienſte über. Schon bald hielt Hartig auch in Berlin 
Vorleſungen über Forſtwiſſenſchaft und war ſeit 1821 zugleich Lehrer an der dortigen 
Forſtakademie. Er ſtarb am 2. Februar 1837. Hartig's Verdienſt iſt beſonders die 
Organiſation der Forſtverwaltung und der Wirtſchaft in Preußen. Er gab dem 
Waldbau durch ſeine „Anweiſung zur Holzzucht“ die erſte wiſſenſchaftliche Grundlage, 
bildete das Maſſenfachwerk weiter aus und war ein tüchtiger Lehrer. Die Klarheit 
und Einfachheit ſeiner Darſtellungsweiſe verſchaffte ſeinen zahlreichen Schriften große 
Verbreitung und Beliebtheit. 
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In Deutſchland haben ſeit 1820 nur die umfaſſenden Forſt⸗ 
rechtsablöſungen in manchen Staaten eine bedeutende und bis⸗ 
weilen im allgemeinen Intereſſe ſpäter zu beklagende Verkleinerung 
der Staatswaldfläche herbeigeführt, in Oſterreich wurde aber der 
Verkauf von Staatswaldungen bis faſt vor etwa 15 Jahren noch 
als eine Finanzmaßregel betrieben. 

Von 1800 bis 1877 wurden hier 1 133 843 ha Domänen, und 
zwar meiſt Wald, verkauft, während der Periode von 1855 bis 1885 
allein ca. 660 000 ha. 

In der neueren Zeit wird eine Verminderung der Staatswald⸗ 
fläche nur da erſtrebt, wo der Boden bei anderweitiger Benutzung 
zuverläſſig eine größere Rente erwarten läßt; in verſchiedenen 
Gegenden, namentlich im Norden und Nordoſten von Deutſchland, 
erſcheint jetzt andererſeits wieder eine Vergrößerung der Waldfläche 
im allgemeinen, und zwar in Form des Staatswaldes, als eine im 
volkswirtſchaftlichen Intereſſe höchſt willkommene und mehrfach un⸗ 
bedingt gebotene Maßregel. 


§ 53. Kommunalwaldungen. 


Während des 18. Jahrhunderts ſind die letzten Überreſte der 
alten Markgemeinde erloſchen und mußte bei der Neugeſtaltung des 
ſtaatlichen Organismus auch für die Lokalverwaltungsbezirke durch 
die Bildung der modernen, rein politiſchen Gemeinde eine neue Form 
geſchaffen werden. 

Dieſe Übergangsperiode iſt auch für den noch vorhandenen 
Allmendebeſitz von entſcheidender Bedeutung geweſen. 

1. Vor allem dauerte auch in der zweiten Hälfte des 18. Jahr⸗ 
hunderts das Beſtreben der Landesherren, möglichſt große Stücke 
der Markwaldungen an ſich zu reißen, noch fort und war nament⸗ 
lich bei den letzten Teilungen der großen Marken von Erfolg begleitet. 

2. Die Verteilung der Allmenden zu Sondereigen wurde 
unter dem Einfluß der Lehre von Ad. Smith von ſeiten der Staats⸗ 
behörde und auf dem Wege der Geſetzgebung (preußiſche Gemeinheits⸗ 
teilungsordnung v. 1821) gegen Ende des 18. und zu Anfang des 
19. Jahrhunderts auf das eifrigſte gefördert. Vor allem geſchah 
dieſes auf dem linken Rheinufer während der franzöſiſchen Verwaltung. 
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3. In vielen Fällen iſt das Eigentum der Allmende an die 
moderne politiſche Gemeinde übergegangen und bildet dann 
entweder a. ein Orts⸗ oder Kammervermögen, oder b. die Er⸗ 
träge der Allmende fließen als Zubehör des politiſchen Bürgerrechts 
allen Bürgern oder nur gewiſſen Klaſſen direkt zu (Bürger⸗ 
vermögen bezw. Bürgerklaſſenvermögen). 

4. In verſchiedenen Gegenden hat ſich die alte Markgemeinde 
unter Verluſt des öffentlich⸗ rechtlichen Charakters als privatredht- 
liche Korporation erhalten. Dieſe ſind teils die Reſte der alten 
Walderbſchaften, Holzgemeinden ꝛc. (vergl. oben S. 31), teils 
ſind ſolche wirtſchaftlichen Privatgenoſſenſchaften durch die 
Ausſcheidung eines engeren, bevorrechteten Teiles innerhalb der weiten 
Gemeinde entſtanden. Letztere Bildung vollzog ſich in vielen Fällen 
im Lauf der Zeit von innen heraus, in anderen wurde die Trennung 
erſt durch die neuere Gemeindegeſetzgebung von oben her angeordnet. 

5. Verſchiedene der jetzt im Geſamtbeſitz befindlichen Waldungen 
ſind ſog. Geſamtabfindungswal dungen; dieſelben bilden die 
Entſchädigung für Forſtberechtigungen, welche einer Mehrheit zu⸗ 
geſtanden hatten und an dieſe in ihrer Geſamtheit, nicht an deren 
einzelne Glieder, abgetreten worden waren. 

Die in der sub 4 und 5 genannten Weiſe entſtandenen Formen 
werden vom Standpunkt des heutigen Rechtes teils als Genoſſen⸗ 
ſchafts- teils als Intereſſentenwald bezeichnet und behandelt. 

Erſteres iſt der Fall in jenen Rechtsgebieten, in welchen ſich die 
deutſchrechtliche Natur der Agrargenoſſenſchaft erhalten hat (u. a. in 
Kurheſſen, Hannover, Braunſchweig, Königreich Sachſen, Württem⸗ 
berg), der Wald ſtellt hier ein deutſch rechtliches Geſamt— 
eigentum der auf agrariſche Baſis geſtellten Genoſſenſchaft dar. 

Im Bereich des preußiſchen Landrechtes, des franzöſiſchen Rechtes, 
in Bayern und im Großherzogtum Heſſen dagegen iſt an die Stelle 
der deutſchrechtlichen Genoſſenſchaft eine römiſchrechtliche societas 
getreten, ſtatt des Geſamteigentums exiſtiert nur mehr ein bloßes 
Miteigentum, bei welchem die Eigentumsrechte nach ideellen 
Anteilen den Einzelnen (Intereſſenten) zuſtehen. Der Gemeinſchafts⸗ 
wald iſt zum Intereſſentenwald (in Bayern gemeinſamen Privat⸗ 
wald) geworden; über die Auflöſung der Intereſſentſchaft entſcheidet 


110 Verminderung der Forſtberechtigungen. 


der Einzelwille jedes Beteiligten, ſoweit nicht Spezialgeſetze der Auf⸗ 
teilung des Waldes entgegenſtehen. f 

Die letzten Reſte alter Markwaldungen haben ſich wenigſtens 
dem Namen und den thatſächlichen Verhältniſſen nach im Groß⸗ 
herzogtum Heſſen erhalten; vom Standpunkt des formellen Rechtes 
aus werden dieſelben indeſſen als Intereſſentenwaldungen betrachtet. 


§ 54. Forſtberechtigungen. 

In dem Maße, als ſich die Forſtwirtſchaft entwickelte, mußten 
die zahlreichen Forſtberechtigungen als ein Hindernis ſowohl für die 
Wirtſchaft, als auch für die Erzielung einer angemeſſenen Rente aus 
den Waldungen erſcheinen. 

Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts ging daher das Streben 
der Waldbeſitzer und vor allem der Landesherren dahin, die Rechts⸗ 
holzbezüge immer mehr einzuſchränken, oder ſie ganz zu beſeitigen. 
| Während man früher mehr gewaltſam hierbei verfahren war, 
ſchlug man nun den Weg des Geſetzes und der Verordnung ein. 

So beſtimmt das bayriſche Landrecht von 1756, daß die Forſt⸗ 
berechtigungen nicht bis zur Devaſtation des belaſteten Waldes aus⸗ 
gedehnt werden dürften; ähnliche Vorſchriften wurden in Preußen 1772 
und 1788 erlaſſen. 

Die Umwandlung der ungemeſſenen Forſtrechtsbezüge in ge⸗ 
meſſene wurde zwar ſchon im 16. Jahrhundert (Ansbach 1531) 
verſucht, allein erſt ſeit dem Ende des 18. Jahrhunderts ernſtlich 
begonnen. 

Die vollſtändige Ablöſung der Forſtberechtigungen iſt eine 
Aufgabe, welche erſt im 19. Jahrhundert energiſch in Angriff ge⸗ 
nommen wurde; die älteſte wirklich erfolgreiche Verordnung auf dieſem 
Gebiete war die gegenwärtig noch gültige heſſiſche Verordnung 
von 1814. 

Wie früher benutzte man auch jetzt als Ablöſungsmittel aus⸗ 
ſchließlich oder doch in erſter Linie Grund und Boden, erſt ſpäterhin 
(Sachſen 1832) wurde als Abfindungsmittel auch Geldkapital oder 
Geldrente zugelaſſen. 

Die Ablöſung der Forſtberechtigungen iſt indeſſen auch gegen⸗ 
wärtig noch nicht in allen Staaten, namentlich nicht in Bayern, ſo⸗ 
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weit durchgeführt, als es im Intereſſe des Waldes und der Volks⸗ 
wirtſchaft wünſchenswert wäre. 

Trotz dieſer auf Befreiung des Waldes achte Strömung 
find doch auch im 19. Jahrhundert noch zahlreiche Forſtberechtigungen 
teils neu entſtanden, teils erheblich erweitert worden. f 

Unter den hierbei mitwirkenden Gründen iſt vor allem die 
moderne Geſetzgebung über das Gemeindevermögen zu nennen, in⸗ 
dem überall da, wo das Eigentum der Allmende zwar an die poli⸗ 
tiſchen Gemeinden übergegangen iſt, die Erträge derſelben aber nicht 
in die Gemeindekaſſe fließen, ſondern ganz oder teilweiſe einzelnen 
Perſonen oder einer Genoſſenſchaft direkt zukommen, letztere als In⸗ 
haber von dinglichen Rechten am Gemeindevermögen aufzufaſſen ſind. 

Nachläſſigkeit und ſtrafbares Verſchulden des Forſtperſonals, ſo⸗ 
wie Mangel an genauen Aufſchreibungen über die Zahl und das 
Maß der beſtehenden Berechtigungen haben auch ſeit der Mitte des 
18. Jahrhunderts noch eine Vermehrung der Selpikmg des Waldes 
herbeigeführt. | 

Bei den jog. Forſtrechtsliquidationen, d. h. der Aufſtellung 
von Forſtrechtskataſtern, welche in den meiſten Staaten während der 
erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts erfolgte, ſind endlich häufig zur 
Vermeidung langwieriger und unſicherer Prozeſſe, nicht ſelten auch 
aus politiſchen Rückſichten, die Forderungen der Berechtigten ohne 
genügende Begründung ihrer Anſprüche anerkannt worden. 

Ein wichtiger Schritt zur bleibenden Befreiung des Waldes iſt 
durch die geſetzlichen Beſtimmungen geſchehen, welche die Entſtehung 
neuer Servituten ausſchließen. 


2. Kapitel. Waldwirtſchaft. 


§ 55. Einleitung. 


Während der Zeit vom Ende des Mittelalters bis zum Beginn 
des 19. Jahrhunderts hat ſich die Beſchaffenheit der Waldungen 
in tiefgreifender Weiſe verſchlechtert. 
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Vor allem hat die Zunahme der Bevölkerung im 16. und 
namentlich im 18. Jahrhundert, das Aufblühen der Induſtrie 
und die Entwickelung des Holzhandels eine gewaltige Steigerung 
des Bedarfes an Forſtprodukten hervorgerufen. 

Der ſchlechte Zuſtand der Transportanſtalten und der Mangel 

einer geordneten Forſtwirtſchaft hatten zur Folge, daß die einiger⸗ 
maßen zugänglichen Waldungen übermäßig ausgenutzt wurden. Seit 
der Mitte des 18. Jahrhunderts fing man an, auch aus den ent⸗ 
legenen Partien wenigſtens die wertvollſten Stämme herauszunehmen, 
außerdem wurden hier in ſchonungsloſeſter Weiſe Köhlerei, Pott⸗ 
aſcheſieden und Harzſcharren betrieben. In den ſtärker bevölkerten 
Landesteilen geſtalteten ſich Streurechen und Viehweide zu einem 
Fluch für die Waldungen. Unachtſamkeit und Böswilligkeit, namentlich 
der Hirten und Zeidler, haben beſonders in den norddeutſchen Nadelholz⸗ 
forſten ausgedehnte Brände veranlaßt. 
Die ſchrecklichen Verheerungen des dreißigjährigen Krieges, 
die Feldzüge des 18. Jahrhunderts, ſowie ſchließlich die napoleoniſchen 
Kriege machten ſich auch im Wald ſchmerzlich genug fühlbar. Die 
Landleute flüchteten in den Wald und hielten ſich mit ihren Heerden 
dort oft wochenlang auf, die Heere biwakierten daſelbſt, und zur 
Deckung der Kriegskoſten wurde mancher tiefe Griff in die Sparkaſſe 
des Waldes notwendig. 

Seit der Mitte des 17. Jahrhunderts erforderte die veränderte 
Lebens weiſe des Adels, der mehr und mehr an die fürſtlichen 
Höfe zog, einen geſteigerten Aufwand, welcher ebenfalls ſtärkere 
Fällungen veranlaßte. 

Auch der Verfall der Markgenoſſenſchaften hatte eine 
fortwährende Verſchlechterung des Waldzuſtandes in der Allmende 
ſowohl als auch den herrſchaftlichen Waldungen zur Folge. 

Die polizeilichen Verordnungen vermochten nicht, wirtſchaftlichen 
Sinn und forſtliche Kenntniſſe zu ſchaffen. Die Hoffnungen, welche 
man auf den Erfolg des Individualismus nach Verteilung der 
Markwaldungen geſetzt hatte, erwieſen ſich als trügeriſch, dieſe 
Maßregeln trugen vielmehr ganz weſentlich zur Verwüſtung der 
Waldungen bei. 
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Auch in den landesherrlichen Waldungen ließ die Geſchick— 
lichkeit und gar häufig ſelbſt die Redlichkeit der Beamten noch 
zu Anfang des 19. Jahrhunderts viel zu wünſchen übrig. 

Wild und Jagd trugen endlich durch Verbeißen und Schälen, 
Aushauen von Futterplätzen, ſog. Wildplätzen, von Schneußen und 
Gaſſen für das Stellen des Jagdzeuges ſowie durch Abholzung ge⸗ 
eigneter Flächen für das Abjagen zur Verödung des Waldes ganz 
gewaltig bei. 

Die Schilderungen über den Zuſtand der Waldungen um die 
Wende des 18. und 19. Jahrhunderts zeigen ein abſchreckendes 
Bild von der Verwüſtung und Verödung der Waldungen, welche 
unaufhaltſam immer weiter auch bis in die früher unzugänglichen 
und daher noch geſchonten Teile der größeren Waldungen vordrangen. 


§ 56. Der Anbau ſchnellwüchſiger und fremder Holzarten. 


Die Erkenntnis der fortwährend zunehmenden Verſchlechterung 
des Waldzuſtandes veranlaßte nicht nur eine Reihe von Verordnungen 
zur Schonung des Waldes, ſondern führte auch zu verſchiedenen wirt⸗ 
ſchaftlichen Maßregeln, welche von weittragender Bedeutung für die 
fernere Geſtaltung der Waldflora geworden ſind. 

Da man einſah, daß die üblichen Methoden nicht ausreichten, 
um allenthalben befriedigende Verjüngungen zu ſchaffen, ſo begann 
man ſchon in den erſten Dezennien des 18. Jahrhunderts (Kur⸗ 
pfalz 1719 und Würzburg 1721), die Blößen durch Anſaat raſch⸗ 
wüchſiger Laubholzarten, vor allem der Birke, dann der Pappeln, 
Weiden und unter dem Einfluß von Langen und Zanthier !) auch der 
Weißerle zu füllen. Der Anbau der Birke ſteigerte ſich gegen das 
Ende des 18. Jahrhunderts zu einer förmlichen „Betulomanie“. 
Sowohl in Nord⸗ als auch in Süddeutſchland wurde derſelbe amtlich 
empfohlen und gern benutzt, um die durch Sturm⸗ und Inſekten⸗ 
ſchaden enſtandenen oder durch Mißwirtſchaft veranlaßten Blößen 
zu decken. 


) von Zanthier, Hans Dietrich, geb. 1717 im Haufe Görzig, geſt. 1778, 
als gräfl. Stolberg'ſcher Oberforſt⸗ und Jägermeiſter zu Wernigerode. 
Schwappach, Grundriß. 2. Aufl. 8 
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Mit der Entwicklung der forſtlichen Technik begann ferner ſeit 
der Mitte des 18. Jahrhunderts der Anbau der Nadelhölzer in raſch 
ſteigendem Maße. Am früheſten hat man wohl in Nordweſtdeutſchland 
angefangen mit Hilfe der Fichte und Kiefer die fm und 
lückigen Laubholzbeſtände zu verjüngen. 

Dieſe Maßnahmen haben in Verbindung mit der no zu ve 
ſprechenden Entwicklung der Wirtſchaftsmethoden an vielen Orten 
mit der vollſtändigen Verdrängung der beſſeren Holzarten geendet und 
ſind die Urſache des großartigen Wechſels der Beſtandesbilder, welcher 
ſich während der letzten hundert Jahre in den deutſchen Waldungen 
vollzogen hat. 

Während bis zur zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts Laubholz⸗ 
beſtände oder doch aus Laub⸗ und Nadelholz gemiſchte Beſtände, 
mit Ausnahme der höheren Gebirgslagen, faſt über ganz Deutſchland 
verbreitet waren, traten von nun an die Nadelhölzer, namentlich die 
Kiefer, in immer größerer Verbreitung auf. 

Das Terrain, welches im Norden und Weſten Eiche und Buche, 
im Süden Buche und Tanne verloren, gewann dort die Kiefer, 
hier die Fichte; in Mitteldeutſchland wurde die reine Fichte vor⸗ 
herrſchend. 

Der Rückgang der Produktionsfähigkeit des Bodens, welche den⸗ 
ſelben für den Anbau des Laubholzes als ungeeignet erſcheinen ließ, 
einerſeits und die Raſchwüchſigkeit, relative Anſpruchsloſigkeit und 
Gebrauchsfähigkeit der Nadelhölzer andererſeits, laſſen dieſen Wechſel 
der Holzarten bis zu einem gewiſſen Grad als eine waldbauliche 
Notwendigkeit und als eine ganz richtige wirtſchaftliche Operation 
zur Hebung der Waldrente erſcheinen, leider hat derſelbe vielfach das 
wünſchenswerte und zuläſſige Maß weit überſchritten. 

Das Streben, den Ertrag der Waldungen zu heben, hat auch 
zum Anbau verſchiedener, bis dahin in Deutſchland fremder, oder 
doch nur an beſchränkten Ortlichkeiten vorkommenden Holzarten 
geführt. 

Vor allem wurde in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
die weißblühende Akazie (Robinia pseudoacacia) begünſtigt, auf 
welche man die weitgehendſten Hoffnungen wegen ihrer Genügſamkeit, 
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Raſchwüchſigkeit und guten Holzes ſetzte, beſonders eifrig trat 
Fr. C. Medicus für dieſelbe ein. 

An Stelle der langſam wachſenden Eiche ſollte die Lärche in 
kürzerer Zeit ein hochwertiges Nutzholz liefern. Carlowitz empfahl 
dieſelbe bereits 1713 und ſeit der Mitte des 18. Jahrhunderts 
wurde ihr Anbau auch durch zahlreiche Verordnungen gefördert. 

Außer der Akazie wurden während der erſten Hälfte des 
18. Jahrhunderts über England noch verſchiedene andere amerifa- 
niſche Holzarten eingeführt und an verſchiedenen Orten, ſo namentlich 
von Herrn von Veltheim auf ſeinem Gut Harbke, ferner in dem 
markgräflich badenſchen Garten zu Karlsruhe, im landgräflich 
heſſiſchen Park bei Weiſſenſtein, dem heutigen Wilhelmshöhe, u. ſ. w., 
angebaut. 

Größeren Umfang nahm der Anbau dieſer Holzarten an, als 
durch die deutſchen Hilfstruppen, welche im nordamerikaniſchen Freiheits⸗ 
krieg gekämpft hatten, Nachrichten über die dortigen raſchwüchſigen 
und mächtigen Waldbäume aus eigener Anſchauung nach Deutſchland 
kamen. 

Beſonders eifrig hat ſich Wangenheim ), welcher als Offizier 
des landgräflich heſſiſchen Feldjägerkorps in Amerika geweſen war, 
um die Einführung ſolcher Holzarten bemüht. In ſeinem „Beytrag 
zur teutſchen holzgerechten Forſtwiſſenſchaft“ (1787) beſchreibt er 
nicht nur verſchiedene oſtamerikaniſche Waldbäume vortrefflich, ſondern 
entwickelt auch in der Einleitung zu dieſem Werk eine Reihe von 
Grundſätzen über die Naturaliſation ausländiſcher Holzarten, welche 
zum großen Teil noch heute als richtig anzuerkennen ſind. 

Neben Wangenheim war im gleichen Sinne auch Burgsdorf?) 
thätig, welcher in Tegel bei Berlin eine Plantage ſolcher Holzarten 
angelegt hatte und von dort aus einen ſchwunghaften Handel mit 
Samen und Pflanzen fremdländiſcher Holzarten betrieb. Burgsdorf 
machte viel Reklame, verkaufte ſeinen Samen unverhältnismäßig 


) von Wangenheim, Friedrich Adam Julius, geb. 1749 in Sonne⸗ 
born bei Gotha, geſt. 1800 in ‚Snmbbınen, wo er ſeit 1788 als Oberforſtmeiſter 
thätig war. 

2) von Burgs dorf, Friedrich Auguſt Ludwig, geb. 1747 zu Leipzig, 
kurmärkiſcher Oberforſtmeiſter und Geheimrat, geſt. 1802 zu Berlin. 

8* 
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teuer und empfahl auch verſchiedene Arten, welche ſich zum Anbau 
in Deutſchland abſolut nicht eignen. 

Nach dem Tod von Wangenheim und Burgsdorf kam unter der 
Ungunſt der kriegeriſchen Zeiten mit ihrer Finanznot die Bewegung für 
die Einführung fremdländiſcher Holzarten zum Stillſtand. 

Aus dieſer erſten Periode der Naturaliſation haben ſich neben 
der Akazie und Lärche bloß die Weymuthskiefer und, im beſchränkten 
Maß, die Roteiche in den Waldungen behauptet, während die Kultur 
der meiſten übrigen Arten nur in den Anlagen und Parks fortgeſetzt 
wurde. 

Eine neue Epoche für die Naturaliſationsbeſtrebungen begann 
in der Mitte der 1870er Jahre unter der Aegide des Fürſten 
Bismarck und des preußiſchen Miniſters Lucius, wobei vorwiegend 
weſtamerikaniſche und einige japaniſche Arten berückſichtigt wurden. 
Vorausſichtlich werden die dauernden Erwerbungen für den deutſchen 
Wald nun zahlreicher und wertvoller ſein als jene der früheren Periode. 


§. 57. Entwicklung des Femelſchlagbetriebes. 

Ungleich fruchtbarer für Hebung der deutſchen Waldwirtſchaft 
als die eben geſchilderten Notbehelfe des Anbaues raſchwüchſiger 
Holzarten war die Entwicklung des Waldbaues, welche um die 
Mitte des 18. Jahrhunderts begann. 

Faſt für ein Jahrhundert iſt die Richtung der Forſtwirtſchaft 
durch die Methode des Femelſchlagbetrie bes beſtimmt worden, 
deſſen Entwicklung daher zunächſt betrachtet werden ſoll. 

Wie S. 72 erwähnt wurde, waren um die Mitte des 18. Jahr⸗ 
hunderts die typiſchen vier Hiebsſtufen: Vor bereitungshieb, Samen⸗ 
ſchlag, Lichtſchlag und Abtriebsſchlag bereits bekannt. Es 
handelte ſich nunmehr zunächſt darum, feſtzuſtellen, wann dieſelben zu 
führen ſeien und welcher Lichtungsgrad bei jedem anzuſtreben ſei. 

Der heſſen⸗kaſſelſche Oberjägermeiſter von Berlepſch!)), der 
Büdingenſche Forſtmeiſter Hoffmann und Oberförſter Brüel haben 


) von Berlepſch, Carl Friedrich Freiherr, geb. 1724 auf dem Schloſſe 
Berlepſch a. d. Werra, zuletzt kurheſſiſcher Staatsminiſter und Oberjägermeiſter, geſt. 
1790 in Kaſſel. 
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ſich von 1760 —1780 um die weitere Entwicklung dieſer Betriebs⸗ 
form große Verdienſte erworben. 

Einen wichtigen Fortſchritt empfahl ein Anonymus v. L. in 
einem vom Jahre 1785 datierten Artikel in Moſer's Forſtarchio, 
Band VIII. indem dieſer ſtatt zweier Auslichtungshiebe eine Mehr⸗ 
zahl derſelben je nach dem Bedürfnis des Aufſchlages geführt wiſſen 
will; die gleiche Forderung ſtellte der fürſtlich heſſiſche Forſt⸗ 
meiſter Kregting in ſeinen „mathematiſchen Beiträgen zur Forſt⸗ 
wiſſenſchaft“ 1788. 

1792 erſchien, ebenfalls anonym (C. F. W. S.), eine Schrift 
„Bemerkungen über verſchiedene Gegenſtände der praktiſchen Forſt⸗ 
wiſſenſchaft“, in welcher die Anſicht vertreten wurde, daß der Be⸗ 
ſamungsſchlag erſt im Samenjahr ſelbſt, nicht, wie v. L. wollte, 
vor demſelben geſtellt werden ſollte, was namentlich in weniger ge⸗ 
ſchützten Lagen von hoher Bedeutung iſt. 

Noch wichtiger iſt die Schrift von Sarau wi) „Beytrag zur 
Bewirtſchaftung buchener Holzwaldungen“ 1801. 

Sarauw kann als der eigentliche Begründer der modernen 
Theorie des Femelſchlagbetriebes betrachtet werden. Er wirtſchaftete 
von vornherein in Periodenſchlägen, welche eine Größe von ſoviel 
Jahresſchlägen beſitzen ſollten, als die Samenjahre durchſchnittlich 
auseinander liegen, führte einen Hieb im Samenjahr und legte 
eine Reihe von Auslichtungshieben, ſowie unter beſtimmten Ver⸗ 
hältniſſen auch mehrere Vorbereitungshiebe ein, letzteres namentlich 
dann, wenn Samenjahre fehlten, und die Etatserfüllung aus den 
Nachhauungen nicht möglich war. 

Dieſen letztgenanten Autoren gegenüber ſtand G. L. Hartig 
noch ziemlich weit zurück. 

G. L. Hartig hielt ſtreng an den althergebrachten drei Hieben 
feſt, welchen er allerdings zuerſt die in der Litteratur allgemein an⸗ 
genommene Bezeichnung: Dunkelſchlag, Lichtſchlag und Abtriebsſchlag 
beilegte. Hartig ſtellte anfangs ſeine Beſamungsſchläge außerordentlich 


9 Sarauw, Georg Ernſt Friedrich, geb. 1779 in dem damaligen Kur⸗ 
fürſtentum Hannover, geſt. 1846 in Soroe (Dänemark) als e beim 
Forſtweſen der dortigen Forſtakademie. 
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licht, indem er beim Beſamungsſchlag 60 Prozent der Maſſe heraus⸗ 
nahm; im Lauf der Zeit ging er jedoch zu immer dunkleren Stellungen 
ſowohl beim Beſamungsſchlag als beim Lichtſchlag über. In ſeiner 
letzten Anleitung, welche in dem 1831 erſchienenen Werke: „Die 
Forſtwiſſenſchaft nach ihrem ganzen Umfang“ enthalten iſt, begnügte 
er ſich deshalb nicht mehr mit einem einzigen Lichtſchlag, ſondern 
legte unter Umſtänden vor dem Abtriebsſchlag noch zwei weitere 
Lichtungshiebe ein. 

Wenn Hartig auch nicht der Begründer des Femelſchlagbetriebes 
war, als welcher er vielfach bezeichnet zu werden pflegt, ſo hat er 
ſich doch um die Verbreitung desſelben, und damit gleichzeitig um 
die Entwicklung einer geordneten Forſtwirtſchaft im allgemeinen, 
große Verdienſte erworben. Er verſtand es, das vielfach zerſtreute 
Material in präziſer, allgemein verſtändlicher und dem Bildungs⸗ 
grade ſeiner Zeitgenoſſen entſprechenden Weiſe darzuſtellen, ſowie die 
leitenden Prinzipien in Form kurzer Sätze, ſeiner ſog. General⸗ 
regeln, zuſammenzufaſſen. Hierzu kam noch, daß ihn ſeine Stellung 
an der Spitze der Forſtverwaltung verſchiedener und teilweiſe großer 
Staaten (Naſſau⸗Oranien, Württemberg und Preußen) ſowie eine 
faſt fünfzigjährige, allerdings mehrfach unterbrochene Lehrthätigkeit 
in die Lage verſetzten, ſeine Ideen nicht nur in erfolgreichſter Weiſe 
zu verbreiten, ſondern dieſelben auch in der Praxis in großartigem 
Maßſtabe durchzuführen. 

Für die Entwicklung des Femelſchlagbetriebes iſt neben 
G. L. Hartig noch beſonders Heinrich von Cotta) von hervor⸗ 


) von Cotta, Heinrich, geb. am 30. Oktober 1763 zu Klein⸗Zillbach 
(Sachſen⸗Weimar), wo ſein Vater damals Unterförſter war. Außer dem praktiſchen 
Unterricht, welchen er bei ſeinem Vater genoß, beſuchte er noch 1784 und 1785 die 
Univerſität Jena, um dort Kameralwiſſenſchaften und Mathematik zu ſtudieren. 
Schon bald unternahm er in Thüringen Flurvermeſſungen, wobei ſich ihm ſeit 1786 
junge Jäger anſchloſſen. 1789 wurde er als Forſtläufer (mit 12 Thaler Jahres⸗ 
gehalt!) in Zillbach angeſtellt, wo er 1795 mit ſtaatlicher Genehmigung ein Forſt⸗ 
inſtitut errichtete und den Titel „Wildmeiſter“ erhielt. 1801 zum Forſtmeiſter in 
Eiſenach ernannt, blieb er wegen ſeines Forſtinſtituts in Zillbach wohnen. 1810 
führte ihn ein Ruf als Direktor der ſächſiſchen Forſtvermeſſungsanſtalt nach Tharand, 
wo Cotta auch ſeit 1811 forſtliche Vorleſungen hielt. Sein Forſtinſtitut wurde 1816 
zur Staatsanſtalt erhoben. Als Direktor derſelben und der ſächſiſchen Forſteinrichtungs⸗ 
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ragender Bedeutung geweſen. Derſelbe machte im weſentlichen den 
gleichen Entwicklungsgang wie jener durch, indem er von ſehr lichter 
Schlagſtellung allmählich zu immer dunklerer überging. Cotta ſtellte 
auch in weiterer Ausbildung der ſchon von Sarauw gegebenen An⸗ 
leitung den Zuſammenhang zwiſchen dem Zeitfach der Fachwerks⸗ 
methode, der Periodenfläche und der Verjüngungsfläche in ein 
klares Licht. 

Auch bei Cotta ermöglichte ſeine langjährige Thätigkeit als 
Lehrer und ſeine einflußreiche dienſtliche Stellung in Thüringen und 
Sachſen, daß er für die Ausbreitung ſeiner Lehren erfolgreich wirken 
konnte. Die Schreibweiſe Cotta's verbindet mit Einfachheit und 
Klarheit ein hohes Maß Friſche und Wärme, weshalb ſich ſeine Werke, 
vor allem ſeine „Anleitung zum Waldbau“ (1. Aufl. 1817), noch 
größerer Beliebtheit erfreuten als jene von Hartig und eine ganz 
außerordentliche Verbreitung erlangten. 

Ihren ſyſtematiſchen Abſchluß erhielt die Lehre des Femelſchlag⸗ 
betriebes durch Carl Heyer), welcher die Regeln, die ſich für dieſe 
Methode im Lauf der Zeit in Theorie und Praxis herausgebildet 
hatten, in ſeinem „Waldbau“ (1. Aufl. 1854) mit großer Klarheit 
und Schärfe zuſammengefaßt hat; von ihm rührt N die Bezeichnung 
„Femelſchlagbetrieb“ her. 


§. 58. Verbreitung des Femelſchlagbetriebes. 


Die Wiege des Femelſchlagbetriebes ſtand in dem Haupt⸗ 
verbreitungsgebiet der Buche, deren Eigentümlichkeiten auch maßgebend 
waren für die weitere Entwicklung dieſer Methode. 


anſtalt wirkte er mit dem Titel „Oberforſtrat“, hochgeehrt und geliebt von allen, 
welche ihn kannten, bis zu ſeinem am 25. Oktober 1844 erfolgten Tod. — Wenn 
auch Cotta keine Gelegenheit hatte, wie Hartig an der Spitze einer großen Forſtverwaltung 
als Organiſator zu wirken, jo war doch feine Thätigkeit als Lehrer und Schriftfteller, 
namentlich auf dem Gebiete des Waldbaues und der Forſteinrichtung, epochemachend. 
Auch als Pflanzenphyſiolog iſt er durch ſeine wertvolle Unterſuchung über die Be⸗ 
wegung und Funktion des Saftes bekannt. 

) Heyer, Carl Juſtus, Dr. phil., geb. am 9. April 1797 im Beſſunger 
Forſthaus bei Darmſtadt, Sohn des Forſtmeiſters Wilhelm H. Nach mehrjährigem 
Beſuch des Gymnaſiums zu Darmſtadt erhielt er- ſeine fachliche Ausbildung zuerſt 
in der Meiſterſchule ſeines Vaters, ſpäter 1815 und 1816 auf der Univerſität Gießen 
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Obwohl der Femelſchlagbetrieb zunächſt nur für die Bedürfniſſe 
dieſer einzigen Holzart beſtimmt war, ſo konnte es doch nicht aus⸗ 
bleiben, daß die Wirtſchaftsgrundſätze, welche von den erſten 
Autoritäten des Faches vertreten wurden und faſt 70 Jahre hindurch 
(1760-1830) unangefochten als der einzige Leitfaden für eine ge⸗ 
ordnete Waldbehandlung galten, allmählich auch für die Behandlung 
der übrigen Holzarten in Anwendung kamen. 

Am leichteſten ließ ſich die Tanne nach den gleichen Geſichts⸗ 
punkten bewirtſchaften; faſt allenthalben iſt daher dem reinen Plänter⸗ 
betriebe bei dieſer Holzart die Verjüngung im Femelſchlagbetrieb ge⸗ 
folgt und hat ſich mit einigen Modifikationen in allen größeren 
Tannengebieten eingebürgert, nur in Württemberg wird unter Ver⸗ 
hältniſſen, wo die Naturverjüngung weniger Erfolg verſpricht, von 
der künſtlichen Verjüngung ziemlich umfaſſender Gebrauch gemacht. 

Verſchiedene Phaſen hat die Fichtenwirtſchaft durchgemacht. 
Die bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts übliche Betriebsform des 
überhaltens von einzelnen Samenbäumen oder von Horſten, Riegeln ꝛc. 
hatte wegen der Windbruchgefahr ſo wenig befriedigende Reſultate 
ergeben, daß man um 1750 zu den ſchmalen Schlägen mit 
Randbeſamung überging (Langen 1745, Oſterreich ob d. Enns 
1766, öſterreichiſche Vorlande 1786). Da aber unter den da⸗ 
maligen Verhältniſſen des Wegebaues und der Forſteinrichtung 
die Beſchaffung des nötigen Materials in vielen Angriffshieben 
große Schwierigkeiten bot und die Naturverjüngung oft verſagte, 


und 1817 auf der Akademie Tharand. Schon 1818 zum Verwalter des Reviers 
Babenhauſen, 1819 zum Revierförſter von Lauter mit dem Sitz in Grünberg er⸗ 
nannt, erfolgte 1825 ſeine Verſetzung in gleicher Dienſteigenſchaft, ſowie zugleich als 
zweiter Lehrer der Forſtwiſſenſchaft nach Gießen und 1829 die Ernennung zum Forſt⸗ 
inſpektor. Verſchiedene dienſtliche Unannehmlichkeiten, beſonders aber auch Diſſidien 
mit Hundeshagen, veranlaßten ihn 1831 die Verwaltung der Waldungen des Grafen 
Erbach⸗Fürſtenau zu übernehmen. Erſt nach Hundeshagen's Tod kehrte er 1835 als 
ordentlicher Profeſſor der Forſtwiſſenſchaft und Forſtmeiſter nach Gießen zurück, legte 
jedoch letztere Stelle ſchon 1843 nieder, um ſich vollkommen der Wiſſenſchaft und 
ſeinem Lehrberufe widmen zu können. Er ſtarb am 24. Auguſt 1856 in Gießen. 
Heyer vereinigte mit gründlicher wiſſenſchaftlicher Bildung ausgezeichnete praktiſche 
Kenntniſſe und hat ſich ſowohl auf dem Gebiete der Ertragsregelung und des Waldbaues, 
als namentlich auch durch Förderung der forſtlichen Statik große Verdienſte erworben. 


e 
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namentlich wenn der Hieb zu früh fortgeſetzt wurde, ſo kam man 
um 1760 auf die Idee der Kuliſſenſchläge (Berlepſch 1760 
und 1786, F.⸗O. f. Paſſau 1762). 

Dieſe Schlagform wurde von verſchiedenen angeſehenen Forſt⸗ 
leuten, wie Zanthier und Trunk, vertreten und gelangte gegen das 
Ende des 18. Jahrhunderts in mehreren größeren Fichtengebieten 
zur Anwendung (3. B. Fichtelgebirg, in Württemberg wurden ſie 
1818 vorgeſchrieben). Wegen der damit verbundenen Schattenſeiten 
wurde aber dieſe Methode meiſt bald wieder verlaſſen, und machte 
man nunmehr in größerem Umfang Verſuche, die Fichte ebenfalls 
im Dunkelſchlag zu verjüngen. 

Die Windbruchgefahr verhinderte indeſſen eine allgemeine An⸗ 
wendung dieſes Verfahrens und ſelbſt Hartig empfahl deshalb 1808 
im Gebirge nicht nur Kahlſchlag und Beſamung vom ſtehenden Ort, 
ſondern zog unter Umſtänden ſogar den künſtlichen Anbau der⸗ 
ſelben vor. 

Die Verjüngung der Fichte in ſchmalen Kahlſchlägen mit Rand⸗ 
beſamung, ſpäterhin auf künſtlichem Weg, gewann daher ſchon ſeit 
den erſten Dezennien des 19. Jahrhunderts immer weitere Ver⸗ 
breitung. Nur in einzelnen Fichtengebieten (Fichtelgebirg) ſuchte man 
durch ein ſehr reichliches Überhalten von Samenbäumen (Halbdunfel- 
ſchlagſtellung) die Naturbeſamung zu ſichern; in neuerer Zeit ſoll 
durch ziemlich dunkle Schlagſtellung in Verbindung mit künſtlicher 
Unterſaat allen Verhältniſſen und Wünſchen, welche bei Verjüngung 
der Fichte in Betracht kommen, entſprochen werden. 

Am bezeichnendſten für die hohe Anerkennung, welcher ſich der 
Femelſchlagbetrieb allgemein zu erfreuen hatte, iſt der Umſtand, daß 
er auch bei der Verjüngung der Kiefer in Norddeutſchland aus⸗ 
gebreitete Verwendung fand. 

Die älteſten preußiſchen Verordnungen von 1764 und 1780 
hatten für die Kiefer, ganz nach Art der Fichte, 70 —80 m breite 
Kahlſchläge und Beſamung vom ſtehenden Ort in Ausſicht genommen. 

Bevor aber dieſe Vorſchrift allgemeiner durchgeführt werden 
konnte, erſchien, wohl hauptſächlich auf Veranlaſſung von Burgsdorf, 
1787 eine neue Beſtimmung, durch welche Dunkelſchlag mit durch⸗ 
ſchnittlich ſiebenjähriger Verjüngungsdauer angeordnet wurde. 
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Man ſuchte hierbei durch fortwährendes Behüten, ſolange kein 
Samenjahr eintrat, ſowie eventuell durch Behacken den Boden wund 
zu erhalten und half auf den Fehlſtellen durch Handſaat nach. 

Schon 1796 wurde eine erheblich lichtere Schlagſtellung mit 
nur 40 Samenbäumen pro ba und dreijährige Verjüngungsdauer 
vorgeſchrieben, Oberforſtmeiſter von Kropff“) wollte gar nur 
20 tiefbeaſtete Stämme belaſſen. 

Alle dieſe Beſtimmungen gelangten jedoch in der Praxis nur 
in ſehr beſchränktem Maße zur Durchführung, der Plänterbetrieb oder 
ein ihm naheſtehender Dunkelſchlag blieb bis gegen 1820 faſt ao 
gemein herrſchend. 

Als G. L. Hartig an die Spitze der preußiſchen e 
getreten war, brachte er die Regeln des Femelſchlagbetriebes hier 
auch bei der Kiefer zur Anwendung. Die Inſtruktion von 1814 
ordnete die Belaſſung von etwa 100 Samenbäumen pro ha an, 
welche ſolange ſtehen bleiben ſollten, bis der Anflug ungefähr 30 cm 
hoch geworden war, dann folgte ſofort die gänzliche Räumung. 

Nach Wiederherſtellung geordneter Zuſtände in der Staats⸗ 
verwaltung wurden dieſe Regeln für die Verjüngung der Kiefer, etwa 
ſeit 1820, in den großen oſt⸗ und weſtpreußiſchen Forſten aber erſt 
ſeit 1830, allgemein üblich, mit der Abweichung, daß die Entfernung 
der Samenbäume meiſt nicht auf einmal, ſondern in mehreren Hieb⸗ 
ſtufen erfolgte, ganz nach Art der Buchenverjüngung. 

Pfeil?) vertrat um 1816 die gleichen Anſichten und wollte auf 
leichtem ſandigen Boden an Südhängen ſogar noch eine dunklere 
Stellung als Hartig. 


f ) von Kropff, Karl Philipp, geb. um 1745 in Kattenſtedt, geſt. 1820 in 
Potsdam, war von 1780 bis 1786 geheimer Rat im Forſtdepartement des General⸗ 
direktoriums und Chef des Vermeſſungs⸗ und Abſchätzungsweſens im ganzen preußiſchen 
Staate excl. Schleſien, von 1786 ab erſter kurmärkiſcher Oberforſtmeiſter in Potsdam. 
2) Pfeil, Friedrich Wilhelm Leopold, Dr. phil., geb. am 28. März 1783 

in Rammelsburg am Harz, Sohn eines freiherrl. Juſtizamtmannes, beſuchte 1797 
bis 1801 das Gymnaſium, wandte ſich aber nach dem Tode ſeines Vaters dem 
Forſtfache zu. 1801 trat er als Jägerburſche in die Forſt⸗ und Jagdlehre zu 
Königinhof, ſpäter zu Thale. Nach beendigter Lehrzeit war Pfeil 1804 zuerſt kur⸗ 
ländiſcher Forſtaſſiſtent, ſodann ſeit 1806 unter ſehr dürftigen Verhältniſſen Förſter 
zu Kleinitz in Oberſchleſien. Nach thätiger Teilnahme an den Befreiungskriegen 
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Bei der Würdigung der Umgeftaltung des Waldbaues zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts iſt zunächſt hervorzuheben, daß zu Ende des 
18. Jahrhunderts das Zeitalter der Forſtordnungen überwunden war. 
Eine weitere Entwickelung der Forſtwirtſchaft wurde nur dann ermöglicht, 
wenn ſich nicht wie bisher bloß einzelne hervorragende Perſönlichkeiten 
hieran beteiligten, ſondern wenn für alle wirtſchaftende Beamten 
eine ſolide Baſis und ein gewiſſes Minimum von techniſchen Kennt⸗ 
niſſen erreicht war. Hierzu bedurfte es einerſeits der Aufſtellung 
von einfachen Wirtſchaftsgrundſätzen, welche mit praktiſcher Brauch⸗ 
barkeit wiſſenſchaftliche Schärfe und klare Ausformung des ihnen zu 
Grunde liegenden Gedankens verbanden, andererſeits mußte durch 
die Autorität maßgebender Perſönlichkeiten dafür geſorgt werden, daß 
dieſe Schablone auch in der Praxis wirklich zur Anwendung kam. 

Beides traf bei Hauptvertretern des Femelſchlagbetriebes, bei 
G. L. Hartig und H. Cotta, zu, und hierin liegt auch ihre hohe 
Bedeutung für die Verbreitung einer geordneten Forſtwirtſchaft. 

So ſehr aber auch dieſes Verdienſt anzuerkennen iſt, ſo darf 
doch andererſeits nicht überſehen werden, daß die allgemeine und 
ſtrenge Durchführung der genannten Regeln ohne Rückſicht auf die 
Holzart und den Standort auch ſchwere Mißſtände mit ſich brachte. 
Die Verdrängung jedes Miſchwuchſes, namentlich der Eiche in den 
Buchenbeſtänden, iſt weſentlich eine Folge der ſtarren Anwendung 
dieſes Prinzips. | 


als Hauptmann der ſchleſiſchen Landwehr wurde er 1816 fürſtl. Carolath'ſcher Forſt⸗ 
meiſter in Carolath. Durch Hartig's Verwendung erfolgte 1821 die Berufung Pfeil's 
als Oberforſtrat und Profeſſor an die Univerſität Berlin. Schon nach kurzer Zeit 
fühlte ſich jedoch Pfeil dort nicht mehr behaglich, teils weil er als Autodidakt in den 
den Univerſitätskreiſen nicht heimiſch werden konnte, teils auch weil es zwei energiſchen 
Naturen mit ſo verſchiedenen Anſchauungen wie Pfeil und Hartig auf die Dauer 
nicht möglich war, erſprießlich zuſammenzuwirken. Es gelang den Bemühungen 
Pfeil's 1830 die Gründung einer Forſtakademie in Eberswalde durchzuſetzen, als 
deren Direktor er bis zu der kurz vor ſeinem Tode (7. Oktober 1859) erfolgten 
Penſionierung thätig war. Pfeil war praktiſch außerordentlich vielſeitig erfahren, ein 
klarer Kopf, und ſtrebte namentlich nach überwindung der Schulregel; leider fehlte 
ihm eine gründliche mathematiſche und naturwiſſenſchaftliche Bildung. Als Schrift⸗ 
ſteller war er ungemein produktiv und iſt beſonders bekannt als Kritiker. 
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Die Generaliſierung der in erſter Linie nur für die Buche zu⸗ 
treffenden Regeln muß als ein großer Fehler betrachtet werden, deſſen 
Folgen zuerſt bei jener Holzart hervortraten, welche ſich am wenigſten 
für den Femelſchlagbetrieb eignet, nämlich bei der Kiefer. Hier 
begann deshalb auch die Oppoſition gegen die zuweitgehende An⸗ 
wendung dieſer Verjüngungsmethode. 

Vor allem war es Pfeil, welcher in ſeinem 1829 erſchienenen 
„forſtlichen Verhalten der deutſchen Waldbäume“ die Dunkelſchlag⸗ 
ſtellung bei der Kiefer verwarf und zunächſt für einen lichten Samen⸗ 
ſchlag, ſowie ſchon wenige Jahre ſpäter für Kahlſchlag mit künſtlicher 
Verjüngung eintrat. Letztere ſollte urſprünglich durch Saat erfolgen, 
ſeit 1840 verwendete Pfeil zu dieſem Zweck faſt ausſchließlich Kiefern⸗ 
jährlingspflanzung. | 

Obwohl Pfeil dieſes Verfahren ausgebildet hat, jo empfahl er 
dasſelbe doch nie als Univerſalmittel, ſondern ſagte noch in den 
letzten Jahren ſeines Lebens ausdrücklich, daß unter beſtimmten 
Vorausſetzungen auch bei der Kiefer die Naturverjüngungen bei⸗ 
zubehalten und ebenſo in anderen Fällen die Saat der Pflanzung 
vorzuziehen ſei. 

In der Praxis iſt man allerdings etwa ſeit fünfzig Jahren in 
den norddeutſchen Kiefernforſten allmählich faſt ausnahmslos zum 
Kahlſchlagbetrieb übergegangen, welcher abgeſehen von ſeinen wald⸗ 
baulichen Vorzügen ſich auch in wirtſchaftlicher Beziehung durch Über⸗ 
ſichtlichkeit und Einfachheit empfahl. 

Allein auch dieſe Methode hat nicht allen Erwartungen ent⸗ 
ſprochen, welche man von ihr hegte. 

Die Schattenſeite der Verdrängung jeden Miſchwuchſes iſt bei 
ihr noch ſchärſer ausgeprägt als beim Femelſchlagbetrieb, Froſtſchäden 
und Dürre gefährden die Kulturen, die ungeheure Ausdehnung gleich⸗ 
alter reiner Beſtände bietet den Angriffen des Windes, Feuers und 
der Inſekten ein rieſiges Objekt, und der Engerlingsfraß hat ſich im 
Laufe der Zeit zu einer wahren Kalamität entwickelt. 

Unter dieſen Umſtänden konnte eine Reaktion gegen die über⸗ 
triebene Anwendung beider Hauptwirtſchaftsformen nicht ausbleiben, 
welche von zwei Seiten ausging. 
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Die Bodenreinertragslehre griff dieſelben wegen ihrer 
ſchlechten finanziellen Erfolge an, während andererſeits auch die Praxis 
den verſchiedenen Mißſtänden gegenüber nicht unthätig blieb. 

Erziehung gemiſchter Beſtände, ſtandortsgemäße und 
holzartengerechte Wirtſchaft ſind die Loſungsworte der neueren 
Richtung des Waldbaus, welche ſich bemüht, ſowohl den finanziellen, 
als auch den techniſchen Anforderungen, die an die Forſtwirtſchaft 
geſtellt werden, zu genügen. 

Als Hauptvertreter dieſer Richtung find namentlich Burckhardt) 
und Gayer zu nennen. 


§ 60. Sonſtige waldbauliche Formen. 


Neben den bisher beſprochenen Hauptbetriebsarten haben ſich 
im 19. Jahrhundert noch andere Methoden der Waldbehandlung 
entwickelt, welche aber meiſt nur lokale Bedeutung zu erlangen 
vermochten. 

Als hiſtoriſch oder wirtſchaftlich beſonders bemerkenswert dürften 
folgende Formen anzuführen ſein: 

1. Der Hochwaldkonſervationshieb, d. h. die vorüber⸗ 
gehende Behandlung ungleichaltriger Buchenwaldungen als Nieder⸗ 
wald bezw. Mittelwald, wurde von G. L. Hartig in der Abſicht 
empfohlen, dem Mangel an haubarem Holz abzuhelfen. Dieſe 
Betriebsweiſe wurde von jeinem Bruder Ernſt Friedrich Hartig!) 
bei Bewirtſchaftung der fuldaiſchen Forſten, namentlich im Revier 
Flieden, eingeführt, jedoch mit ſehr ungünſtigem Erfolg. Die alten 
Stöcke ſchlugen meiſt nicht mehr aus, der arme Buntſandſteinboden 
verheidete raſch und die ausgedehnten Odflächen konnten nur mit 
Nadelholz wieder aufgeforſtet werden. 


) Burckhardt, Heinrich Chriſtian, Dr. jur. et. oec. publ. in Adelebſen, 
geb. 1811, geſt. 1879 in Hannover, trat 1849 als forſttechniſches Mitglied bei der 
Domänenkammer in Hannover ein, wurde dort Forſtrat, Oberforſtrat und endlich 
Forſtdirektor, als ſolcher blieb er auch nach der Beſitzergreifung Hannovers durch 
Preußen bei der Finanzdirektion zu Hannover thätig. 

) Hartig, Ernſt Friedrich, geb. 1773 in Gladenbach, geſt. 1843 in Fulda, 
ſeit 1822 kurheſſiſcher Oberlandforſtmeiſter in Kaſſel, 1841 penſioniert. 
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2. Der modifizierte Buchenhochwald. Mangel an Altholz 
infolge der Überlaftung mit Servituten veranlaßte den Forſtinſpektionschef 
von Seebach) in Uslar, bei Bewirtſchaftung der Sollingsforſten ſeit 
1830 von der ſchon durch Zanthier?), Paulſen?), Sarauw und 
Hoßfeld“) gemachten Beobachtung, daß die Maſſenproduktion der 
Buchenbeſtände durch ſtarke Durchforſtungen und Lichtungshiebe er⸗ 
heblich geſteigert werden könne, umfaſſenden Gebrauch zu machen. 
70—80 jährige Buchenbeſtände wurden jo ſtark gelichtet, daß ſich 
eine natürliche Verjüngung einſtellte. Dieſe ſollte jedoch nur als 
Bodenſchutzholz dienen und durch den nach 30—40 Jahren wieder 
eingetretenen Schluß des Altbeſtandes zum Abſterben gebracht werden, 
worauf alsdann die regelmäßige Verjüngung in gewöhnlicher Weiſe 
eingeleitet wird. 

Der modifizierte Buchenhochwald hat ſich, allerdings nur in 
beſchränktem Umfang, am Solling bis zur Gegenwart erhalten, eignet 
ſich aber nur für beſſere Standorte. 

3. Kompoſitionsbetrieb (doppelaltriger Hochwald). 
Um die Gefahr der Verdrängung der Eiche durch die Buche im 
Femelſchlagbetrieb zu vermeiden, wurde in den Wirtſchaftsgrundlagen 
für die erſte Forſteinrichtung des Speſſarts 1835 feſtgeſetzt, daß die 
Miſchung beider Holzarten nicht einzelſtändig, ſondern horſtweiſe er⸗ 
folgen ſolle, weiter ſollten aber die Eichen zur Erziehung von hoch⸗ 
wertigem Starkholz das doppelte Alter der Buchen erreichen. Zu 
ähnlichen Geſichtspunkten gelangte man im Jahre 1843 bei Beratung 
der Wirtſchaftsregeln für den Pfälzerwald. | 

Dieſe Vorſchriften haben ſich gut bewährt und find, entſprechend 
weitergebildet, nicht nur heute noch maßgebend für die Bewirtſchaftung 
der gemiſchten Laubholzbeſtände im Speſſart und Pfälzerwald, ſondern 


) von Seebach, Chriſtian, geb. 1793 in Hannover, geſt. 1865 als Ober- 
forſtmeiſter zu Uslar. 
) Grundriß der praktiſchen Forſtwiſſenſchaft in: Stahl, Forſtmagazin 4. Bd. 
S. 68 und 90. a 
9 Paulſen, Johann Chriſtian, geb. 1748 in Uslar, fürſtl. lippeſcher 
Oberförſter, geſt. 1825 zu Naſſengrund bei Blomberg. 
) Hoßfeld, Johann Wilhelm, geb. 1768 in Spfershauſen, ſeit 1801 
Lehrer der Forſtmathematik an der Forſtakademie zu Dreißigacker, wo er 1837 ſtarb. 
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haben ſchon ſeit längerer Zeit in Süddeutſchland nicht nur für die 
Bewirtſchaftung der Eiche und Buche, ſondern auch für jene anderer 
Holzarten weitere Verbreitung erlangt. 

4. Waldfeldbau. Nach den Hungerjahren 1816 und 1817 
trat der ſchon im 18. Jahrhundert geübte Waldfeldbau mehr in den 
Vordergrund und wurde namentlich von Cotta warm empfohlen. 
Nach den Anleitungen, welche in ſeiner 1819 erſchienenen „Baum⸗ 
feldwirtſchaft“ enthalten ſind, ſollten die Kahlſchlagflächen einige Jahre 
zum Fruchtbau verwendet, dann in weitem Verband (3—12 m) mit 
Holzgewächſen bepflanzt und die landwirtſchaftliche Zwiſchennutzung 
(Getreide, ſpäter Graswirtſchaft und ſchließlich Weide) ſo lange fort⸗ 
geſetzt werden, bis der Beſtandesſchluß erreicht iſt. | 

Die Cotta'ſche Baumfeldwirtſchaft wurde von vielen Seiten, 
namentlich von Pfeil, Hundeshagen !), Wedekind), Klipftein?) 
u. a. lebhaft angegriffen. 


) Hundeshagen, Johann Chriſtian, Dr. phil., geb. am 10. Auguſt 1873 
in Hanau, Sohn eines heſſen⸗kaſſelſchen Regierungsrates, beſuchte zuerſt das Gym⸗ 
naſium ſeiner Vaterſtadt, abſolvierte 1800 — 1802 die Forſtpraxis zu Sterbfritz, 
ſtudierte 1802 — 1804 an der Forſtlehranſtalt Waldau und 1804 — 1806 an der 
Univerſität Heidelberg. Nach glänzend beſtandenem Staatsexamen wurde er nach 
zweijähriger Thätigkeit als Acceſſiſt und Verwalter des Meißner Diſtriktes 1808 
Revierförſter in Friedewalde. 1818 wurde Hundes hagen als Profeſſor der Forſt⸗ 
wiſſenſchaft nach Tübingen berufen, kehrte aber bereits 1821 als Forſtmeiſter und 
Direktor der Forſtlehranſtalt nach Fulda zurück, von wo er ſchon 1824 wieder mit 
dem Titel Oberforſtrat als Profeſſor und Direktor einer noch zu gründenden Forſt⸗ 
lehranſtalt nach Gießen überſiedelte. Verſchiedene unangenehme Verhältniſſe, welche 
ihm infolge ſeines leidenden Zuſtandes doppelt peinlich waren, gaben die Veranlaſſung, 
1831 die Direktion der Forſtlehranſtalt niederzulegen und deren Vereinigung mit der 
Univerſität zu beantragen. Er ſtarb am 10. Februar 1834 in Gießen. Die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Thätigkeit Hundeshagen's unterſcheidet ſich weſentlich von jener Hartig's und 
Cotta's, indem er weniger der praktiſchen als der ſpekulativen Richtung huldigte, als 
deren erſter Vertreter er betrachtet werden kann. Er iſt der Begründer einer Formel⸗ 
methode und Schöpfer der Forſtſtatik. 

) von Wedekind, Georg Wilhelm, Freiherr, geb. 1796 in Straßburg, 
großh. heſſiſcher Oberforſtrat, geſt. 1856 in Darmſtadt. 

a ) von Klipſtein, Philipp Engel, Dr. phil. h. c., geb. 1777 auf dem 
Königsſtädter Forſthauſe bei Darmſtadt, Präſident der großh. heſſiſchen Oberforſtdirektion, 
geſt. 1866 in Darmſtadt. 
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Wonn ſich dieſes Verfahren auch nicht allgemein einzubürgern 
vermochte, ſo hat es ſich doch unter beſtimmten Verhältniſſen, nament⸗ 
lich in dicht bevölkerten Gegenden mit ungenügender Ackerfläche, ſo⸗ 
wie unter Bodenverhältniſſen, welche für die Kultur eine ſehr intenſive 
Bearbeitung erfordern, als Mittel zur billigen Beſtandesbegründung 
gut bewährt. 

Eine höchſt eigentümliche Übertreibung der Cotta'ſchen Ideen 
hinſichtlich der Verbindung von Feldbau mit Forſtwirtſchaft, ſowie von 
deſſen Durchforſtungsprinzipien ſtellt die Waldfeldwirtſchaft des 
Forſtraths Liebich“) in Prag und ſeiner Anhänger, der ſog. 
Prager Schule dar. Liebig wollte ſehr lichte Erziehung der Beſtände, 
langdauernde landwirtſchaftliche Vor⸗ und Zwiſchennutzung, ſowie 
Streunutzung. 

5. Der Vollſtändigkeit wegen iſt hier auch noch der Wagener 'ſche 
Lichtwuchsbetrieb zu nennen, durch welchen große Mengen der im 
Handel am meiſten begehrten Sortimente in kürzeſter Zeit erzogen 
werden ſollen. 


§ 61. Künſtliche Verjüngung. 

Während der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts machte auch 
die künſtliche Beſtandesbegründung anerkennenswerte Fortſchritte und 
wurde ſchon mehrfach im großen Betrieb regelmäßig angewendet. 

Unter den Laubhölzern war es nach wie vor die Eiche, 
deren Kultur auf dem Wege der Heiſterpflanzung und der Saat 
eifrig befördert wurde. Allein auch die Nadelholzkulturen kamen 
immer mehr in Aufnahme, ſie wurden allerdings, mit Ausnahme 
der Fichte, weniger zur Verjüngung bereits vorhandener Nadelholz⸗ 
beſtände als zur Aufforſtung der rückgängigen Laubholzbeſtände, ſowie 
größerer Odländereien und Blößen benutzt. 

Für die große Ausdehnung dieſer Kulturen ſpricht u. a. namentlich 
anch der bedeutende Umfang, welchen der Samenhandel bereits 
gegen Ende des 16. Jahrhunderts erreicht hatte. Verdienten doch 


*) Liebich, Chriſtoph, geb. 1783 in Falkenberg, geſt. 1874 in Prag, als 
Dozent am dortigen Polytechnikum. 
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im Jahre 1788 allein die Bürger von Griesheim bei Darmſtadt 
durch Lieferung von Kiefernſamen 8000 fl.! 

Als Kulturmethode war zu Ende des 18. Jahrhunderts noch 
weitaus am meiſten die Saat üblich, indeſſen fand auch die 
Pflanzung nicht nur bei Eichen, ſondern auch beim Nadelholz hie 
und da in größerem Umfang Anwendung, ſo wurden am Harz ſeit 
1750 ausgedehnte Fichtenpflanzungen ausgeführt und 1779 in Preußen 
Kiefernpflanzungen mittels des Hohlſpatens empfohlen. Das dabei 
benutzte Material ſcheint faſt ausſchließlich aus natürlichem Anflug 
entnommen worden zu ſein. Gegen das Ende des 18. Jahrhunderts 
kam ſowohl in Thüringen als am Harz die Fichten büſchelpflanzung 
in Aufnahme. a | 

Die Verbreitung des Femelſchlagbetriebes zu Anfang des 
19. Jahrhunderts hatte zur Folge, daß nunmehr die Verjüngung 
der Schläge wieder vorwiegend auf dem Wege der Naturbeſamung 
erſtrebt wurde und die künſtliche Verjüngung in der Hauptſache nur 
zur Aufforſtung von Odländereien ſowie höchſtens zur Ausfüllung 
der ſchließlich in den Schlägen verbliebenen Lücken diente. Die 
ſchlechten finanziellen Verhältniſſe infolge der franzöſiſchen Kriege 
begünſtigten dieſe Richtung ſehr, da Kulturgelder nur äußerſt ſpärlich 
gewährt werden konnten. 

Bloß bei der Fichte behauptete ſich die künſtliche Verjüngung 
auch während dieſer Zeit in größerem Maßſtabe. Im Intereſſe der 
Billigkeit überſtreute man die Schläge ohne oder doch bei nur höchſt 
dürftiger Bodenbearbeitung mit allerdings unverhältnismäßig großen 
Mengen ſelbſt gewonnenen Samens oder verwendete die aus den 
Beſtänden entnommenen Pflanzbüſchel. 


Erſt etwa ſeit 1830 begann eine raſchere Entwicklung der 
Kulturtechnik und gelangte die künſtliche Beſtandesbegründung im 
Forſtbetrieb im größeren Umfang zur Anwendung. 


Der ſich um dieſe Zeit entwickelnde Kahlſchlagbetrieb erforderte 
ein einfaches und ſicheres Mittel zur Verjüngung der Kiefer. Als 
ſolches ſchlug zuerſt Pfeil im Jahre 1833 ballenloſe Kiefernjährlinge 
vor, welche in gut bearbeiteten Saatbeeten erzogen werden ſollten. 
Die Idee, ballenloſe jüngere (2—4jährige) Kiefern zu verwenden, 

Schwappach, Grundriß. 2. Aufl. i 9 
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rührte von Hartig (um 1830) her, doch benutzte dieſer immer noch 
Wildlingspflanzen. 

Nach- letzterer Methode wurden in den dreißiger Jahren ziemlich 
umfangreiche Anlagen ausgeführt, allein mit ſchlechtem Erfolg; erſt 
unter Benutzung der Kiefernjährlingspflanzung konnte ſeit 1840 der 
Kahlſchlag in den norddeutſchen Kiefernforſten allmählich die gegen⸗ 
wärtige Verbreitung erlangen. 


Die Erfindungen neuer Kulturmethoden folgten nunmehr raſch 
aufeinander. 


Karl Heyer hatte bereits 1823 den ſchon früher bekannten 
Hohlbohrer erheblich verbeſſert und mit demſelben umfangreiche 
Odlandkulturen ausgeführt. | 

Alemann!) vervollkommnete den durch v. Reck gemachten Vor⸗ 
ſchlag mittels des Klemmſpatens in Pflugfurchen zu pflanzen. 

Für die Erziehung guten Pflanzenmaterials in ſorgfältig be⸗ 
arbeiteten und mit Raſenaſche gedüngten Saatbeeten haben ſich der 
bayeriſche Forſtmeiſter Winneberger?) zu Paſſau und der preußiſche 
Oberförſter Biermans?) um 1840 Verdienſte erworben. 

Weſentlich auf Vereinfachung des Kulturverfahrens war die vom 
Kammerherrn von Buttlar!) ſeit 1845 ausgebildete Methode 
gerichtet. 

Eine Verfeinerung der ſchon ſeit Anfang des 18. Jahrhunderts 
bekannten ſowie u. a. auch von Cotta und Winneberger empfohlenen 
Methode iſt die von Freiherr von Manteuffel weiter ausgebildete 
und gewöhnlich nach ihm benannte Methode der Hügelpflanzung. 


) von Alemann, Friedrich Adolf, geb. 1797 auf dem Gute Benneckenbeck 
bei Magdeburg, verwaltete 1829 — 1872 die Oberförſterei Altenplathow und ſtarb 
1884 zu Genthin. 

2) Winneberger, Johann Ludwig, geb. 1794 in Wallerſtein, geſt. 1860 
als Regierungs- und Kreisforſtrat zu Regensburg. 

) Biermans, Cornel Joſeph, geb. 1800 zu Aachen, geſt. 1880 ebendaſelbſt. 

) von Buttlar, Rudolf, Freiherr, geb. 1802 in Kaſſel, geſt. 1875 in 
Elberberg bei Fritzlar. 

) von Manteuffel, Haus Ernſt, Freiherr, geb. 1799 in Konig (Nieder⸗ 
lauſitz), geſt. 1872 als Oberforſtmeiſter zu Kolditz. 
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Die Büſchelpflanzung der Fichte kam allmählich auch in anderen 
Waldgebieten zur Anwendung, iſt aber in der letzten Dezennien durch 
beſſere Methoden, namentlich durch die Anwendung verſchulter Pflanzen 
faſt vollkommen verdrängt worden. 

Außer den genannten ſind während der letzten 50 Jahre noch 
zahlreiche andere Kulturmethoden erfunden und empfohlen worden, 
welche häufig nur unweſentliche Modifikationen älterer Verfahren 
darſtellen und faſt ſämtlich nur beſchränkte Verbreitung erlangt haben. 


§ 62. Beſtandespflege. 

Wenn auch im 18. Jahrhundert eine allgemeine Einführung 
des Durchforſtungsbetriebes nicht erfolgte, jo iſt doch anzuerkennen, 
daß wenigſtens die Erkenntnis von der Bedeutung dieſer Maßregel 
für die Beſtandespflege in immer weitere Kreiſe drang. 

Wie Langen ſo empfahlen auch Zanthier und Oettelt die Durch⸗ 
forſtungen, erſterer wollte während der Umtriebszeit deren mindeſtens 
zwei (im 30. bis 40. und im 50. Jahr beim Nadelholz, bez. im 
45. und 80. bis 90. Jahr beim Laubholz) geführt wiſſen, letzterer 
ſtellte bereits Berechnungen über ihren Ertrag an. 

In Sachſen hoffte man mittels der Durchforſtungen die Schnee⸗ 
bruchs beſchädigungen zu vermindern, Brocke ) und Leubert bezeichneten 
die Durchforſtungen als ein Mittel, das AR der Beſtände zu 
befördern. 

G. L. Hartig!) war der erſte, welcher für die Beſtandes⸗ 
pflege mittelſt Durchforſtungen eine ſyſtematiſche Anleitung erteilte, von 
ihm rührt auch der Ausdruck „Durchforſtung“ her. 

Hartig wollte beim Laubholz zwiſchen dem 20. bis 40. Jahr 
eine erſte und im 60. bis 70. Jahr eine zweite Durchforſtung aus⸗ 
geführt wiſſen, auf gutem Boden ſollte im 80. Jahr noch eine 
dritte Durchforſtung folgen und dann im 100. oder 110. Jahr der 
Dunkelſchlag eingelegt werden, während auf ſchlechtem Boden ſchon 
im 70. bis 80. Jahr die Verjüngung eingeleitet werden ſollte. 

) von Brocke, Heinrich Chriſtian, geb. 1713 in Blankenburg, fürſtl. 
braunſchw.⸗lüneburgiſcher Regierungsrat, geſt. 1778 in Braunſchweig. 

Die zweite und dritte Durchforſtung wurden von Hartig urſprünglich: 


Plänterſchlag und Durchplänterung genannt, wohl die Veranlaſſung zur Borg⸗ 
greve'ſchen Bezeichnung „Plänterdurchforſtung“! 
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Für das Nadelholz ſchrieb Hartig bereits im 20. bis 30. Jahr 
die erſte Durchforſtung vor, welche ſo oft wiederholt werden ſollte, 
als dünnes und unterdrücktes Holz vorhanden ſei. 

Grundſatz bei allen Durchforſtungen war nach Hartig, daß der 
Kronenſchluß ſtets erhalten bleiben müſſe, ſowie daß nur das dürre 
und unterdrückte Holz entfernt werden dürfe. 

Den erſten Verſuch zu einer naturwiſſenſchaftlichen Begründung 
des Nutzens der Durchforſtungen machte Späth") in ſeiner 1802 
erſchienenen Schrift „Abhandlungen über die periodiſchen Durch⸗ 
forſtungen“, indem er ſagte, daß der Boden die ſämtlichen vorhandenen 
Baum⸗Individuen nicht zu ernähren vermöge. An die Ideen von Späth 
lehnt ſich auch die Motivierung Cotta's an, welcher den Kampf um 
die Nahrung als die Veranlaſſung der Durchforſtungen bezeichnete. 

Cotta wollte anfangs ebenſo ſchwache Durchforſtungen wie Hartig, 
in der dritten Auflage ſeiner „Anweiſung zum Waldbau“ 1821 ging 
er jedoch zum entgegengeſetzten Extrem über und ſagte, daß es nach 
Abſchluß der gefährlichen Jugendperiode zu einem eigentlichen Kampf 
zwiſchen den einzelnen Individuen überhaupt nicht mehr kommen 
dürfe. Cotta erkannte aber an, daß dieſe Vorſchriften in der Praxis 
nur ſelten durchführbar ſein würden, und wollte ſich deshalb mit 
mäßigen, oft wiederholten Durchforſtungen begnügen. 

Noch ſchärfere Durchforſtungen als Cotta wollten Andre?) und 
Liebich, während die übrigen Autoren meiſt eine vermittelnde Stellung 
einnahmen, Pfeil vertrat auch hier den Grundſatz, daß man nicht 
generaliſieren dürfe, ſondern nach den Bedürfniſſen von Holzart und 
Standort verfahren müſſe. 

Die bekannte und lange als allgemein gültig anerkannte Vorſchrift 
für Durchforſtungen: früh, oft und mäßig, rührt von C. Heyer her. 

König?) war der erſte, welcher auf die hohe Bedeutung der 
Durchforſtungen für die Rentabilität der Wirtſchaft durch Hebung 


) Späth, Johann Leonhard, Dr. phil., geb. 1759 in Augsburg, geſt. 
1842 als Profeſſor der Mathematik an der Univerſität München. 

2) André, Emil, geb. 1790 in Schnepfenthal, geſt. 1869 in Kisber (Ungarn). 

) König, Gottlob, Dr. phil. h. c., geb. am 18. Juli 1776 zu Hardis⸗ 
leben (Sachſen⸗Weimar), Sohn eines Amtsſchreibers. König erhielt ſeine forſtliche 
Ausbildung bei ſeinem nachmaligen Schwager, dem damaligen Förſter Heinrich Cotta 


Durchforſtungsverſuche. 133 


des „Mehrungsprozentes“ hingewieſen hat, ein Geſichtspunkt, welcher 
von Preßler!) weiter ausgeführt wurde. 

Die Notwendigkeit ſyſtematiſcher Verſuche über den Einfluß der 
Durchforſtungen wurde zuerſt von Ernſt Friedrich Hartig 1825 
und Zamminer?) 1828 betont, Grabner), von Berg?) und 
von Pannewitzé) beſchäftigten ſich eifrig mit derartigen Verſuchen, 
allein die größeren Unterſuchungsreihen wurden doch erſt 1856 in 
Braunſchweig, ſowie 1860 in Sachſen begonnen und von den forſtlichen 
Verſuchsanſtalten weiter geführt. 

a In der Praxis dauerte es ziemlich lange, bis ein rationeller 
Durchforſtungsbetrieb allgemein angewendet wurde. 

Die Anregung, den Zuwachs mittels ſtärkerer Durd- 

forſtungen und Lichtungshiebe zu fördern, reicht, wie bereits 


zu Zillbach, von 1794 —1796. Nachdem er von 1797 an unter dem Forſtmeiſter 
Oettelt als Forſtgehilfe verwendet worden war, ging König 1800 auf Urlaub, um 
das preußiſche Forſteinrichtungsweſen kennen zu lernen. Nach ſeiner Rückkehr wurde 
er 1802 als Oberjäger in Zillbach angeſtellt und erteilte ſeit 1803 Unterricht in der 
Geometrie am dortigen Forſtinſtitut. 1805 erfolgte ſeine Beförderung zum Förſter 
in Ruhla, 1813 zum Oberförſter, 1819 zum Forſtrat, 1821 wurde er auch Vorſtand 
der neuerrichteten Forſttaxationskommiſſion. Schon bald nach ſeiner Niederlaſſung 
in Ruhla nahm er junge Leute in die Lehre und errichtete nach ſeines Schwagers 
Cotta Berufung nach Tharand daſelbſt eine forſtliche Meiſterſchule, 1829 wurde er 
zum Mitglied des Oberforſtamtes in Eiſenach ernannt und zugleich ſeine Meiſterſchule 
als Staatsanſtalt ebenfalls dorthin verlegt. Sein Tod erfolgte am 22. Oktober 1849. 
Die beſten Leiſtungen Königs ſind auf dem Felde der Forſtmathematik und Statik 
zu verzeichnen, wo er der unmittelbare Vorläufer unſerer modernen Schule iſt. Später 
war er auch auf dem Gebiete der Forſtnaturkunde thätig. 

) Preßler, Max Robert, Dr. phil. h. c., geb. 1815 zu Dresden, ſeit 
1840 Profeſſor der Forſtmathematik zu Tharand, geſt. 1886. 

2) Zamminer, Johannes, geb. 1786 auf dem Forſthauſe Kiliansherberge 
(Vogelsberg), geſt. 1856 als geh. Oberforſtrat zu Darmſtadt. 

3) Grabner, Leopold, geb. 1802 zu Breitenfurt, geſt. 1864 zu Wien, war 
1833 — 1847 Profeſſor zu Mariabrunn, alsdann Chef der fürſtl. Lichtenſtein'ſchen 
Forſtverwaltung. 

4) von Berg, Karl Heinrich Edmund, Freiherr, Dr. phil., geb. 1800 
in Göttingen, 1845 — 1866 Direktor der Forſtakademie Tharand, geſt. 1874 in 
Schandau. | 

) von Pannewitz, Julius, geb. 1788 in Nieder-Buchwald, war 1817 bis 
1857 Oberforſtmeiſter zu Marienwerder, Oppeln und Breslau, geſt. 1867 zu Breslau. 


134 Lichtungshiebe. 


oben (S. 126) bemerkt wurde, faſt bis zur Mitte des 18. Jahr⸗ 
hunderts zurück, allein, wenn man vom modifizierten Buchenhochwald 
abſieht, ſo iſt dieſe Operation doch erſt ſeit 1850 mehr in Betracht 
gezogen worden. Vor allem müſſen in Deutſchland Jäger aus 
Laaſphe und in Oſterreich Grabner, ſowie der fürſtlich Starhem⸗ 
bergſche Forſtmeiſter Weiſer als Pioniere des Lichtwuchsbetriebes 
genannt werden, welcher dann durch Wagener, Borggreve und 
Kraft in die Reihe der heute noch ſchwebenden Tagesfragen gerückt 
worden iſt. 

Die rationelle Pflege der Waldbodengüte, des Waldwuchſes und 
der Waldſchönheit iſt zuerſt durch Königs „Waldpflege“ (1. Aufl. 
1849) angeregt worden. 

Die Erziehung hochwertiger Nutzholzſchäfte durch zweckmäßige 
Aufaſtung war allerdings ſchon zu Ende des Mittelalters bekannt 
und in der Praxis üblich, allein dieſe Manipulation iſt doch im Lauf 
der Zeit, namentlich ſeit der Ausbildung des ſchulgerechten Hochwald⸗ 
betriebes, in Vergeſſenheit geraten; erſt ſeit 1850 gelangt dieſelbe 
wieder in größerem Maßſtabe zur Anwendung. 

Courval und des Cars in Frankreich und Theodor 
Hartig), Alers und Nördlinger in Deutſchland haben durch 
Verſuche und in der Litteratur dieſen Gegenſtand gefördert; von 
Göppert und R. Hartig ſind die nötigen pflanzenphyſiologiſchen 
Grundlagen für die weitere Entwickelung dieſer Methode geſchaffen 
worden. 


$ 63. Das Maſſenfachwerk. 


Wie für den Waldbau, ſo begann auch für die Betriebs⸗ 
regulierung eine raſchere Entfaltung erſt um die Mitte des 18. Jahr⸗ 
hunderts und zwar gleichzeitig ſowohl auf dem Gebiete der Maſſen⸗ 
teilung, wie auf jenem der Flächenteilung. 

Bereits ſeit der Mitte des 16. Jahrhunderts war die Bewirt⸗ 
ſchaftung großer Waldungen auf Grundlage der Maſſe eingerichtet 


) Hartig, Theodor, Dr. phil., geb. 1805 in Dillenburg, geſt. 1880 in 
Braunſchweig, wo er von 1838 bis 1878 als Profeſſor der Forſtwiſſenſchaft am 
Collegium Carolinum gewirkt hat. 
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worden. Während der erſten Hälfte des 18. Jahrhunderts hatte 
dieſes Verfahren zwar durch die Einführung kleinerer Wirtſchafts⸗ 
einheiten einen erheblichen Fortſchritt gemacht, allein dasſelbe war 
doch immerhin noch recht mangelhaft. 

Neben der rohen Maſſenermittelung durch Okulartaxation und 
äußerſt ſummariſchen Zuwachsſchätzung litt dasſelbe noch an zwei 
weſentlichen Fehlern, nämlich an dem Mangel einer rationellen 
Begründung des Abnutzungsſatzes einerſeits und der ſyſtema— 
tiſchen Verteilung der Beſtände und Erträge über die Um⸗ 
triebszeit andererſeits. 

Der erſte, welcher den Verſuch einer ſpeziellen Maſſenermittelung 
ſowie einer Zuwachsberechnung machte, war Johann Gottlieb Beck— 
mann. Derſelbe ſuchte ſeit 1743 durch ein ziemlich unbehilfliches 
Verfahren den gegenwärtigen Holzvorrat zu ermitteln und addierte zu 
dieſem den Zuwachs, welcher nach drei Abſtufungen zu 2½, 2 und 
1 Prozent angenommen wurde. 

Hierauf berechnete Beckmann in ſehr umſtändlicher Weiſe, für 
wie viele Jahre Vorrat und Zuwachs zur Deckung eines jun näher 
motivierten Abnutzungsſatzes ausreichen würden. 

Letzterer wurde wohl allenthalben rein gutachtlich unter Berück⸗ 
ſichtigung des Bedarfes einerſeits und des Waldzuſtandes anderer- 
ſeits feſtgeſetzt. 

Die Löſung der Aufgabe, den Abnutzungsſatz nach Maßgabe 

„ des Vorrates und Zuwachſes zu finden, wurde alsdann in der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts mehrfach auf mathematiſchem 
Wege verſucht, indem verſchiedene, teilweiſe recht unbehilfliche, Formeln 
für die Zuwachsberechnung in allmählich abzunutzenden Beſtänden 
aufgeſtellt wurden. So von Oppel 1760, Vierenklee “) 1767, 
Däzel?) 1786, Trunk 1789 u. a. m. 

Einen hiervon vollſtändig verſchiedenen Weg für die Etats⸗ 
ermittelung ſchlug im Jahre 1752 der zur Einrichtung der gothaiſchen 


) Vierenklee, Johann Ehrenfried, geb. 1716 in Großenhain, geſt. 1777 
als Pfarrer zu Ploſſig (Reg.⸗Bez. Merſeburg). 

) Däzel, Georg Anton, Dr. phil., geb. 1752 in Fürth, Profeſſor der 
Forſtwiſſenſchaft an der Univerſität Landshut und ſpäter München, geſt. 1847 in 
Regensburg. 
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Domanialforſten aus Württemberg berufene Rat Wepfer und deſſen 
Sekretär, der ſpätere Land⸗Kammerrat Chr. Friedr. Schmidt ein.“) 
Dieſelben fertigten zunächſt in der früher üblichen Weiſe eine 
Forſtbeſchreibung und gaben bei jedem Waldort an, wann deſſen 
einzelne Teile, deren Fläche veranſchlagt wurde, haubar würden und 
welcher Ertrag von denſelben alsdann zu erwarten ſein dürfte. 

Hierauf wurde aber noch ein wichtiger und folgenſchwerer Schritt 
gemacht, indem Wepfer und Schmidt in einer Tabelle nach Dezennien 
zuſammenſtellten, welche Maſſen nach ihrer Aufnahme in jedem der⸗ 
ſelben zur Fällung gelangen ſollten. Da ſich hierbei erhebliche Un⸗ 
gleichheiten herausſtellten, ſo wurde in einer zweiten Tabelle durch 
angemeſſene Verſchiebungen eine annähernde Ausgleichung der den ein⸗ 
zelnen Dezennien überwieſenen Maſſen vorgenommen. 

Auf dieſe Weiſe war nun der Abnutzungsſatz für jedes Dezennium 
auf verhältnismäßig ſicherer Grundlage ermittelt; alle 10 Jahre ſollte 
eine Betriebsreviſion mit Neueinſchätzung und Regulierung des Hiebs⸗ 
ſatzes erfolgen. Nach ganz ähnlichen Geſichtspunkten wurde 1763 
eine Einrichtung der zum „Gmundneriſchen Salzkammergut“ 
gehörigen Waldungen vorgenommen, nur mit dem Unterſchied, daß 
man hier jtatt der zehnjährigen zwanzigjährige Zeitabſchnitte bildete. 

Eine ſpezielle Zuwachsberechnung fand in den beiden genannten 
Einrichtungswerken nicht ſtatt, ſondern der mutmaßlich zu erwartende 
Haubarkeitsertrag wurde direkt in die betreffenden Spalten eingeſetzt. 

Als Einrichtungswerke, welche nach den gleichen Grundſätzen „ 
durchgeführt wurden, ſind u. a. zu nennen: das „Beſichtigungs⸗ 
und Abſchätzungs-Protokoll des Büdinger Waldes“, ver⸗ 
fertigt durch Forſtmeiſter Hoffmann 1765. Derſelbe ließ bereits 
in ſeiner Waldbeſchreibung Raum für die Eintragung der wirklichen 
Nutzungsgrößen (älteſtes Kontrollbuch!). Ferner: die Betriebs⸗ 
regulierung für die Waldungen des Kurfürſtentums Mainz von 
1783, welche ſich in einer Ausdehnung von 168 796 Morgen von 
der Rhön über den größten Teil des Speſſarts und Odenwaldes bis 
nach Lampertheim in Heſſen erſtreckten. 


) Vergl. Rauſch, der Urſprung des Maſſenfachwerkes, Zeitſchr. f. Forſt⸗ und 
Jagdweſen 1889, S. 275. 
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Die Inſtruktion für die herzoglich württembergiſchen 
Kirchenratsbeamten von 1783 ſchrieb ebenfalls ein ganz ähnliches 
Maſſenteilungsverfahren vor, und der kurfürſtlich ſächſiſche Oberförſter 
Maurer veröffentlichte im gleichen Jahre drei Methoden der Betriebs⸗ 
regulierung, von denen eine mit den geſchilderten faſt völlig über⸗ 
einſtimmt, aber den Fortſchritt zeigt, daß zu dem ſpeziell ermittelten 
Vorrat der progreſſionsmäßig verminderte Zuwachs nach der Formel 
nz 
% 
Flächen⸗ und Holzteilung, das letzte beruhte ausſchließlich auf 
Flächenteilung. 

In Preußen brachte Hennert) jeit 1787 ebenfalls ein un⸗ 
vollkommenes Maſſenfachwerk zur Anwendung. Derſelbe legte ſeiner 
Waldeinteilung das zu jagdlichen Zwecken durchgehauene Schneiſennetz 
oder, wo dieſes fehlte, ein entſprechendes eigenes Linienſyſtem zu 
Grund. Seine Wirtſchaftsfiguren waren ziemlich groß und umfaßten 
in der Regel mindeſtens die Größe von ſieben Jahresſchlägen, be⸗ 
ſaßen aber häufig noch eine größere Ausdehnung. Die ſchon von 
Kropff eingeführte Einteilung in Blöcke behielt Hennert ebenfalls bei. 

Der Einteilung folgte die Bonitierung nach drei Abſtufungen und 
die Einreihung in vier ungleich lange Altersklaſſen. Der Material- 
ertrag wurde nach Probeflächen ermittelt, eine ſpezielle Zuwachs⸗ 
berechnung fand nicht ſtatt. Bei Aufſtellung des Betriebsplanes 
wurde daran feſtgehalten, daß keine Abteilung früher zum Hiebe 
kommen dürfe, als bis ſie das normale Haubarkeitsalter erreicht hatte. 
Durch Diviſion des Ertrages der älteſten Altersklaſſe mit der Anzahl 
Jahre, für welche ſie ausreichen mußte, beſtimmte Hennert den Etat, 
welchen er bei großen Abweichungen zwiſchen den einzelnen 
Altersklaſſen durch Zuſammenziehung mehrerer Klaſſen entſprechend 
modifizierte. 

Hennert ſtellte bereits einen Geldetat auf und erſtrebte einen 
möglichſt gleichbleibenden Geldertrag. 

Innerhalb weniger Jahre wurden in Oft: und Weſtpreußen 


addiert wird. Das zweite Verfahren Maurers iſt eine kombinierte 


) Hennert, Karl Wilhelm, geb. 1739 in Berlin, geſt. 1800 ebendaſelbſt, 
ſeit 1791 geheimer Forſtrat und Chef der Forſtabſchätzung. 
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ſowie in Pommern nach dieſer Methode faſt 200 000 ha eingerichtet, 
doch kann dieſe Arbeit bei dem Mangel eines geſchulten Perſonals 
nur ſehr oberflächlich durchgeführt worden ſein. 

Am vollſtändigſten hat Kregting bereits 1788 das reine 
Maſſenfachwerk gelehrt, indem er ebenfalls Altersklaſſen mit zehn⸗ 
jähriger Abſtufung annahm, einen Hauptwirtſchaftsplan (forſtmäßige 
Holzanweiſung) entwarf, welcher ergab, wann jeder Beſtand angegriffen, 
nachgehauen und abgetrieben werden ſollte, und eine vollſtändige 
Periodentabelle (Holz⸗Ertrags⸗Tabelle) aufſtellte, mit deren Hilfe der 
Etat für die einzelnen Dezennien berechnet wurde. 

Unter Benutzung dieſer ſehr guten Vorarbeiten und wohl haupt⸗ 
ſächlich angeregt durch Kregting entwickelte G. L. Hartig ſein 
Verfahren, welches zuerſt 1795 in der Schrift „Anweiſung zur 
Taxation der Forſten“ veröffentlicht wurde. Er ging von der An⸗ 
ſchauung aus, daß der gegenwärtige Vorrat vermehrt um den ge⸗ 
ſamten ſummariſchen Zuwachs aller Beſtände diejenige Holzmaſſe 
bilde, über welche zu disponieren ſei. Sein Verfahren unterſchied ſich 
von jenem der Vorgänger hauptſächlich durch die genaue Zuwachs⸗ 
berechnung für die Anzahl Jahre, welche der betr. Beſtand noch 
ſtehen bleiben ſollte, weiter verlangte er auch einen Hauptwirtſchafts⸗ 
plan, in welchem die Grundſätze niedergelegt wurden, nach denen 
ſowohl der Wald im allgemeinen als auch jeder einzelne Diftrift 
behandelt werden ſollte. 

Die Dispoſitionen, welche durch das Forſteinrichtungswerk ge⸗ 
troffen waren, ſollten während der ganzen Dauer des Umtriebes 
ſtreng und unverändert feſtgehalten werden. 

Wenn auch Hartig weſentliche Verbeſſerungen und Neuerungen 
an der Methode nicht angebracht hat, ſo iſt es doch ſein bleibendes 
Verdienſt, das Maſſenfachwerk in allen Einzelheiten ausgebaut und 
die erfolgreiche Anregung zu allgemeinerer Inangriffnahme der Forſt⸗ 
einrichtungsarbeiten gegeben zu haben. 

Die Schattenſeite der von Hartig gegebenen Vorſchriften liegt 
in der ungemeinen Umſtändlichkeit des Verfahrens und der Weit⸗ 
ſchweifigkeit des Tabellenwerkes. Dieſe Mißſtände, ſowie die umfang⸗ 
reichen Maſſenermittlungen und Zuwachsberechnungen für ſämtliche 
Beſtände, welch letztere bei jeder Verſchiebung wieder geändert werden 
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müſſen, ferner die genaue Feſtlegung aller Wirtſchaftsdetails für die 
ganze Umtriebszeit laſſen dieſe Methode als ungeeignet für die An⸗ 
wendung im großen Betriebe erſcheinen. 

Die von Hartig 1819 für Preußen verfaßte Forſteinrichtungs⸗ 
inſtruktion erwies ſich aus dieſem Grund alsbald als gänzlich undurch⸗ 
führbar und mußte 1826 durch ſummariſche Ertragserhebungen erſetzt 
werden, bis 1836 die vom Oberlandforſtmeiſter von Reuß herrührende 
Inſtruktion erſchien. Auch andere Staaten, wie Württemberg, Bayern 
und Baden, welche das Maſſenfachwerk rein oder doch nur wenig 
modifiziert als Grundlage ihrer Forſteinrichtungsinſtruktionen benutzt 
hatten, ſahen ſich ebenfalls bald zur Vereinfachung genötigt. 


§ 64. Kombiniertes Fachwerk und Flächenfachwerk. 


Die Flächenteilung war ſchon Jahrhunderte hindurch als Anhalt 
für die Regelung des Betriebes in den kleinen, nur in kurzen Umtriebs⸗ 
zeiten bewirtſchafteten Nieder⸗ und Mittelwaldungen benutzt worden. Um 
die Mitte des 18. Jahrhunderts begann man dieſe Methode auch bei 
der Einrichtung größerer Forſten anzuwenden. Schon bei den erſten 
Verſuchen in dieſer Richtung machte ſich aber der Umſtand, daß 
gleiche Flächen je nach Verſchiedenheit der Standorts⸗ und Beſtandes⸗ 
güte ſehr ungleiche Erträge lieferten, ſtörend geltend. 

Da das Beſtreben der Taxatoren zunächſt dahin ging, den nach 
dem augenblicklichen Holzbedarf bemeſſenen Abgabeſatz in jährlich an- 
nähernd gleicher Höhe dauernd ſicher zu ſtellen, ſo mußten Abweichungen 
von der Einteilung in gleich große Jahresſchläge vorgenommen werden. 

Jacobi, Oberförſter von Clausthal, ſchlug bereits 1741 in 
ſeinem Gutachten über die Behandlung der Göttinger Stadtwaldungen 
vor, für die fernere Bewirtſchaftung zwar im allgemeinen gleich 
große Jahresſchläge zu Grund zu legen, allein dieſelben in einem 
Waldteil mit beſonders ungünſtigen Bodenverhältniſſen bleibend 
größer zu machen. Die Schläge brauchten aber vor Erreichung 
eines normalen Waldzuſtandes nicht genau innegehalten zu werden, 
das Hauptaugenmerk ſei auf den Einſchlag eines jährlich an— 
nähernd gleich großen Holzquantums im Anhalt an ſeine Schätzung 
zu legen. 
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Die Ideen von Jacobi dürften Lang en und Zanthier, welche 
ebenfalls am Harz wirtſchafteten, bekannt geweſen ſein, denn ſie 
teilten zwar ebenfalls die Forſten geometriſch, hielten aber die Größe 
des einzelnen Jahresſchlages nicht ſtreng feſt, um jährlich das be⸗ 
ſtimmte Holzquantum liefern zu können. Zanthier ermittelte einen 
Materialetat durch vorheriges Auszählen des Holzes. 

Jacobi, Langen und Zanthier wirtſchafteten nur mit kurzen, 
40—50jährigen Umtrieben; der erſte, welcher den Verſuch machte, 
auch Hochwaldungen nach dieſem Verfahren zu behandeln, war Oettelt. 
Dieſer konnte nun nicht mehr den Wald im ganzen berückſichtigen, 
ſondern ſah ſich genötigt, ebenfalls Altersklaſſen zu bilden, welche bei 
ihm im Gegenſatz zu den oben geſchilderten Maſſenfachwerksmethoden 
ungleich lang waren. 

Oettelt ging ebenfalls von der Jahresſchlagfläche aus, legte aber 
dieſe Flächengröße der Waldeinteilung nicht zu Grund, ſondern berück⸗ 
ſichtigte hierbei die Beſtandesgüte, damit die abgeſteckten Schläge auch 
wirklich innegehalten werden könnten. Weiter ſtellte er den Satz auf, 
daß die Beſtände ſtets das normale Abtriebsalter erreichen müßten, 
und deshalb in der älteſten Altersklaſſe ſolange gewirtſchaftet werden 
ſollte, bis das Holz der nächſten Altersklaſſe hiebsreif ſei. 

Dieſe Anſchauung und die Einteilung in ungleich lange Alters⸗ 
klaſſen wurden auch von Wedell !) und Hennert feſtgehalten. 

Wedell berückſichtigte bei Einrichtung der ſchleſiſchen Gebirgs⸗ 
forſten nicht wie Oettelt nur die vorübergehende Beſtandesgüte, 
ſondern auch die bleibende Standortsgüte. Die Beſtände wurden 
nach drei Klaſſen bonitiert, der Holzvorrat nach Probeflächen ermittelt, 
dieſem der ſehr gering angenommene Durchſchnittszuwachs zugerechnet 
und ſo der mittlere jährliche Abnutzungsſatz gefunden, welcher aber 
nach Bedarf, d. h. je nach dem Altersverhältnis der nächſtjüngeren 
Altersklaſſe, erhöht oder erniedrigt wurde. 

Während im Mittelgebirge die Terrainverhältniſſe ſtets die Be⸗ 
rückſichtigung der Maſſe neben der Fläche geboten hatten, konnte man 
bei der Einrichtung der norddeutſchen Kiefernforſten ſich zunächſt 


) von Wedell, Gottlob Magnus Leopold, geb. 1750, geſt. 1799 in 
Breslau, Landjägermeiſter in Schleſien und der Grafſchaft Glatz. 
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ausſchließlich an die Fläche halten, und zwar umſomehr, da ſehr viel 
Material exportiert wurde und ſich die verſchiedenen Reviere hierbei 
ergänzten. 

Die erſten Betriebsregulierungen wurden unter der Leitung des 
Forſtdepartementsrats von Kropff ſeit 1778 in der Mark und in 
Pommern ausgeführt. Zufolge der in den Jahren 1780 und 1783 
erſchienenen Inſtruktionen ſollte jeder Forſt in eine Anzahl Haupt⸗ 
abteilungen, jede derſelben in zwei gleich große Blöcke und jeder 
Block in 70 flächengleiche Schläge geteilt werden. Das Mittelglied 
des Blockes wurde eingeſchoben, um den Willen Friedrichs d. Gr., 
welcher auf eine 70 jährige Umtriebszeit beſtand, zu umgehen und 
thatſächlich eine 140 jährige Umtriebszeit einzuführen. 

Dieſes Verfahren brachte jedoch verſchiedene Nachteile mit ſich. 
Namentlich ſchwankte der Ertrag der Schläge zu ſehr und reichte 
häufig nicht hin, um die Anſprüche der Bauholzberechtigten zu be⸗ 
friedigen, außerdem häuften ſich die Klagen der Weideberechtigten 
wegen der großen Schonungen. 

Als 1788 Hennert die Leitung der Forſteinrichtungsgeſchäfte 
übernommen hatte, trat daher eine weſentliche Anderung des von 
Kropff vorgenommenen Syſtems ein, indem Hennert unter gleich⸗ 
zeitigem Übergang zum Samenſchlagbetrieb ſein oben geſchildertes 
Maſſenfachwerk einführte. 

Daß Maurer 1783 ein auf Flächenteilung beruhendes Forſt⸗ 
einrichtungsverfahren gelehrt hat, iſt bereits (S. 137) erwähnt worden. 

Die Verfahren von Jacobi, Langen, Zanthier, Oettelt und 
Wedell ſind jedoch keine reine Flächenteilungsverfahren, weil ſie alle 
dem Materialertrag einen beſtimmenden Einfluß auf die Betriebs⸗ 
regulierung einräumen, ſie ſtellen demnach eigentlich Kombinationen 
der Flächenteilung und Maſſenteilung vor. 

Dieſe Methode hat auch Heinrich von Cotta der erſten Auf⸗ 
lage ſeiner „ſyſtematiſchen Anleitung zur Forſttaxation“ 1804 zu 
Grunde gelegt. 

Er ſchloß ſich hier an die in ſeiner Heimat (Weimar) durch 
Oettelt eingeführte Einteilung in Jahresſchläge an, bezeichnete die⸗ 
ſelbe aber nicht im einzelnen, ſondern teilte die Umtriebszeit in gleich 
lange (anfangs 30 jährige) Perioden, welche er ſpäterhin, zuerſt 1817 
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„Fachwerke“ benannte, deren jedem eine entſprechende Anzahl von 
Jahresſchlägen zugewieſen wurde; für jede Abteilung ermittelte Cotta 
auch den zu erwartenden Ertrag. Durch Summierung der einzelnen 
Poſitionen ergab ſich alsdann der periodiſche Ertrag und durch 
Diviſion desſelben mit der Anzahl der Jahre der Periode auch das 
jährliche Hiebsquantum. Große Ungleichheiten im periodiſchen Ertrag 
ſollten durch Verſetzungen ausgeglichen werden, doch betrachtete Cotta 
die Gleichſtellung der periodiſchen Erträge nicht als Hauptſache. Der 
Abnutzungsſatz wurde in Fläche und Maſſe ausgedrückt, allein die 
Flächenkontrolle hatte damals doch mehr den Zweck, den Einfluß 
falſcher Maſſenſchätzung zu paralyſieren. 

Cotta legte ſchon 1804 großen Wert auf die wirtſchaftliche 
Buchführung, während Hartig erſt 1819 eine Materialkontrolle 
einführte. 

Im Lauf der Zeit änderte Cotta ſein Verfahren immer mehr 
in der Richtung des reinen Flächenfachwerkes ab; in ſeiner 
1820 erſchienenen „Anweiſung zur Forſteinrichtung und Abſchätzung“ 
ſtützte er die Nachhaltigkeit lediglich auf die Fläche und ſchrieb 
Maſſenſchätzungen nur zu dem Zweck vor, um entweder eine möglichſte 
Gleichmäßigkeit des Ertrages zu erreichen oder um ſchon von vorn⸗ 
herein die Größe des Ertrages kennen zu lernen. 

Durch ſeinen Sohn Wilhelm von Cotta, welcher ſeit 1830 
die Leitung der ſächſiſchen Forſteinrichtungsanſtalt ſebſtſtändig über⸗ 
nommen hatte und ſpäterhin durch Berlepſch!) wurde dieſes Verfahren 
immer mehr vereinfacht, Maſſen⸗ und Zuwachsberechnung nur durch 
Okulartaxation vorgenommen und der Hauptwert auf die period iſchen 
Reviſionen gelegt. 

Schon H. v. Cotta betonte die große Wichtigkeit guter Betriebs⸗ 
dispoſitionen und ſtellte einen zweckmäßigen Wirtſchaftsplan höher 
als die Ertragsbeſtimmung. 

Während Hartig in erſter Linie die Gleichſtellung der perio⸗ 
diſchen Maſſenerträge und Cotta jene der Periodenflächen erſtrebte, 


) von Berlepſch, Gottlob Franz Auguſt Adolph, Freiherr, geb. 
1790 auf dem Kloſtergut Seebach, 1821 vortragender Rat, ſpäter, bis 1860, Chef 
der ſächſiſchen Forſtverwaltung, geſt. 1867 in Dresden. 
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ſtellte Klipſtein 1823 die Forderung, daß ſowohl die Flächen als 
die Maſſen, welche den einzelnen Perioden zugewieſen ſeien, möglichſt 
gleich geſtellt werden ſollten und begründete damit das kombinierte 
Fachwerk im modernen Sinn. Klipſtein hat ferner eine ſehr 
weſentliche Vereinfachung des Forſteinrichtungsverfahrens dadurch 
herbeigeführt, daß er die ſpezielle Abſchätzung und den ſpeziellen 
Betriebsplan auf die erſte Periode beſchränkte und ſich für die 
ſpäteren Perioden damit begnügte, denſelben annähernd gleiche Flächen 
zuzuweiſen und deren Ertrag nur ſummariſch zu ermitteln. 


§ 65. Die Formelmethoden. 


Von ganz anderen Geſichtspunkten als die Fachwerksmethoden 
gehen die jog. rationellen oder Normalvorratsmethoden aus, 
welche den Schwerpunkt der Betriebsregulierung in die Ertrags- 
berechnung verlegen und den Hiebsſatz mit Hilfe einer Formel er⸗ 
mitteln. | 

Die älteſte derartige Methode ging aus dem 1788 für die 
Zwecke der Waldwertberechnung erſchienenen K. K. Hofkammerdekret 
(vergl. unten S. 160) zu Anfang des 19. Jahrhunderts hervor. Die 
ſog. Kam eraltaxations methode wird in der Litteratur zuerſt 
1811 (Andres „Okonomiſche Neuigkeiten“) erwähnt, doch iſt hier von 
ihr als etwas bereits Bekanntem die Rede. 

Die Kameraltaxe hat ſich bis auf die Neuzeit erhalten und 
iſt noch in der Inſtruktion von 1878 „für die Begrenzung, Ver⸗ 
markung, Vermeſſung und Betriebseinrichtung der öſterreichiſchen 
Staats⸗ und Fondsforſten“ der Etatsberechnung zu Grund gelegt. 

Den Übergang von der Kameraltaxe zu den ſpäteren Normal⸗ 
vorratsmethoden bildet ein Verfahren, welches der bayeriſche Salinen 
forſtinſpektor Huber!) unter Mitwirkung des Profeſſors Däzel 1812 
in einer Inſtruktion darſtellte, nach welcher die Betriebsregulierung 
der bayeriſchen Salinenforſten durchgeführt werden ſollte !). 


) Huber, Franz Xaver, geb. in Hamer bei Traunſtein, geſt. 1842 in 
Reichenhall, ſeit 1808 Salinenforſtinſpektor. 

) Veröffentlicht im Jahrgang 1824 und 1825 der „Zeitſchrift für das Forſt⸗ 
und Jagdweſen“ von Meyer und Behlen. 
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Die Idee, den Abgabeſatz nach dem Verhältnis des normalen 
Vorrats zum normalen Ertrag zu berechnen, wurde zuerſt von 
Paulſen 1787 ausgeſprochen. Dieſes Verhältnis ſollte in einem 
Dezimalbruch ausgedrückt und mit dieſem der wirkliche Vorrat 
multipliziert werden, um den jeweiligen Hiebsſatz zu finden; 1799 gab 
er den Hiebsſatz zum erſten Mal in Prozenten des wirklichen 
Vorrats an. | 

Unabhängig von Paulſen!) entwickelte Hundeshagen zuerſt 
nur andeutungsweiſe 1821 in ſeiner „Enzyklopädie der Forſtwiſſen⸗ 
ſchaft“ und dann ausführlich in ſeiner „Forſtabſchätzung“ 1826 das 
bekannte Verfahren, unter Heranziehung der bereits von Paulſen und 
Huber, ſowie in der Kameraltaxe benutzten Begriffe „Normalvorrat, 
wirklicher Vorrat, normaler Zuwachs und wirklicher Zuwachs“. 

Hundeshagen hat ſich große Verdienſte um die Klarlegung der 
Begriffe von „Normalvorrat“ und „Normalertrag“ erworben. Er 
war auch der erſte, welcher ſein Verfahren (1826) als das „rationelle“ 
bezeichnete, wodurch ſich der Name „rationelle Methoden“ allmählich 
auf alle Normalvorratsmethoden übertrug. | 

Ahnliche Verfahren wurden veröffentlicht: vom bayeriſchen Forſt⸗ 
meiſter Martin 1836, dem ſigmaringiſchen Forſtrat Karl?) 1838 
und 1851, ſowie von Breymann?) 1855. 

Von den verſchiedenen Normalvorratsmethoden hat nur die von 
Karl Heyer in ſeiner „Waldertragsregelung“ 1841 entwickelte 
bleibende Bedeutung für die Praxis gewonnen. Dieſelbe hält nicht 
ſtarr an einer mathematiſchen Formel feſt, ſondern räumt dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Ermeſſen einen größeren Spielraum ein und verlangt auch 
den Entwurf eines Wirtſchaftsplanes. | 

Eine ganz neue Richtung erhielt die Lehre der Betriebsregu⸗ 
lierung durch die Aufſtellung des Prinzipes des höchſten Boden⸗ 
reinertrages als des zu erſtrebenden Wirtſchaftszieles. Für die 
Regelung des Betriebes ſoll hiernach lediglich die Hiebsreife des ein⸗ 


) Vergl. Hundes hagen, Forſtl. Berichte und Miscellen, 1. H. S. 160. 

2) Karl, Heinrich, geb. 1796 zu Sigmaringen, geſt. 1885 ebendaſelbſt, von 
1831-1865 Vorſtand der hohenzollernſchen Forſtverwaltung. 

) Breymann, Karl, geb. 1807 in Salzburg, geft. 1870 in Mariabrunn, 
wo er ſeit 1852 als Profeſſor der Forſtmathematik thätig war. 
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zelnen Beſtandes im Sinne des Weiſerprozentes ſein. Der Hiebsſatz 
ergiebt ſich in voller Unabhängigkeit von dem Grundſatze der Nach⸗ 
haltigkeit als die Summe der Maſſenerträge jener DER welche 
im finanziellen Sinne hiebsreif find. 

Oberforſtrat Judeich, Profeſſor Preßler und Oberforftmeifter 
Roch haben in den ſechsziger Jahren eine Methode der Forſteinrichtung 
ausgebildet, welche, auf Grundlage der Bodenreinertragslehre ſtehend, 
auch den unabweisbaren Forderungen der Praxis Rechnung tragen 
ſoll; die Vereinigung der verſchiedenen Wünſche erfolgt durch eine 
periodiſche Flächendispoſition unter Annahme des nach der finanziellen 
Umtriebszeit bemeſſenen Jahresſchlages. 

Von den Staatsforſtverwaltungen hat nur jene des Königreichs 
Sachſen der Bodenreinertragslehre einen beſtimmenden Einfluß auf 
die Forſteinrichtung eingeräumt. 


3. Kapitel. Forſtpolitik, Forſtverwaltung und DH: 
ſtrafweſen. 


§ 66. Forſtpolitik. 

Während die Forſtwirtſchaft bereits in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts einen energiſchen Aufſchwung nahm, begann auf 
dem Gebiete der Forſtpolitik erſt zu Anfang des 19. Jahrhunderts 
eine neue Ara. 

Unter dem Einfluß der freiheitlicheren Anſchauungen, welche ſich 
bald auf allen Gebieten geltend machten, verſchwanden vor allem 
zunächſt die Beſchränkungen der natürlichen Preisbildung und 
des Verkehrs mit Forſtprodukten; die letzten Feſſeln des internen 
Verkehrs fielen allerdings erſt mit der Errichtung des Zollvereins. 

Das Streben, durch die Erhaltung einer gewiſſen Wald— 
fläche die Befriedigung des Holzbedarfs zu ſichern und auf die 
Preisbildung zu wirken, hat praktiſch keine nennenswerte Bedeutung 
gewonnen. 

Die Aufſicht über die Gemeinde- und Privatwaldungen 
hat im 19. Jahrhundert einen gänzlich veränderten Charakter ange⸗ 

Schwappach, Grundriß. 2. Aufl. 10 
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nommen, wenn auch für die fernere Geſtaltung derſelben innerhalb 
der einzelnen Staaten natürlich der hiſtoriſche Entwicklungsgang maß⸗ 
gebend geblieben iſt. 

In Süd⸗ und Weſtdeutſchland hat die moderne Gemeindegeſetz⸗ 
gebung auch die früher übliche ſchärfere Beaufſichtigung der Gemeinde⸗ 
forſtwirtſchaft beibehalten, indem hier die Gemeindewaldungen entweder 
durch Staatsbeamte bewirtſchaftet werden, oder doch wenigſtens eine 
ſpezielle Aufſicht über ihre Bewirtſchaftung beſteht und die Betriebs⸗ 
leitung durch geeignete Beamte gefordert wird. In Norddeutſchland, 
namentlich in den öſtlichen Provinzen von Preußen, dauerte nicht nur 
die frühere Freiheit fort, ſondern es wurden auch zu Anfang unſeres 
Jahrhunderts die in einzelnen Provinzen noch vorhandenen Schranken 
(Städteforſtordnung) vollſtändig beſeitigt. 

Infolge der Wandlung, welche in neuerer Zeit die Anſchauung über 
das Verhältnis der Zwangsgemeinwirtſchaften zum ſtaatlichen Or⸗ 
ganismus ſowie über die Bedeutung der Waldungen erfahren hat, wird 
nunmehr auch da, wo der Gemeindeforſtwirtſchaft eine ſehr weitgehende 
wirtſchaftliche Freiheit eingeräumt worden war, ein höheres Maß 
der ſtaatlichen Einwirkung erſtrebt (preuß. Gef. v. 14. VIII. 1876 
betr. die Verwaltung der den Gemeinden und öffentlichen Anſtalten 
in den öſtlichen Provinzen gehörigen Waldungen). 

Noch vollkommener als bezüglich der den juridiſchen Perſonen 
gehörigen Waldungen iſt die Befreiung von der ſtaatlichen Bevor⸗ 
mundung bei den Privatwaldungen in den erſten Dezennien des 
19. Jahrhunderts geſetzlich oder doch faktiſch erfolgt. 

Die ſchlimmen Folgen der völligen Freigabe der Privatforſt⸗ 
wirtſchaft zeigten ſich jedoch bald in ſo erſchreckender Weiſe, daß man 
ſich ſcheute, die in einzelnen Staaten noch vorhandenen Feſſeln völlig 
abzuſtreifen und da, wo dieſes bereits geſchehen war, nach Abhilfe 
ſuchte. Letzteres geſchah auf doppelte Weiſe: 

Wenn auch davon abgeſehen werden mußte, an Stelle der eben 
niedergeriſſenen Schranken wieder neue in ähnlicher Weiſe zu errichten, 
ſo ſuchte man doch die Reſte der noch vorhandenen genoſſenſchaftlichen 
Beſitzformen zu erhalten und zeitgemäß umzugeſtalten. In dieſer 
Weiſe iſt man namentlich u. a. in Preußen vorgegangen (Haubergs⸗ 
ordnung f. d. Kreis Siegen v. 1834, Waldkulturgeſetz f. d. Kreis 
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Wittgenſtein 1854 und Geje über die gemeinſchaftlichen Holzungen 
v. 1881). Der Verſuch, die Bildung neuer Waldgenoſſenſchaften 
herbeizuführen, welcher in Preußen 1875 gemacht wurde, muß als 
erfolglos betrachtet werden. 


Auf eine ganz neue Baſis wurde die Staatsaufſicht über die 
Privatforſtwirtſchaft durch die Erkenntnis von den Schutzwirkungen 
des Waldes geſtellt. 


Den mächtigſten Impuls zu weiteren Arbeiten auf dieſem Ge⸗ 
biete gab Moreau de Jonnsés durch fein 1825 erſchienenes 
Memoire sur le deboisement des foréts. 

Nunmehr war wenigſtens theoretiſch die Grenze bezeichnet, bis 
zu welcher das Intereſſe der Allgemeinheit eine Einſchränkung der 
individuellen Freiheit zu fordern berechtigt iſt. | 

Die erſte praktiſche Anwendung des Schutzwaldbegriffes verſuchte 
das bayeriſche Forſtgeſetz von 1852; das preußiſche Schutzwaldgeſetz 
von 1875 und das württembergiſche Forſtpolizeigeſetz von 1879 gingen 
vom gleichen Standpunkte aus. 

Die Frage nach der Definition des Schutzwaldes und nach der 
beſten Löſung ſeiner Aufgabe im allgemeinen Intereſſe iſt indeſſen 
noch immer eine offene. 

An die Stelle der polizeilichen Bevormundung und Beſchränkung 
der Forſtwirtſchaft ſind im 19. Jahrhundert zahlreiche Maßregeln der 
Wirtſchaftspflege durch Förderung des Unterrichtes, Verbeſſerung 
der Verkehrsmittel, Regelung der Eiſenbahntarife und Zollſätze ꝛc. 
getreten, deren nähere Betrachtung nicht mehr in das Gebiet der 
Forſtgeſchichte gehört. 


§ 67. Forſtverwaltung. 


Die ſteigende Bedeutung, welche der Wald durch ſeine Erträge 
gewann, hatte auch zur Folge, daß ſeit der Mitte des 18. Jahr- 
hunderts der Bewirtſchaftung desſelben nach der adminiſtrativen Seite 
eine größere Aufmerkſamkeit zugewendet wurde. Aus dem Kreiſe 
der wirtſchaftenden Beamten erſchienen immer mehr energiſche und 
tüchtige Perſönlichkeiten, welche das einſeitige Jägertum überwanden 
und ſich der Pflege des Waldes widmeten; Langen, Zanthier, Beckmann, 

10* 
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Büchting!) u. a. m. bilden hierfür charakteriſtiſche Beiſpiele. In der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts erfolgte aber auch in den meiſten 
deutſchen Staaten eine eigentliche Organiſation des Forſtdienſtes und 
bei den Centralſtellen die Einrichtung von Abteilungen für die Leitung 
der Forſtverwaltung. Die oberen Stellen der Forjtverwaltung wurden 
allerdings in vielen Staaten noch lange Zeit entweder mit Kameraliſten 
oder mit Hofjagdbeamten beſetzt. 

In Preußen beſtand von 1770 bis 1798 ein eigenes Forſt⸗ 
miniſterium. 

Während der kriegeriſchen Periode von 1790 bis 1820 ſtockte 
die gute Entwicklung der Forſtverwaltung, welche in den letzten De⸗ 
zennien des 18. Jahrhunderts begonnen hatte; erſt nach Schluß der 
Befreiungskriege und mit Rückkehr beſſerer finanzieller Verhältniſſe 
zeigte ſich auch hier neues Leben. 

Die Nachwirkung der napoleoniſchen Kriege haben ſich auf dem 
Gebiete der Forſtverwaltung dadurch lange fühlbar gemacht, daß eine 
große Menge halbinvalider oder überzähliger Offiziere hier unter⸗ 
gebracht wurde, wodurch ſich die Beſetzung der Stellen mit forſt⸗ 
techniſch gebildeten Beamten erheblich verzögerte. 

Bei der Neuorganiſation der Staatsverwaltung wurden nunmehr 
allenthalben ſowohl bei den Central- wie bei den Provinzialbehörden 
beſondere Stellen für den Forſtverwaltungsdienſt geſchaffen und mit 
fachkundigen Perſonen beſetzt. 

Für die Einrichtung der Lokalverwaltung iſt während der eriten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts die Trennung in Wirtſchaftsleitung 
und Wirtſchaftsvollzug charakteriſtiſch. Das ſog. Revier⸗ 
förſterſyſtem wurde thatſächlich, wenn auch nicht immer dem Namen 
nach, allenthalben eingeführt. 

Erſt als die Bildungsſtufe des Forſtperſonals infolge der 
Verbeſſerung des forſtlichen Unterrichts eine höhere geworden war, 
erſchien eine Anderung der früheren, durch die Verhältniſſe gebotenen 
Einrichtung zuläſſig und notwendig. Während der letzten 50 Jahre 
iſt die Stellung der wirtſchaftenden Beamten allmählich immer 


) Büchting, Johann Jakob, geb. 1729 in Wernigerode, fürftl. anhaltiſcher 
Forſtkommiſſar und Bergwerksaſſeſſor, geſt. 1799 in Harzgerode. 
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günſtiger geworden, zugleich konnte die Zahl der Beamten vermindert 
und der Inſpektionsdienſt einfacher geſtaltet werden. 

Hand in Hand mit der Entwicklung der Verwaltungsorganiſation 
und dieſe ſelbſt ganz weſentlich mitbedingend, ging im 19. Jahr⸗ 
hundert eine vollſtändige Umwandlung des Forſtperſonals ſelbſt, 
welches anfangs noch aus den verſchiedenartigſten und teilweiſe 
höchſt fragwürdigen Perſönlichkeiten, wie Leibjägern und Bedienten, 
beſtand. 

Während der erſten Dezennien des 19. Jahrhunderts trugen 
auch noch die Beſoldungsverhältniſſe zur ſchlechten ſozialen Lage des 
Forſtperſonals bei. Dürftige Gehälter, ausgebreitetes Accidentien- 
weſen, hier und da ſogar Mangel des Anſpruches auf Penſion hielten 
einerſeits die beſſeren Elemente von dem Eintritt in die Carrière ab 
und veranlaßten andererſeits nur zu leicht nicht ſehr charakterfeſte 
Beamten zu Eingriffen in das ihrer Obhut anvertraute Gut. 

Erſt als etwa ſeit 1820 die Zulaſſung in die Verwaltungs- 
laufbahn zunächſt vom Beſtehen einer Prüfung und etwa ſeit 1850 
auch vom vorherigen Beſuch einer Forſtſchule abhängig gemacht 
worden war, und gleichzeitig eine angemeſſene Verbeſſerung der Be— 
ſoldungen eintrat, iſt die Beſchaffenheit des Perſonales beſſer geworden 
und konnte dasſelbe auch eine günſtigere ſoziale Stellung erlangen. 


§ 68. Forſtſtrafweſen. 

Auf dem Gebiet des Forſtſtrafrechtes iſt während der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts eine Periode der Kodifikation zu ver- 
zeichnen, indem an Stelle der veralteten Beſtimmungen der Forſt⸗ 
ordnungen nunmehr in den meiſten Staaten neuere Forſtſtrafgeſetze 
traten, in welchen gewöhnlich die Strafe in einem arithmetiſchen 
Verhältnis zum Wert des entwendeten Objektes ſtand. 

Dieſe Beſtimmungen ſind teilweiſe bis zur Mitte des 19. Jahr- 
hunderts in Kraft geblieben, ſoweit nicht, wie z. B. in Preußen, 
weitgehende territoriale Veränderungen zur Beſeitigung der Rechts- 
Ungleichheit ſchon früher den Erlaß neuer Forſtſtrafgeſetze als not⸗ 
wendig erſcheinen ließen. 

Auch das neue Reichsſtrafgeſetz hat wie die älteren Reichsgeſetze 
die Aburteilung der Forſtſtrafſachen den Landesſpezialgeſetzen über— 
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faffen, nur die allgemeinen Grundſätze des Reichsſtrafrechtes über 
Strafarten, Konkurrenz, Strafmündigkeit ꝛc. ſind allgemein verbindlich, 
wodurch mehrfache Anderungen der Forſtdiebſtahlsgeſetze notwendig 
wurden. 

Trotz der durchgreifenden Anderung, welche das Forſtſtrafrecht 
im 19. Jahrhundert erfahren hat, iſt die bis in die Zeit der Volks⸗ 
rechte zurückreichende Anſchauung, daß das Holz, ſolange es noch nicht 
vom Boden getrennt, keine fremde bewegliche Sache ſei, durch deren 
unbefugte Wegnahme ein Diebſtahl begangen werde, beſtehen geblieben. 
Die meiſten Forſtſtrafgeſetze bezeichnen daher die Entwendung der 
Forſtprodukte nur als: Frevel, erſt die neueſten wenden auch hierfür 
die Bezeichnung „Diebſtahl“ an. 

Die Strafen für Forſtdiebſtahl und forſtpolizeiwidrige Handlungen 
ſind auch jetzt meiſt Geldſtrafen, welche in einem beſtimmten 
Verhältnis zum Wert des entwendeten Objektes ſtehen, im Fall der 
Uneinbringlichkeit werden ſie in Haft oder Strafarbeit umgewandelt. 
Für gewiſſe ſchwerere Vergehen iſt Freiheitsſtrafe ſchon primär 
angedroht. 

Bis zum Jahre 1848 ſtand die Aburteilung der Forſtfrevel 
ebenſo wie jene der übrigen Polizeivergehen noch in verſchiedenen 
Staaten den Patrimonial- und Polizeigerichten, ſowie ſelbſt Admini⸗ 
ſtrativbehörden zu. Die Patrimonialgerichtsbarkeit hörte zu Anfang 
der 1850er Jahre allgemein auf, allein erſt infolge des neuen 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes iſt die Rechtſprechung in Forſtſtrafſachen 
ſeit 1879 überall an die ordentlichen Gerichte übergegangen. Mit 
Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe ſind für den Forſtſtrafprozeß 
auch in dieſem neuen Geſetz verſchiedene Vereinfachungen gegen das 
ſonſt übliche Verfahren zugelaſſen. 

Um die Mitte des 19. Jahrhunderts ſind die Strafanteile und 
Anzeigegebühren der Forſtſchutzbeamten in der Staats- und Gemeinde⸗ 
forſtverwaltung allgemein, ebenſo auch bei den meiſten Privatforſt⸗ 
verwaltungen, in Wegfall gekommen. 
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§ 69. Die holzgerechten Jäger und Kameraliſten. 


Die Entwicklung der Wirtſchaftslehre begann um die Mitte des 
18. Jahrhunderts, als die im Wald arbeitenden Forſtwirte das ein⸗ 
ſeitige Jägertum überwunden hatten, die Pflege des Waldes als ihre 
Hauptaufgabe betrachteten und ihre Erfahrungen auch weiteren 
Kreiſen zugänglich machten. Die empiriſchen Kenntniſſe der „hol z— 
gerechten Jäger“ bildeten die Grundlage, auf welcher ſich die 
Forſtwiſſenſchaft allmählich aufbaute. 

Zwei Altersgenoſſen, Heinrich Wilhelm Döbel und Johann 
Gottlieb Beckmann, eröffneten den Reigen der ſchriftſtellernden 
Förſter. 

Döbel's „Neueröffnete Jägerpraktika“ (1. Aufl. 1746) 
geben ein typiſches Bild von der doppelten Wirkſamkeit jener Männer 
als Forſtwirte und Jäger. Beide Thätigkeitsgebiete werden behandelt, 
allein die Jagd noch weit ausführlicher und beſſer als die Forft- 
wirtſchaft. Döbel war Autodidakt, beſaß aber ein offenes Auge 
für die wirtſchaftlichen Maßregeln und ſchildert die ihm nme, 
Verhältniſſe ganz gut. 

Weſentlich höher als Döbel ſteht Beckmann, welcher über das 
einſeitige Jägertum hinausgekommen war, deſſen Unwiſſenheit er oft 
beklagt. Er verlangte ſorgfältige Beachtung der Fingerzeige der 
Natur, trat mit großem Eifer für die künſtliche Verjüngung durch 
Nadelholzſaat ein und hat auch auf dem Gebiet der Forſteinrichtung 
Beachtenswertes geleiſtet. | 

Ein ſehr guter Beobachter war Melchior Chriſtian Känpler!), 
welcher ſich in ſeinen Schriften ebenfalls auf die Darſtellung der 
eigenen Wahrnehmungen beſchränkt und viele richtige wirtſchaftliche 
Anleitungen erteilt. 

Johann Jakob Büchting war der erſte Forſtmann, welcher 
eine Univerſität beſuchte. Seine Thätigkeit iſt hauptſächlich dem 


) Käpler, Melchior Chriſtian, geb. 1712 zu Ufhoven bei Langenſalza, 
geſt. 1793 als weimariſcher Oberförſter und Wildmeiſter zu Oſtheim a. d. Rhön. 
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Forſtvermeſſungsweſen gewidmet geweſen, er war jedoch auch auf 
dem forſtwertſchaftlichen Gebiet ſchriftſtelleriſch thätig. 

An dieſe Repräſentanten des holzgerechten Jägertums reihten 
ſich während der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts noch zahlreiche 
andere tüchtige Forſtleute an, welche zum Ausbau der Forſtwirtſchafts⸗ 
lehre ſowie zur Begründung der Forſtwiſſenſchaft reiches Material 
geliefert haben. Es mögen hier nur Namen wie: Oettelt, Zanthier, 
Berlepſch, Kropff, Kregting, genannt werden, deren Thätigkeit 
im einzelnen teils bereits erwähnt worden iſt, teils noch weiter zu 
würdigen iſt. 

Die holzgerechten Jäger waren als reine Empiriker ohne all⸗ 
gemeine Bildung meiſt der Anſicht, daß ihre Beobachtungen allent⸗ 
halben Geltung beſitzen müßten, wodurch lebhafte litterariſche Fehden 
entſtanden, welche ſie den damaligen Zeitverhältniſſen und ihrem 
Bildungsgrade entſprechend nicht im höflichſten Tone führten. 

Wenn auch die Techniker jener Periode ſich große Verdienſte 
durch Darſtellung ihrer Erfahrungen und Kenntniſſe erworben haben, 
ſo mangelte ihnen doch die geiſtige Schulung, welche erforderlich war, 
den vorhandenen Wiſſensſtoff vollſtändig zu überſehen und ſyſtematiſch 
zu ordnen. Die encyflopädiihe Zuſammenfaſſung und ſyſtematiſche 
Durcharbeitung dieſes Materials erfolgte von Seiten der Ka meraliſten, 
denen allerdings eigene praktiſche Kenntniſſe meiſt vollſtändig fehlten. 

Der hervorragendſte unter dieſen Kameraliſten war Wilhelm 
Gottfried von Moſer ). Derſelbe hat nicht nur in ſeinen „Grund⸗ 
ſätzen der Forſtökonomie“ (1757) das erſte forſtwiſſenſchaftli che 
Syſtem aufgeſtellt, ſondern auch den Forſtbetrieb, was früher noch 
nicht der Fall geweſen iſt, vom volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkt 
aus gewürdigt. 

Eine für die damaligen Verhältniſſe ſehr gute Darſtellung des 
Waldbaues findet ſich in der 1766 erſchienenen „Anleitung zum 


) von Moſer, Wilhelm Gottfried, geb. 1729 in Tübingen, heſſen⸗ 
darmſtädtiſcher Oberforſtmeiſter, geſt. 1793 in Ulm als fürſtlich Taxis'ſcher Kammer⸗ 
präſident und Kreisgeſandter. i 
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Forſtweſen“ des braunſchweigiſch⸗lüneburgiſchen Kammerrates Johann 
Andreas Kramer). 

An den oben erwähnten litterariſchen Streitigkeiten zwiſchen den 
Holzgerechten beteiligte ſich auch der braunſchweigiſch-lüneburgiſche 
Regierungsrat Heinrich Chriſtian von Brocke, welcher litterariſch 
eifrig thätig war und 1774 die Preisfrage des kgl. preußiſchen 
Generaldirektoriums: „Wie ohne Nachteil der Feſtigkeit des Holzes 
das Wachstum der Forſten beſchleunigt werden könne“ durch Empfehlung 
eines geordneten Durchforſtungsbetriebes löſte. 

Weniger wegen hervorragender wiſſenſchaftlicher Leiſtungen als 
wegen ſeiner vielſeitigen Thätigkeit iſt Johann Friedrich Stahl?) zu 
nennen. Derſelbe war faſt in allen Zweigen des württembergiſchen 
Kameraldienſtes thätig geweſen und wurde ſchließlich Forſtdirektor. 
Das württembergiſche Forſtweſen verdankt ihm verſchiedene vortreffliche 
Vorſchriften und nützliche Anordnungen. 

Unter den Univerſitätslehrern, welche ſeit 1770 forſtwiſſenſchaft⸗ 
liche Vorleſungen für Kameraliſten hielten und auch auf forſtlichem 
Gebiete ſchriftſtelleriſch thätig waren, iſt der bedeutendſte: Johann 
Jakob Trunk, von 1787 bis 1793 Oberforſtmeiſter für die k. k. 
öſterreichiſchen Vorlande. 

Wie Joh. Friedr. Stahl als Beamter, ſo ſtellt Johann Heinrich 
Jung?) als Dozent ein Muſter kameraliſtiſcher Vielſeitigkeit dar. 
Derſelbe las an der Kameralſchule zu Lautern (Kaiſerslautern) neben 
Landwirtſchaft, Technologie, Fabriks⸗ und Handelskunde ſowie Tier- 
arzneikunde auch eine Zeitlang Forſtwiſſenſchaft. 

Der größte Polyhiſtor jener Zeit war Johann Beckmann,“) 
welcher in ſeinen, 45 Bände umfaſſenden, Grundſätzen der deutſchen 


) Cramer, Johann Andreas geb. 1710 in Quedlinburg, geſt. 1777 
in Berggieshübel bei Dresden. 

2) Stahl, Johann Friedrich, mag. phil. geb. 1718 in Heimsheim, geſt. 
1790 als herzoglich württembergiſcher Domänenrat in Stuttgart. 

) Jung, Johann Heinrich, gen. Stilling, Dr. med. et phil., geb. 
1740 in Grund, Profeſſor an der Kameralſchule zu Lautern, ſowie ſpäter an den 
Univerſitäten Heidelberg und Marburg, geſt. 1817 in Karlsruhe. 

) Beckmann, Johann, geb. 1739 in Hoya, geſt. 1811 zu Göttingen als 
Profeſſor an der dortigen Univerſität. 
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Landwirtſchaft auch ein allerdings nur ſehr kurzes Syſtem der Forſt⸗ 
wirtſchaft gab. i 

Weniger bemerkenswert als die genannten ſind: Johann Friedrich 
Pfeiffer (Univerſität Mainz), Johann Daniel Succow (Jena) und 
Franz Damian Müllenkampf (Mainz). 


§ 70. Die forſtlichen Encyklopädiſten, ſowie die Litteratur 
über Waldbau, Forſtbenutzung und Forſteinrichtung. 


Während ſich die Schriften der Kameraliſten gegen das Ende 
des 18. Jahrhunderts wegen des Mangels an genügender Kenntnis 
der ſich nunmehr raſch entwickelnden Technik immer mehr verflachten, 
gewannen die litterariſchen Produkte der Praktiker mit der allmählich 
beſſeren Vorbildung nicht nur an Gehalt, ſondern auch in formeller 
Beziehung, ſodaß die rein kameraliſtiſche Schule in den Hintergrund 
gedrängt wurde und ſich an dem ferneren Ausbau der Forſtwiſſenſchaft, 
wenigſtens nach der techniſchen Seite, nicht weiter beteiligte. 

Die forſtlichen Autoren um die Wende des 18. und 19. Jahr⸗ 
hunderts behandelten ebenfalls, wie die Kameraliſten, meiſt das ganze 
Wiſſensgebiet encyklopädiſch. 

Als hierher gehörige Werke ſind beſonders zu nennen: Burgsdorf, 
Forſthandbuch 1788 und 1796, G. L. Hartig, Lehrbuch für Förſter 
1808, H. Cotta, Grundriß der Forſtwiſſenſchaft, Pfeil, vollſtändige 
Anleitung zur Behandlung, Benutzung und Schätzung der Forſten, 
1820 und 1821. 

In ſyſtematiſcher Beziehung ſteht die von Hundeshagen heraus⸗ 
gegebene Encyklopädie der Forſtwiſſenſchaft, 1821 und 1822, obenan. 

Bechſtein's!) Unternehmen, eine große, aus Monographien zu⸗ 
ſammengeſetzte Encyklopädie herauszugeben, war noch verfrüht ſowie 
auch zu breit angelegt und konnte deshalb nicht zu Ende geführt 
werden. 

Etwa mit dem Jahre 1830 ſchließt die Reihe der älteren Ency- 
klopädien; erſt in neuerer Zeit taucht das Bedürfnis nach einer der⸗ 
artigen Zuſammenfaſſung des bisher Geleiſteten wieder auf, welchem 


) Bechſtein, Johann Matthäus, Dr. phil., geb. 1757 in Walters⸗ 
hauſen, ſeit 1800 Direktor der Forſtakademie zu Dreißigacker, wo er 1822 ſtarb. 
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die Werke von Heß, Lorey, Fürſt und Dombrowski nach ver— 
ſchiedener Methode zu genügen ſtreben. 

Neben der eneyklopädiſchen Behandlung des ganzen Gebietes 
ſind ſchon zu Ende des 18. und zu Anfang des 19. Jahrhunderts 
Spezialarbeiten über einzelne Disziplinen erſchienen, von denen 
als die älteſten zu nennen ſind: Hennert, Anweiſung zur Taxation 
der Forſten, 1791, G. L. Hartig, Anweiſung zur Holzzucht für 
Förſter und deſſen: Anweiſung zur Taxation der Forſten, 1795, 
Cotta, ſyſtematiſche Anleitung zur Taxation der Waldungen, 1803 
und 1804, ſowie Cotta, Anweiſung zum Waldbau, 1817. 

Etwa ſeit 1820 hat ſich die Zahl dieſer Spezialſchriften raſch 
vermehrt, welche, dem praktiſchen Bedürfniſſe entſprechend, in erſter 
Linie: Waldbau, Forſteinrichtung und Forſtbenutzung behandelten. 

Unter den zahlreichen Schriften über den Waldbau dürften 
neben den bereits genannten von Hartig und Cotta noch folgende 
hervorzuheben ſein: Gwinner, !) der Waldbau in kurzen Umriſſen, 
1834, Stumpf, Anleitung zum Waldbau, 1850, C. Heyer, Waldbau, 
1854, Burckhardt, Säen und Pflanzen, 1855, felt deutſche 
Holzzucht, 1860. 

Die neueſte Reformperiode dieſer Disziplin begann mit Gayer's 
epochemachendem „Waldbau“, 1880, an welchen ſich in raſcher Folge 
die Schriften von Wagener, Ney an Borggreve engeintohen 
haben. 

Während der letzten 40 Jahre iſt auch eine Reihe trefflicher 
Monographien über die Bewirtſchaftung einzelner Holzarten oder die 
verſchiedenen Betriebsarten erſchienen, ſo u. a. Grebe, der Buchen⸗ 
hochwaldbetrieb, 1856, Gerwig, die Weißtanne im Schwarzwald, 
1868, Fürſt, die Pflanzenzucht im Wald, 1882. 

Auf dem Gebiete der Forſtbenutzung ſind im Gegenſatz zum 
Waldbau weniger ſyſtematiſche Bearbeitungen der ganzen Disziplin 

als vorwiegend Monographien über einzelne Abſchnitte derſelben 
anzuführen. 


) von Gwinner, Wilhelm Heinrich, Dr. phil., geb. 1801 in Sbisheim, 
Dozent an der Akademie Hohenheim, Forſtrat in Stuttgart und zuletzt fürſtl. Sig» 
maringiſcher Generalbevollmüchtigter in Biſtritz (Böhmen), geft. daſelbſt 1866. 
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Lehrbücher der Forſtbenutzung haben geſchrieben: Pfeil, 1831, 
König, 1851, und Gayer, 1863. 

Von der reichen Litteratur über einzelne Zweige der Forſtbenutzung 
mögen genannt werden: Jägerſchmid, Handbuch für Holztransport 
und Floßweſen, 1827/28, Th. Hartig, über das Verhältnis des 
Brennwertes verſchiedener Holz- und Torfſorten, 1855, Nördlinger, 
die techniſchen Eigenſchaften der Hölzer, 1860, Schuberg, der Wald⸗ 
wegebau und feine Vorarbeiten, 1873, Förſter, das forſtliche Trans⸗ 
portweſen, 1885. 

Eine ſehr gute Zuſammenſtellung der äußerſt reichhaltigen Litteratur 
über Waldſtreu hat Weber!) geliefert. 

Die Geſchichte der Litteratur über das Forſteinrichtungsweſen 
iſt eng verknüpft mit der Entwicklung dieſer Disziplin ſelbſt, indem 
die Begründer der verſchiedenen Methoden dieſelben meiſt in eigenen 
Schriften veröffentlichten, jo: Oettelt, praktiſcher Beweis, daß die 
Matheſis beim Forſtweſen unentbehrliche Dienſte thue, 1765, Maurer, 
Betrachtungen über einige ſich neuerlich in die Forſtwiſſenſchaft ein⸗ 
geſchlichene irrige Lehrſätze und Künſteleien, 1783, Schilcher,“ 
über die zweckmäßigſte Methode, den Ertrag der Waldungen zu be⸗ 
ſtimmen, 1796, Klipſtein, Verſuch einer Anweiſung zur Forſtbetriebs⸗ 
regulierung, Hundeshagen, die Forſtabſchätzung, 1826, C. Heyer, 
die Waldertragsregelung 1841, Judeich, die Forſteinrichtung, 1871 
u. n. m. a. i 

Den Charakter von Lehrbüchern tragen: Hoßfeld, die Forſt⸗ 
taxation nach ihrem ganzen Umfange, 1823 — 1825, Pfeil, die 
Forſttaxation, 1833, Albert,“) Lehrbuch der forſtlichen Betriebs⸗ 
regulierung, 1861, Grebe, die Betriebs- und Ertragsregulierung 
der Forſten, 1867. 


) Ganghofer, das forftlihe Verſuchsweſen, 2. Bd. 1. H. Augsburg 1882, 
Einleitung zu den Arbeitsplänen über Streuverſuche. 

2) Schilcher, Franz Sales, geb. 1766 in Pflugdorf, geſt. 1843 in München 
als Präſident des oberſten Rechnungshofes, er hat eine ſehr geiſtreiche, aber in der 
Praxis nicht zur Anwendung gekommene Methode der Ertragsregelung entwickelt. 

) Albert, Joſeph, Dr. oec. publ., geb. 1827 in Wieſentheid, geſt. 1890 
in München, von 1869 bis 1878 Profeſſor an der Centralforſtlehranſtalt Aſchaffenburg. 
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§ 71. Entwicklung der mathematiſchen Richtung 
der Forſtwiſſenſchaft. | 

Von den verſchiedenen Grund⸗ und Hilfswiſſenſchaften der Forſt⸗ 
wiſſenſchaft war die Mathematik am früheſten durchgebildet und 
einer Anwendung für die Zwecke der Forſtwiſſenſchaft fähig, welche 
auch das praltiſche Bedürfnis der ſich entwickelnden Forſttaxation 
ebenſo ſehr forderte als begünſtigte. 

Alle Methoden der Betriebsregulierung, welche ſich nicht nur 
auf die Maſſe, ſondern bald in höherem, bald in geringerem Maße 
auch auf die Flächenteilung ſtützten, hatten eine möglichſt ſorgfältige 
Forſtvermeſſung zur Vorausſetzung. Eine ſolche wurde deshalb 
nicht nur von den betr. Autoren verlangt, ſondern es hatte die Aus⸗ 
bildung des Forſteinrichtungsweſens auch den Erlaß von verſchiedenen 
Inſtruktionen über Forſtvermeſſung und Kartierung zur Folge (Wedell 
1766, Kropff 1783, Hennert 1787, Hartig 1819 u. a. m.). 

Einen erheblichen Fortſchritt bahnte Däzel dadurch an, daß er 
den Theodoliten und die polygonometriſche Methode in die Forſt⸗ 
vermeſſung einführte, deren Anwendung zuerſt im Großherzogtum 
Heſſen zu Anfang der 1820 er Jahre allgemein vorgeſchrieben wurde. 

In den übrigen Staaten blieben Meßtiſch und Buſſole für dieſe 
Zwecke noch lange ausſchließlich in Anwendung, ſeit etwa 20 Jahren 
ſind dieſelben, in Deutſchland wenigſtens, allmählich durch den Theodo— 
liten vollſtändig verdrängt worden. 

Von den verſchiedenen Werken, welche die Forſtvermeſſung 
ſyſtematiſch behandelten, ſind beſonders zu nennen: Ernſt Friedrich 
Hartig, praktiſche Anleitung zum Vermeſſen und Chartieren der 
Forſte, 1828; Kraft, die Anfangsgründe der Theodolitmeſſung 
und der ebenen Polygonometrie und Baur, Lehrbuch der niederen 
Geodäſie, 1858. 

Die erſte Anleitung, die Maſſe eines Stammes zu berechnen, 
rührt von Oettelt her, welcher zu dieſem Zweck die Formel des 
geradſeitigen Kegels empfahl; für entwipfelte Stämme war gegen 
Ende des 18. Jahrhunderts meiſt die Formel des geglichenen Durch⸗ 
weſers 4 (- ) i üblich. 

Die Berechnung als abgekürztes Paraboloid wurde zwar ſchon 
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1781 in Krünitz' „Okonomiſche Encyklopädie“ anempfohlen, iſt aber 
erſt durch die preußiſche Revierförſterinſtruktion von 1817 und den 
bayeriſchen Salinenforſtinſpektor Hu ber allgemeiner eingeführt worden. 


Die Kluppen kamen ſeit Anfang des 19. Jahrhunderts zur 


Stärkemeſſung in Anwendung, während für die Höhenmeſſung ſchon ſeit 
der Mitte des 18. Jahrhunderts verſchiedene Inſtrumente üblich waren. 

Um den Feſtgehalt des in Raummaßen aufgeſchichteten 
Holzes kennen zu lernen, ſtellte bereits Oettelt Unterſuchungen auf 
ſtereometriſchem und Hennert ſolche auf xylometriſchem Wege an, die 
zu letzterem Zweck erforderlichen Apparate wurden ſpäterhin namentlich 
von Reißig!) und Klauprecht) verbeſſert. 

Die erſte Idee Formzahlen zur Ermittlung des Feſtgehaltes 
ſtehender Bäume zu benutzen, rührt von Paulſen her, welcher für 
die Buche je nach der Kronenausbildung drei Reduktionszahlen 
0,75, 0,66 und 0,50 unterſchied. Die Formel zur Berechnung der 
Formzahlen entwickelte Hoßfeld 1812. Hundeshagen, König 
und Smalian?) haben die Lehre von den Formzahlen erheblich ge⸗ 
fördert, letzterer gab 1837 auch den Begriff der ächten Formzahlen, 
welche von Preßler weiter ausgebaut wurde. 

Die älteſten Maſſen tafeln hat Cotta 1804 veröffentlicht, 
König gab alsdann 1813 ſolche Tafeln für die wichtigſten Wald⸗ 
bäume nach fünf Wachstumsklaſſen heraus. Ein Werk von lang⸗ 
dauernder Bedeutung hat die bayriſche Forſtverwaltung durch die 
Herſtellung der bayriſchen Maſſentafeln geſchaffen, welche im 
Laufe der 1840er Jahre unter Leitung des Forſtrates Spitzel be⸗ 
arbeitet worden ſind. Dieſelben wurden vielfach in andere Maße 
umgerechnet (ins Metermaß von Behm 1872 und Ganghofer 1875) 
und haben ſich bis zur Gegenwart in der Praxis behauptet, ſoweit 
ſie nicht von den neueren, vom Verein der forſtlichen Verſuchsanſtalten 
ermittelten Maſſentafeln erſetzt wurden. 

) Reißig, Jakob, Dr. phil., geb. 1800 auf dem Krähenberg bei Beerfelden, 
Miniſterialſekretär im Finanzminiſterium, geſt. 1860 in Darmſtadt. 

) Klauprecht, Johann Ludwig Joſeph, Dr. phil., geb. 1798 in Mainz, 
1834 1867 Profeſſor und Forſtrat am Polytechnikum in Karlsruhe, deſſen Direktor 
er von 1848 — 1857 war, geſt. 1883 in Karlsruhe. 


) Smalian, Heinrich Ludwig, geb. 1785 zu Aeg, geſt. 1848 als 
Oberforſtmeiſter zu Stralſund. 
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Der erſte, welcher eine ſpezielle Aufnahme der vorhandenen 
Holzmaſſe durchführte, war J. G. Beckmann. Derſelbe um⸗ 
ſpannte ein möglichſt großes Stück Wald mit Bindfaden und ließ in 
jeden Baum einen Birkennagel einſchlagen, deſſen Farbe je nach der 
Stärkeklaſſe, welcher der Baum angehörte, verſchieden war. Aus der 
Differenz der zu Anfang und Ende der Meſſung t Anzahl 
Nägel wurde der Holzvorrat berechnet. 

Zweckmäßigere Verfahren der Morten welche eben⸗ 
falls auf Schätzung der einzelnen Bäume beruhten, lehrten Zanthier 
und Vierenklee. 

Die Methode der Beſtandesmaſſenermittlung nach dem mittleren 

Modellſtamm rührt von Hoßfeld (1812 bezw. 1823) und Huber 
(1824) her. Feinere Methoden für dieſen Zweck haben Draudt, 
U rich und R. Hartig entwickelt. 
Schon Oettelt gab eine Anleitung zur Aufſtellung von 
Ertragstafeln, aber erſt Paulſen hat ſolche 1787 und 1795 
veröffentlicht. Bei der hohen Bedeutung, welche die Ermittlung des 
Zuwachſes, namentlich für die Maſſenfachwerke beſitzt, wurde dieſem 
Gegenſtand ſeit Ende des 18. Jahrhunderts rege Aufmerkſamkeit 
geſchenkt und ſind in der Folgezeit zahlreiche Ertragstafeln erſchienen 
(Hennert 1791, Hartig 1795, Cotta 1817, Smalian 1837, 
Th. Hartig 1847, Schneider 1843 u. ſ. w.). Sämtliche leiden 
aber an dem Mißſtand, daß ihnen zu wenig und nicht genügend 
genaue Beobachtungen zu Grunde liegen. Erſt ſeitdem durch Gründung 
der forſtlichen Verſuchsanſtalten Gelegenheit zur ſorgfältigen Sammlung 
reichen Beobachtungsmateriales gegeben iſt, beſteht die Ausſicht der 
Löſung dieſes Problemes näher zu kommen. 

Da die ſtatiſtiſche Methode für die Ermittlung des Zuwachſes 
aus dem angegebenen Grunde keine befriedigende Reſultate lieferte, 
jo benutzte man namentlich in Norddeutſchland die direkte Unter- 
ſuchung des Zuwachſes der betr. Beſtände zur Ermittlung des 
Haubarkeitsertrages. Schon Seutter, ) G. L. Hartig und Cotta 


) von Seutter, Johann Georg, geb. 1769 in Altheim bei Ulm, geſt. 
1833 in Ludwigsburg, Forſtmeiſter der Reichsſtadt Ulm, ſpäter (1817) Direktor des 
württembergiſchen Forſtrats zu Stuttgart und ſeit 1824 Direktor der Finanzkammer. 
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gaben eine Anleitung zur Ermittlung des Zuwachſes für einen kurzen 
Zeitraum, indeſſen erfuhr die Zuwachslehre doch erſt durch König 
eine bedeutende Förderung. Preßler hat deſſen Ideen weiter aus⸗ 
gebaut und in gebrauchsgerechte Form gebracht ſowie auch ſelbſtſtändig 
der Zuwachslehre zahlreiche neue Geſichtspunkte eröffnet. In jüngſter 
Zeit iſt das Gebiet der Zuwachslehre und des Zuwachsprozentes 
u. a. namentlich von den forſtlichen Verſuchsanſtalten, ſowie von 
Borggreve und Weber bearbeitet worden. 

Als Lehrbücher der Holzmeßkunde ſind hervorzuheben: Smalian 
Beitrag zur Holzmeßkunſt, 1837, Klauprecht, Holzmeßlunſt, 1842, 
Baur, Holzmeßkunſt, 1860 und Kunze, Holzmeßkunſt, 1873. 

Die Entwicklung der Waldwertberechnung ging Hand in 
Hand mit jener der Betriebsregulierung. 

Als man den nachhaltigen Ertrag eines Waldes zu berechnen 
lernte, wurde der Wert durch Kapitaliſierung der Gelderträge ermittelt. 
Oettelt machte den Vorſchlag, die Größe der Waldfläche mit dem 
Ertrag der haubaren Flächeneinheit zu multiplizieren und das halbe 
Produkt als Waldwert zu betrachten. 

Für die Geſchichte der Betriebsregulierung iſt von beſonderer 
Bedeutung ein öſterreichiſches Hofkammerdekret von 1788 über 
die Grundſätze, nach welchen der Wert der zu veräußernden Kloſter⸗ 
waldungen ermittelt werden ſollte. 

Dasſelbe beſtimmte, daß für den betr. Wald zunächſt der 
mögliche Ertrag und der zu demſelben gehörige Normalvorrat (fundus 
instructus) zu erheben ſei. Der erſtere gab nach Abzug der Steuern 
und Regiekoſten, mit 5% kapitaliſiert, den normalen Waldwert, 
welcher um die Differenz zwiſchen dem fundus instructus und dem 
wirklichen Vorrat erhöht oder erniedrigt werden mußte. 

Dieſes Hofkammerdekret enthält die Grundlägen der ſpäter als 
öſterreichiſche Kameraltaxe bekannt gewordenen Forſteinrichtungs⸗ 
methode. 5 

Die Feldjäger Bein und Eyber wieſen ſchon 1799 darauf 
hin, daß man den gegenwärtigen Ertrag eines Waldes dann nicht 
als die zu kapitaliſierende Rente anſehen könne, wenn die Einnahmen 
aus demſelben ungleich eingingen und ſein Etat ſteigend ſei. 
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Nördlinger!) und Hoßfeld erwiderten auf dieſen Artikel 
im III. Band der „Diana“ (1805) und entwickelten dabei die 
Methode des Erwartungswertes, wodurch der Grund zur heutigen 
Waldwertberechnung gelegt wurde. 

Cotta und Hartig beſchäftigten ſich ebenfalls mit den Pro⸗ 
blemen der Waldwertberechnung. Erſterer kapitaliſierte den Netto⸗ 
ertrag mit 3 %, Hartig berechnete nach ſeiner Anleitung zur Wald⸗ 
wertberechnung von 1812 Bodenwert und Beſtandeswert geſondert, 
erſteren ſetzte er gleich dem kapitaliſierten Nettojahresertrag, letzteren 
berechnete er durch Addition der einzelnen Erträge, welche mit ein⸗ 
fachen Zinſen diskontiert wurden. 

König gab bereits 1813 die erſte mit Unterſtellung des aus⸗ 
ſetzenden Betriebes geführte und in allen ihren Teilen richtige Be⸗ 
rechnung des Erwartungswertes eines nackten Waldbodens und 
Wiedemann lehrte 1828 die Berechnung des Beſtandeserwartungs— 
wertes, doch fehlt in ſeiner Formel die Bezeichnung der Ausgaben. 

Die heute übliche Formel des Bodenerwartungswertes wurde 
von Fauſtmann ?) 1849 und jene des Beſtandeserwartungswertes 
von Oetzel 1854 angegeben. 

Preßler, Breymann, G. Heyer?) und Boſe haben an 
der Weiterbildung der Methode der Waldwertberechnung eifrig ge— 
arbeitet, während Burckhardt mehr die praktiſche Seite dieſes Ge— 
bietes behandelte. 

Große Meinungsverſchiedenheit beſtand lange Zeit über die bei 
der Waldwertberechnung anzuwendende Art der Zinſesberechnung. 
Schon ein Artikel in Stahls Forſtmagazin von 1764 rechnete mit 
Zinſeszinſen, das gleiche thaten Nördlinger und Hoßfeld ſowie 


) von Nördlinger, Julius Simon, geb. 1771 in Pfullingen, geſt. 1860 
in Stuttgart, ſeit 1840 Chef des württembergiſchen Forſtweſens, von 1849 ab Vor⸗ 
ſitzender der Forſtdirektion. a 

) Fauſtmann, Martin, geb. 1822 in Gießen, geſt. 1876 als Oberförſter 
in Babenhauſen. 

Heyer, Guſtav, Dr. phil., geb. 1826 in Gießen, geſt. 1883 in der 
Amper bei Fürſtenfeldbruck, 1853 außerordentlicher, 1857 ordentlicher Profeſſor der 
Forſtwiſſenſchaft an der Univerſität Gießen, 1868 Direktor der Forſtakademie Münden, 
8178 Profeſſor der Forſtwiſſenſchaft an der Univerſität München. 

Schwappach, Grundriß. 2. Aufl. 11 
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anfangs (1804) auch Cotta, doch wandte dieſer ſpäter (1818) 
arithmetiſch⸗mittlere Zinſen an. Bein und Ey ber wollten dagegen 
nur beſchränkte Zinſeszinſen, Hartig rechnete ausſchließlich mit ein⸗ 
fachen Zinſen, nahm aber einen ziemlich hohen Zinsfuß an und ließ 
denſelben periodiſch nicht unbeträchtlich ſteigen. 

Dem Beiſpiele von Hartig und Cotta folgten noch verſchiedene 
andere Autoren. So empfahl Schramm (unter dem Pſeudonym: 
Moosheim) 1829 die Rechnung mit geometriſch mittleren Zinſen, 
welche auch von Gehren!) 1835 und Hierl 1852 adoptierten. 
Durch Burckhardt wurde die Rechnung mit beſchränkten Zinſes⸗ 
zinſen nochmals in die Litteratur eingeführt. 

Hundeshagen, König, Pfeil, Preßler und alle übrigen 
neueren forſtlichen Autoren erklärten ſich ausſchließlich für die An⸗ 
wendung von Zinſeszinſen. 

Schon ſehr frühzeitig iſt die erſte forſtſtatiſche Unterſuchung er⸗ 
ſchienen, indem der, wahrſcheinlich von Zanthier verfaßte, „kurze 
ſyſtematiſche Grundriß der Forſtwiſſenſchaft“ 1764 in ſtreng wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Art eine Vergleichung der Rentabilität verſchiedener Be⸗ 
triebsarten anſtellt. 

Jeitter? unterſchied 1789 eine phyſiſche und ökonomiſche 
Haubarkeit, und Seutter bezeichnete 1799 den Moment der Kulmi⸗ 
nation des Durchſchnittszuwachſes als das richtige Abtriebsalter. 

Pfeil erklärte bereits 1820 die entſprechende Verzinſung des 
Bodenkapitales als die Aufgabe der Forſtwirtſchaft, einige Jahre 
ſpäter (1823 und 1824) lehrte er dann weiter noch, daß die vorteil⸗ 
hafteſte Umtriebszeit jene ſei, für welche ſich der größte Bodenwert berechne. 

Während nach ſeiner urſprünglichen Anſicht die gleichen Grund⸗ 
ſätze für die Staatsforſtwirtſchaft wie für die Privatforſtwirtſchaft 
angewendet werden ſollten, verwarf er ſpäterhin für die Staatsforſten 
die Geldwirtſchaft. 

Als Begründer der Lehre von der forſtlichen Statik iſt 


) von Gehren, Edmund Franz, geb. 1798 in Kopenhagen, geſt. 1880 
in Kaſſel, wo er ſeit 1860 als kurheſſiſcher und ſpäter als preußiſcher Oberforſt⸗ 
meiſter thätig war. 

2) Jeitter, Johann Melchior, geb. 1757 in Kleinheppach, 1818— 1825 
Profeſſor in Hohenheim, geſt. 1842 in Beutels bach. 
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Hundeshagen anzuführen, von dem auch die Definition derſelben 
als „Meßkunſt der forſtlichen Kräfte und Erfolge“ herrührt. 

König hat an dem Ausbau der Methoden der forſtlichen 
Rentabilitätsberechnung eifrig fortgearbeitet, allein in weitere 
Kreiſe drang dieſe Lehre erſt durch das energiſche Auftreten von 
Preßler. Das Erſcheinen ſeines „rationellen Waldwertes“ 1858 
veranlaßte einen äußerſt lebhaften, langjährigen Kampf, in welchem 
Preßler lange Zeit faſt iſoliert ſtand. 

Durch die Arbeiten von Judeich, G. Heyer, Lehr u. a. iſt 
dieſe Frage erheblich geklärt und auf den richtigen Weg zurückgeführt 
worden, während die Diskuſſion derſelben vom forſtlichen und all⸗ 
gemein wirtſchaftlichen Standpunkt aus durch Burckhardt, Baur, 
Boje, Danckelmann, Fiſchbach ꝛc. äußerſt fruchtbringend für 
die Weiterentwicklung der forſtlichen Technik geworden iſt. | 

Um die Materialien für eine richtige Rentabilitätsberechnung 
zu ſchaffen, hat ſchon C. Heyer 1845 in ſeinem „Aufruf zur 
Gründung eines forſtſtatiſchen Vereines“ die Anſtellung 
exakter Verſuche gefordert. 

Wenn auch ſein Streben infolge verſchiedener Umſtände zunächſt 
nur geringen Erfolg hatte, ſo war hiermit doch der Anſtoß zur Gründung 
der forſtlichen Verſuchsanſtalten gegeben, welche zu Anfang 
der 1870er Jahre in faſt allen deutſchen Staaten erfolgte. Seit 
1872 ſind die forſtlichen Verſuchsanſtalten in einem beſonderen Verein 
zu gemeinſamer Arbeit verbunden. 


§ 72. Entwicklung der naturwiſſenſchaftlichen und 
ſtaatswirtſchaftlichen Richtung. 

Ungleich langſamer als die Forſtmathematik hat ſich die natur⸗ 
wiſſenſchaftliche Richtung der Forſtwiſſenſchaft entwickelt. 

Auf dem Gebiet der Forſtbotanik iſt ein franzöſiſcher Ge⸗ 
lehrter, Duhamel du Monceau!) bahnbrechend vorangegangen, 
welcher beſonders in der Pflanzenanatomie hervorragendes geleiſtet 
hat. Duhamel ſtellte zahlreiche wertvolle Beobachtungen auf dem 
Gebiet der Forſtbotanik und des Waldbaues an, wobei er ſtets die 
Anwendung der wiſſenſchaftlichen Lehren für die Praxis im Auge hatte. 


) Duhamel du Monceau, Henry Louis, geb. 1700 in Paris, geſt. 
daſelbſt 1782 als Marineinſpektor und Mitglied der Akademie der Wiſſenſchaften. 
11* 
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Die meiſten ſeiner Schriften, namentlich auch ſein berühmtes Werk 
„Physique des arbres“, erſchienen 1758, wurden vom Amtmann des 
Nürnberger Sebaldiwaldes, Oelhafen von Schöllenbach, überſetzt 
und ſo den deutſchen Forſtleuten zugänglich gemacht, welche lange Zeit 
aus ihnen den beſten Teil ihres forſtbotaniſchen Wiſſens ſchöpften. 

Der bedeutendſte unter den Forſtbotanikern des 19. Jahrhunderts. 
war Gleditſch, ) welcher in ſeiner „Syſtematiſchen Einleitung in 
die neuere, aus ihren eigentümlichen phyſikaliſchen und ökonomiſchen 
Gründen hergeleiteten Forſtwiſſenſchaft“ namentlich den beſchreibenden 
Teil der Forſtbotanik recht gut bearbeitete. | 

Vortreffliche Monographien über Eiche und Buche nach ihrem 
botaniſchen und forſtlichen Verhalten hat Burgs dorf geliefert. In 
ähnlicher Weiſe ſollten auch die übrigen Holzarten behandelt werden, 
infolge ſeines veränderten Wirkungskreiſes vermochte er jedoch dieſes 
groß angelegte Unternehmen nicht zu Ende zu führen. 

Zu Anfang des 19. Jahrhunderts ſind faſt gleichzeitig zwei für 
jene Zeit ganz hervorragende Arbeiten auf dem Gebiete der Pflanzen⸗ 
phyſiologie erſchienen, nämlich: „Naturbeobachtungen über die Bewegung 
und Funktion des Saftes in den Gewächſen mit vorzüglicher Hinſicht 
auf die Holzpflanzen“ von H. Cotta 1806, und „Syſtem einer auf 
Theorie und Erfahrung geſtützten Lehre über die Einwirkung der 
Naturkräfte auf die Erziehung und Ernährung der Forſtgewächſe“ 
von Johann Friedrich Chriſtian Meyer?) 1808. 

Während der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurde von 
forſtlicher Seite faſt ausſchließlich nur die ſpezielle Forſtbotanik und 
das forſtliche Verhalten der Wäldbäume bearbeitet, ſo von: 
Walther,) Borkhauſen,“) Bechſtein, Reum, ) Behlen, “) 
Döbner‘) u. a. m., am weiteren Ausbau der Anatomie und Phyſio⸗ 
logie hat ſich von den Forſtbotanikern nur Theodor Hartig und in 
neueſter Zeit Robert Hartig ebenſo eifrig als erfolgreich beteiligt. 


) Gleditſch, Johann Gottlieb, Dr. med., geb. 1714 in Leipzig, geft. 
1786 in Berlin als Profeſſor der Botanik am Collegium medico-chirurgicum. 
2) Meyer, Johann Chriſtian Friedrich, Dr. phil., geb. 1777 in 
Eiſenach, 1818 —1841 Regierungs- und Kreisforſtrat in Ansbach, wo er 1854 ſtarb. 
) Walther, Friedrich Ludwig, Dr. phil., geb. 1759 zu Schwenningen 
(bei Ansbach), geſt. 1824 als Profeſſor der Kameralwiſſenſchaft zu Gießen. 
(Fortſetzung der Noten auf Seite 165). 
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Die Pathologie der Holzgewächſe iſt zuerſt von Willkomm 
und dann von Robert Hartig bearbeitet worden. 

Noch langſamer als die Forſtbotanik hat ſich die Forſtzoologie 
entwickelt. 

Die Biologie der jagdbaren Tiere wurde zwar häufig be⸗ 
handelt, allein meiſt unter Wiederholung alter Fabeln. 

Noch tiefer ſtand die Kenntnis der forſtſchädlichen Inſekten, 
bis die ausgedehnten Kalamitäten, welche zu Ende des 18. Jahr- 
hunderts namentlich am Harz durch dieſelben verurſacht wurden, die 
Veranlaſſung boten, ſich auch mit dieſem Gegenſtand näher zu beſchäftigen. 

Die erſte ordentliche Beſchreibung des Bostrychus typographus 
oder, wie man damals ſagte, des „kleinen ſchwarzen Wurmes“ liefert 
Cramer in ſeiner „Anleitung zum Forſtweſen“. Bleibenden Wert 
beſitzt die Abhandlung Gmelins, Profeſſors der Arzneiwiſſenſchaft in 
Göttingen, „Über die Wurmtrocknis“ 1787, welche nicht nur eine 
ſehr gute Biologie des Fichtenborkenkäfers, ſondern auch zahlreiche 
Aktenſtücke über die Inſektenbeſchädigungen am Harz bringt. 

Gleditſch und Burgs dorf lieferten in ihren Handbüchern 
nur eine dürftige und ziemlich fehlerhafte Beſprechung der Forſtinſekten. 
Höher ſtehen die Arbeiten von Borkhauſen (Naturgeſchichte der 
europäiſchen Schmetterlinge 1780—1794) und Bechſtein (Forſt⸗ 
inſektologie 1818 und Jagdzoologie 1820). | 

Im 19. Jahrhundert find vor allem das epochemachende Werk 
von Ratzeburg) „die Waldverderber und ihre Feinde“ 1841 


) Borkhauſen, Moritz Balthaſar, geb. 1760 zu Gießen, zuletzt Kammer⸗ 
rat zu Darmſtadt, wo er 1806 ſtarb. 

5) Reum, Johann Adam, Dr. phil., geb. 1780 in Altenbreitungen, 
Profeſſor der Mathematik und Forſtbotanik an der Akademie Tharand, geſt. 1839 
dortſelbſt. 

) Behlen, Stephan, geb. 1784 in Fritzlar, 1821-1832 Profeſſor der 
Naturgeſchichte an der Forſtſchule Aſchaffenburg, 1833 — 1835 Rektor der dortigen 
Gewerbeſchule, geſt. 1847 in Aſchaffenburg. 

) Döbner, Edmund Philipp, Dr. phil., geb. 1810 zu Augsburg, 
von 1844-1876 Profeſſor der Naturwiſſenſchaſten an der Zentralforſtlehranſtalt 
Aſchaffenburg, geſt. daſelbſt 1890. 

) Ratzeburg, Julius Theodor Chriſtian, Dr. med., geb. 1801 zu 
Berlin, geſt. 1871 daſelbſt, von 1831 — 1869 Profeſſor und Lehrer ſämtlicher Natur⸗ 
wiſſenſchaften an der Forſtakademie Eberswalde. 
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ſowie die Arbeiten von Th. Hartig, Altum und Eichhoff zu 
nennen. 

Handbücher der Forſtzoologie wurden herausgegeben von: 
Döbner, Opel und Altum. 

Unter den Arbeiten auf dem Gebiet der forſtlichen gonlapie 
find noch ferner anzuführen, wenn auch nur teilweiſe hierher gehörig, 
die Werke über Jagdkunde (ſiehe unten S. 176) ſowie über Forſt⸗ 
ſchutz. Letzterer iſt bearbeitet worden von Laurop, “) Bechſtein, 
Pfeil, Kauſchinger, Heß und Nördlinger. 

Höchſt dürftig und ungenügend war die Darſtellung, welche 
Bodenkunde und Standortslehre in den Enchklopädien von 
Burgs dorf, Walther, Späth, Egerer und Hartig gefunden 
haben. Auch die Lehrbücher über Bodenkunde von Krutzſch?) 1827, 
Behlen 1826 und Hundeshagen 1830 ſind vom modernen 
Standpunkt aus nicht weiter zu beachten. Erſt die Arbeiten von 
Senft (Lehrbuch der Gebirgs- und Bodenkunde, 1847), Grebes) 
(Gebirgskunde, Bodenkunde und Klimalehre, 1856) und G. Heyer 
(Lehrbuch der forſtlichen Klimatologie und Bodenkunde, 1856) ent⸗ 
halten eine dem jeweiligen Stande der Wiſſenſchaft entſprechende 
Darſtellung, faſſen aber doch als Lehrbücher in der Hauptſache nur 
das bereits Bekannte zuſammen. 

Eigentliche Forſchungen auf dieſem Gebiet ſind erſt während 
der letzten 30 Jahre durch Ebermayer, Schröder, Weber, 
Ramann u. a. vorgenommen worden. 

Noch langſamer entwickelte ſich die Lehre von der klimatiſchen 
Bedeutung des Waldes, für welche durch die Begründung der 
forſtlich meteorologiſchen Stationen im Laufe der 1860er Jahre die 
Beſchaffung des nötigen Grundlagenmateriales ermöglicht worden iſt. 
Neben den älteren Werken von Klauprecht (die Lehre vom Klima, 


) Laurop, Chriſtian Peter, geb. 1772 in Schleswig, geſt. 1858 in 
Karlsruhe, 1807-1842 Oberforſtrat und Mitglied der forſtlichen Zentralſtelle in 
Baden, von 1832 — 1847 Lehrer der Forſtwiſſenſchaft am Polytechnikum in Karlsruhe. 

2) Krutzſch, Karl Leberecht, geb. 1772 in Wünſchendorf (Erzgebirge), 
geſt. 1852 in Tharand, wo er von 1814—1849 als Lehrer für Naturwiſſenſchaften 
thätig war. 

) Grebe, Karl Friedrich Auguſt, Dr. phil., geb. 1816 zu Großenritte, 
geſt. 1890 zu Eiſenach, ſeit 1850 Direktor der dortigen Forſtlehranſtalt und Chef 
des weimariſchen Forſteinrichtungsweſens. 
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1840) Grebe und G. Heyer iſt auf dieſem Gebiet vor allem Eber⸗ 
mayer „Die phyſikaliſchen Einwirkungen des Waldes auf Luft und 
Boden“, 1873, zu nennen. 

Die geringſten Fortſchritte hat die nationalökonomiſche 
Seite der Forſtwiſſenſchaft gemacht. 

Hier hielten die Kameraliſten, wie Schmalz, Soden, Murhard, 
Lotz, Hazzi ꝛc., noch die Verbindung mit der Forſtwiſſenſchaft auf⸗ 
recht, während die techniſche Seite derſelben ſchon längſt ausſchließlich 
von Forſtleuten bearbeitet wurde. Infolge ihres Bildungsganges 
huldigten erſtere faſt ausnahmslos der Freihandelstheorie und for⸗ 
derten demgemäß Veräußerung der Staatswaldungen ſowie völlige 
Freigabe der Gemeinde⸗ und Privatforſtwirtſchaft; nur einige, wie z. B. 
Sartorius, nahmen eine vermittelnde Stellung ein. 

Die hierher gehörigen forſtlichen Schriftſteller: G. L. Hartig, 
Seutter, Meyer, Laurop, Späth, Wedekind vertraten den 
älteren Standpunkt faſt abſoluter polizeilicher Bevormundung, nur 
Pfeil ſtand anfangs auf dem freihändleriſchen Standpunkt, änderte 
aber ſpäterhin ſeine Anſichten ſehr bedeutend. 

Nach dem Ausſterben der älteren, noch kameraliſtiſch gebildeten 
Generation iſt infolge der lange Zeit höchſt ungenügenden volkswirt— 
ſchaftlichen Vorbildung der Forſtleute auf dem Gebiete der Forſtpolitik 
ziemlicher Stillſtand eingetreten, und auch die moderne Richtung der 
Nationalökonomie mit ihrer gerade für die Forſtpolitik ſo wichtigen 
Auffaſſung von der Stellung und den Aufgaben des Staates hat in 
der forſtlichen Litteratur noch viel zu wenig Beachtung gefunden. 

Die Lehre von der Forſtpolitik wurde bis in die neueſte Zeit 
herein gewöhnlich als „Staatsforſtwirtſchaftslehre“ bezeichnet und früher 
häufig mit der Lehre von der Organiſation der Forſtverwaltung als 
„Forſtdirektionslehre“ zuſammengefaßt. 

Von den Schriftſtellern, welche dieſes Gebiet ſyſtematiſch be— 
arbeitet haben, ſind hervorzuheben: Seutter, G. L. Hartig, Meyer, 
Laurop, Pfeil, Berg und Albert. 


$ 73. Das forftliche Unterrichtsweſen. 
Bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts erfolgte die Ausbildung 
der Forſtbeamten durch eine, im weſentlichen nach Art der Zünfte, 
eingerichtete zwei⸗ bis dreijährige Lehrzeit bei einem ſog. Lehrprinzen. 
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Während derſelben war das Hauptgewicht auf Erlernung der 
Jagd gerichtet, die forſtlichen Kenntniſſe ſollte ſich der Lehrling nebenbei 
hauptſächlich durch eigene Anſchauung, ſowie durch Fragen bei Köhlern 
und Holzhauern erwerben. Nach überſtandener Lehrzeit wurde der Lehr⸗ 
ling in feierlicher Weiſe losgeſprochen oder „wehrhaft“ gemacht, ging 
dann, wie der Handwerksgeſelle, einige Zeit auf die Wanderſchaft und 
ſuchte ſchließlich irgendwo unterzukommen. 

Wenn auch ſchon zu Anfang des 18. Jahrhunderts die ſich aus 
dieſem Bildungsgang ergebenden Schattenſeiten ſo ſtark hervortraten, 
daß in verſchiedenen Verordnungen eine Abänderung desſelben ange⸗ 
ſtrebt wurde, ſo begann eine Beſſerung doch erſt in der Zeit, als ſich 
das Forſtweſen von der Unterordnung unter die Jagd losgerungen hatte. 

Seitdem von den Aſpiranten auch ein größeres Maß von forſt⸗ 
lichem Wiſſen gefordert wurde, mußte bei Auswahl der Lehrherren darauf 
geſehen werden, daß dieſe die Gelegenheit dazu boten, ſich ſolches anzueignen. 

Da aber Perſönlichkeiten, welche die Fähigkeit und Neigung be⸗ 
ſaßen, junge Leute forſtlich auszubilden, in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts noch ziemlich ſelten waren, ſo ſammelte ſich bei 
ſolchen bald eine größere Anzahl von Eleven, wodurch die Notwendig keit 
gegeben war, den Unterricht einigermaßen ſyſtematiſch einzurichten. 
Auf dieſe Weiſe entwickelte ſich der älteſte Unterricht in den ſog. 
Meiſterſchulen, welche äußerlich noch ganz die Form der alten 
Lehre beibehielten. 

Die erſte Meiſterſchule wurde von Zanthier um 1763 in 
Wernigerode am Harz begründet und ſpäter nach Ilſenburg verlegt; 
mit Zanthiers Tod ging dieſelbe, wie faſt alle derartige Schulen, 
welche lediglich der Perſon des Lehrherrn ihr Entſtehen verdankten, 
wieder ein. 

Ahnliche Meiſterſchulen entſtanden während der letzten Zeit des 
18. Jahrhunderts in größerer Anzahl, es wurden ſolche ins Leben 
gerufen u. a.: von Haſe in Lauterberg 1780, Heinrich Cotta in 
Zillbach 1785, Uslar in Herzberg 1790, G. L. Hartig in 
Hungen 1791, Drais in Gernsbach 1795, Klipſtein zu 
Hohenſolms, ſpäter zu Lich, 1800. In Oſtreich wurden eben⸗ 
falls einige kleine Privatinſtitute errichtet, ſo zu Krumau und Eisgrub. 

Auch von Seite der Staaten wurde gegen Ende des 18. Jahr⸗ 
hunderts mehrfach Gelegenheit zur forſtlichen Ausbildung geboten. 
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In Preußen erhielt Gleditſch 1770 den Auftrag, für die 
Feldjäger und andere junge Leute in Berlin Vorleſungen zu halten. 
Nach ſeinem Tode trat Burgsdorf an die Spitze der Schule, welche 
indeſſen bald nach 1802 erloſch. 

In Bayern wurde 1790 eine Forſtſchule in München eröffnet, 
dieſelbe wurde 1803 nach Weihenſtephan verlegt, hörte aber 1806 
ebenfalls auf. 

In Württemberg hatte Herzog Karl angeordnet, daß ſeit 1772 
an der militäriſchen Pflegſchule zu Solitude auch forſtlicher Unter⸗ 
richt erteilt wurde, außerdem war 1783 zu Hohenheim eine Förfter- 
ſchule eingerichtet worden, allein beide Anſtalten wurden nach dem 
Tode des Herzogs Karl 1793 wieder aufgelöſt. 

Alle dieſe Inſtitute hatten nur geringen Erfolg, weil ihr Beſuch 
nicht obligatoriſch und auch meiſt dem Bildungsgrade der Schüler 
nicht angemeſſen war. Letzterem ſowohl als auch dem praktiſchen 
Bedürfniſſe entſprachen damals die Meiſterſchulen weit beſſer. 

Auf verſchiedenen Univerſitäten wurde in der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts zwar ebenfalls Forſtwiſſenſchaft vorgetragen, 
allein die betr. Vorleſungen waren nur für Kameraliſten, nicht für 
Forſtleute beſtimmt. 

Die nächſte Stufe des forſtlichen Unterrichts iſt durch die forft- 
liche Mittelſchule charakteriſiert. Dieſe entwickelte ſich in einzelnen 
Fällen durch Vermehrung der Lehrkräfte aus den Meiſterſchulen, ſo 
wandelte ſich die Meiſterſchule G. L. Hartig's zu Dillenburg 1796 
in eine forſtliche Mittelſchule um; ſeit 1795 ſtieg Zillbach durch landes⸗ 
herrliche Unterſtützung zu einer ſolchen empor, bei der Meiſterſchule 
Königs zu Ruhla geſchah das gleiche ſeit 1813. 

Seit Anfang des 19. Jahrhunderts wurden aber auch zahlreiche 
forſtliche Mittelſchulen als ſolche gegründet. 

Bechſtein rief 1801 in Dreißigacker und G. L. Hartig 1807 
ſein Forſtlehrinſtitut in Stuttgart als Privatunternehmen ins Leben. 
In Baden errichtete Laurop eine Privatforſtlehranſtalt zu Karlsruhe. 

Wie gering anfangs das Anſehen dieſer Forſtſchulen in den Augen 
der Praktiker war, geht daraus hervor, daß noch 1805 ausdrücklich 
bemerkt werden mußte, das Abſolutorium von Dreißigacker ſei einem 
Lehrbriefe über alſolvierte Forſt⸗ und Jagdlehre gleichzuachten! 

Um 1820 gewann in dem Chaos, in welchem Lehre, Meiſter⸗ 
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ſchule, Privatforſtinſtitut, iſolierte Staatsſchule und Univerſitätsunterricht 
nebeneinander beſtanden hatten, die iſolierte Fachſchule die Oberhand. 

Die Zeit von 1820 bis 1850 iſt charakteriſiert als die Periode 
der forſtlichen Mittelſchule, welche weſentlich für den Standpunkt 
des ſog. Revierförſters beſtimmt war. 

Dieſe Inſtitute waren nunmehr ſämtlich Staatsanſtalten, indem 
die noch vorhandenen Privatinſtitute verſchwanden oder von den Staaten 
übernommen wurden. 5 

In dieſer Periode wurden gegründet oder organiſiert: Ebers⸗ 
walde 1830, Aſchaffenburg 1820 bezw. 1844, Hohenheim 1820 
bezw. 1825, Mariabrunn 1813. 

Die organiſche Verbindung des forſtlichen Unterrichts mit einer 
Univerſität wurde zuerſt in Gießen 1831 durchgeführt, in Baden erfolgte 
1832 die Errichtung einer Forſtſchule am Polytechnikum in Karlsruhe. 

Etwa ſeit 1850 machte ſich das Bedürfnis einer durchgreifenden 
Verbeſſerung des forſtlichen Unterrichtsweſens immer unabweisbarer 
fühlbar. Dieſes Ziel ließ ſich auf zwei Wegen erreichen. Es war einer⸗ 
ſeits möglich, die Lehrkräfte an den Fachſchulen zu vermehren und 
den Unterrichtsplan entſprechend zu erweitern, wodurch dieſelben zu 
Akademien emporſtiegen, andererſeits mußte aber ſchon aus finanziellen 
Rückſichten auch die Verlegung des forſtlichen Unterrichtes an die 
allgemeinen Hochſchulen in Betracht gezogen werden. 

Über die Frage: Akademien oder allgemeine Hochſchulen, entſpann 
ſich ſchon um 1840 ein mehrere Jahrzehnte hindurch dauernder hef⸗ 
tiger Streit, welcher gelegentlich der Verhandlungen über dieſen Gegen⸗ 
ſtand auf der Forſtverſammlung zu Freiburg 1874 und der damit 
zuſammenhängenden Litteratur ſeinen Höhepunkt erreichte. 

In der Praxis ſind die beiden eben angedeuteten Wege betreten 


worden, und es iſt anzuerkennen, daß auf jedem derſelben Tüchtiges 
geleiſtet werden kann. 


§ 74. Das forftliche Vereinsweſen. 

Der erſte Verſuch, durch Vereinigung zu gemeinſamer Arbeit 
und gegenſeitigem Meinungsaustauſch die Forſtwiſſenſchaft zu fördern, 
war in der von Bechſtein 1796 zu Walthershauſen begründeten und 
1800 nach Dreißigacker verlegten „Societät der Forſt⸗ und 
Jagdkunde“ gemacht worden. Es war dieſes aber kein Forſtverein 
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im neueren Sinne, jondern eine Erweiterung der Bechſteinſchen Lehr⸗ 
anſtalt zu einer Akademie gelehrter Forſtmänner. Als publiziſtiſches Organ 
derſelben erſchien von 1797 ab die Zeitſchrift „Diana oder Geſellſchafts— 
ſchrift zur Erweiterung der Natur⸗, Forſt⸗ und Jagdkunde“. Jährlich 
fanden zwei ordentliche Sitzungen der Societät ſtatt, in denen Theſen 
aufgeſtellt und diskutiert wurden. Dieſe Einrichtung beſtand bis 1843, 
friſtete aber ſchon ſeit 1820 nur mehr ein kümmerliches Leben. 

Der erſte wirkliche Forſtverein war der 1820 gegründete Verein 
der naſſauiſchen Land- und Forſtwirte, an welchen ſich im 
Laufe der Zeit, namentlich ſeit 1850, noch zahlreiche andere ange- 
ſchloſſen haben. Im ganzen beſtehen z. Z. in Deutſchland etwa 29 kleinere 
Landes⸗ und Provinzial⸗Forſtvereine, Oſterreich zählt deren ungefähr 14. 

Als Vereinigungspunkt der Forſtwirte aus ganz Deutſchland 
diente lange Zeit die ſeit 1837 beſtehende Verſammlung deutſcher 
Land- und Forſtwirte. 

Da jedoch hier die Intereſſen der Forſtwirtſchaft in zweiter Linie 
ſtanden, ſo wurde ſchon 1838 auf Anregung von Wedekind verabredet, 
daß, wenn die deutſchen Land⸗ und Forſtwirte in Norddeutſchland 
tagten, in Süddeutſchland eine Forſtverſammlung ſtattfinden ſolle. 
Auf dieſe Weiſe entſtand die Wanderverſammlung ſüddeutſcher 
Forſtwirte, aus welcher unter dem Einfluß der Ereigniſſe von 1866 
auf der 20. Verſammlung zu Aſchaffenburg im Jahre 1869 die 
Verſammlung deutſcher Forſtmänner hervorgegangen iſt. 


§ 75. Die forſtlichen Seitſchriften. 

Die Beteiligung der Forſtwirte an der Journallitteratur erfolgte 
zuerſt teils in den allgemein⸗litterariſchen, teils in den kameraliſtiſchen 
Zeitſchriften. Als die älteſten Zeitſchriften, in denen forſtliche 
Gegenſtände beſprochen wurden, ſind zu nennen: die Leipziger 
ökonomiſche Nachrichten (gegr. 1750), das Hamburgiſche 
Magazin (gegr. 1748), die Stuttgarter ökon omiſch-phyſi⸗ 
kaliſchen Auszüge (gegr. 1758) und die Göttinger gelehrten 
Anzeigen (gegr. 1770). 

Die erſte ſpeziell forſtliche Zeitſchrift war das „allgemeine 
ökonomiſche Forſtmagazin“ von Stahl, 1763 — 1769 in 
12 Bänden herausgegeben. 1776— 1779 erſchien als Fortſetzung 
hiervon ein „Neueres Forſtmagazin“ unter der Redaktion des 
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kurmainziſchen Hofkammerrates Franzmadhes, ferner 1778 und 1779 
zu Stuttgart die „Forſt- und Jagd bibliothek“ herausgegeben 
von Hoppe. 

Bleibenden hiſtoriſchen Wert beſitzt das „Forſtarchiv zur 
Erweiterung der Forſt- und Jagdwiſſenſchaft und der 
forſt- und jagdwiſſenſchaftlichen Litteratur“ von W. G. 
von Moſer, 17 Bände 1788 — 1796, fortgeſetzt mit G. W. Gatterer 
unter dem Titel „Neueres Forſtarchiv“ (18. —30. Band) 1796— 1807. 

Die erſte Zeitſchrift, welche unter der Redaktion eines Forſt⸗ 
mannes herausgegeben wurde, war das „Journal für das Forſt⸗ 
und Jagdweſen“ von Reitter) (1790-1799). 

Seit 1790 erſchienen zahlreiche forſtliche Journale, welche Titel 
und Redaktion vielfach wechſelten und meiſt nur ein kurzes Daſein führten. 

Von den inzwiſchen wieder eingegangenen Journalen ſind be⸗ 
ſonders hervorzuheben: Die „Kritiſchen Blätter“ von Pfeil 
1823—1859 in 42 Bänden herausgegeben, unter der Redaktion 
von Nördlinger folgten von 1860 —1870 noch 10 weitere Bände. 

Eine nicht ſtreng periodiſche Zeitſchrift war Burckhardts „Aus 
dem Walde“, wovon ſeit 1865 zehn Bände erſchienen find. 

Die älteſte der noch beſtehenden Zeitſchriften iſt die „All⸗ 
gemeine Forſt- und Jagdzeitung“, 1825 — 1846 heraus⸗ 
gegeben von Behlen, fortgeſetzt von Wedekind 1847 —1855, dann 
von Karl und Guſtav Heyer 1856, vom September 1856— 1877. 
bloß von Guſtav Heyer. 1878 führte dieſer gemeinſchaftlich mit 
Lorey und Lehr die Redaktion, welche 1879 an die beiden Letzt⸗ 
genannten übergegangen iſt. 

Das „Tharander forſtliche Jahrbuch“ (1842 als „Forſt⸗ 
wirtſchaftliches Jahrbuch“ begründet) wurde 1846— 1866 vom Frei⸗ 
herrn von Berg, 1867 — 1887 von Judeich und ſeitdem von Kunze 
herausgegeben. 

Die „Zeitſchrift für Forſt- und Jagdweſen“ erſchien 
unter der Redaktion von Danckelmann von 1869 — 1879 in Viertel⸗ 
jahresheften, ſeit 1. Juli 1879 iſt dieſelbe in eine Monatsſchrift 
umgewandelt. 


) Reitter, Johann Daniel, geb. 1759 in Böblingen, geſt. 1811 in 
Stuttgart als Forſtdepartementsrat. a 


N. 
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Das ſeit 1879 unter der Redaktion von Baur erſcheinende 
„Forſtwiſſenſchaftliche Zentralblatt“ iſt eine Fortſetzung der 
1857 von Gwinner, 1858 - 1866 von Dengler und dann bis 
1878 von Baur redigierten Monatsſchrift für das Forſt⸗ und Jagdweſen. 

Die „Forſtlichen Blätter“ wurden 1861 von Grunert be⸗ 
gründet und erſchienen hiervon bis 1868 ſechzehn Hefte; 1872 begann 
eine neue Folge, welche 1872 — 1876 von Grunert und Leo redigiert 
wurde, an Stelle des letzteren iſt 1877 Borggreve getreten, welcher 
ſeit Grunerts Tod (1889) die Redaktion allein führte, 1892 hat 
Krichler dieſelbe übernommen. | 

Die Oſterreichiſche Vierteljahresſchrift für Forft- 
weſen iſt 1851 begründet worden und wurde ſeit 1884 von 
Guttenberg herausgegeben. 

Das „Zentralblatt für das geſamte Forſtweſen“ erſcheint 
ſeit 1875, vom Jahrgang 1887 ab beſorgt Böhmerle die Redaktion. 

Als erſte forſtliche Wochenſchrift iſt die ſeit 1883 von 
Hempel herausgegebene „Oſterreichiſche Forſtzeitung“ zu nennen. 

In den letzten Jahren iſt eine große Anzahl von forſtlichen 
Wochenſchriften aufgetaucht, welche jedoch meiſt vorwiegend dem 
Intereſſe des Holzhandels dienen. 


5. Kapitel. Jagdweſen. 


§ 76. Jagdrecht. 

Durch die Entwicklung des Jagdregales war im 18. Jahr⸗ 
hundert das Jagdrecht faſt vollſtändig vom Grundeigentum losgelöſt 
und zu einem entweder dem Landesherrn oder anderen Perſonen am 
fremden Beſitz zuſtehenden Recht geworden. 

Der erſte und weſentlichſte Anſtoß gegen dieſe regaliſtiſche Auf⸗ 
faſſung des Jagdrechtes ging von Frankreich aus, wo durch die 
Revolution in der denkwürdigen Nacht vom 4. zum 5. Auguſt 1789 
das Jagdrecht auf fremden Grund und Boden, ebenſo wie alle 
anderen grundherrlichen Laſten, aufgehoben wurden. 

Für Deutſchland geſchah das gleiche zuerſt in den zeitweilig an 
Frankreich abgetretenen Gebietsteilen auf dem linken Rheinufer, in⸗ 
dem während der franzöſiſchen Herrſchaft das alte Jagdrecht mit 
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den übrigen Feudallaſten um 1800 beſeitigt wurde, ein Zuſtand, 
der auch nach der Wiedervereinigung mit Deutſchland aufrecht er⸗ 
halten blieb. 

Im rechtsrheiniſchen Deutſchland dauerte dagegen das frühere 
Rechtsverhältnis noch längere Zeit fort und erfuhr nur dadurch 
einige Veränderung, daß in verſchiedenenen Staaten die landes⸗ 
herrlichen Jagden ebenſo wie die landesherrlichen Waldungen an den 
Staat übergingen. 

Die Beſeitigung des fremden Jagdrechtes iſt hier ebenſo wie 
die völlige Beſeitigung der übrigen Reallaſten erſt eine Folge des 
Jahres 1848. | 

In einigen Staaten (Preußen und Bayern) wurde das Jagd⸗ 
recht ohne Entſchädigung aufgehoben, in anderen (Hannover, Sachſen, 
Baden) wenigſtens als ablösbar erklärt. 

In manchen Staaten (Kurheſſen, Heſſen⸗Darmſtadt) iſt das Jagd⸗ 
recht zwar 1848 aufgehoben, aber in der folgenden Reaktionsperiode 
wieder hergeſtellt worden und nur gegen Entſchädigung ablösbar. 

Die neuere Geſetzgebung hat überall den altdeutſchen Grund⸗ 
ſatz, daß das Jagdrecht ein Ausfluß des Grundeigentums iſt, wieder 
aufgenommen. Die Beſchränkungen, welche nunmehr dem Grund⸗ 
eigentümer in der Ausübung des Jagdrechtes auferlegt find, ſtammen 
lediglich aus polizeilichen Rückſichten. 

Gleichzeitig mit dem Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden 
wurden auch die Jagdfolge und die Ja gddienſte beſeitigt. 

Schon in den letzten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts hat 
ſich die Auffaſſung Bahn gebrochen, daß der Jagdberechtigte zum 
Erſatz des Wildſchadens verpflichtet ſei. Dieſer Grundſatz, welcher 
zuerſt in der öſterreichiſchen Jagdordnung von 1786 ausgeſprochen 
worden iſt, hat nunmehr faſt allenthalben praktiſche Anwendung gefunden. 

Auch das Jagdſtrafrecht hat im 19. Jahrhundert eine voll⸗ 
ſtändige Umänderung erfahren, indem an die Stelle der vielfach ganz 
unverhältnismäßig ſtrengen Strafen äußerſt milde Beſtimmungen ge⸗ 
treten ſind, welche vielfach als ungenügend betrachtet werden. 


§ 77. Jagdausübung. 


Neue jagdbare Wildgattungen ſind ſeit der Mitte des 18. Jahr⸗ 
hunderts trotz zahlreicher Verſuche in Deutſchland nicht eingebürgert 
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worden, nur die Faſanen haben ſich immer mehr verbreitet und 
ſind nun in verſchiedenen Gegenden vollſtändig verwildert. 

Andererſeits iſt auch keine nennenswerte Verminderung der Arten 
eingetreten und betrifft dieſelbe nur die großen Raubtiere. 

Die letzten Bären find in Deutſchland 1833 (im kane 
Wald) und 1835 (Zell bei Ruhpolding) erlegt worden. 

Die Luchſe ſind bereits ſeit 1819, wo der letzte im Thüringer 
Wald erlegt wurde, aus dem inneren Deutſchland verſchwunden; im 
bayriſchen Wald kamen ſolche noch bis 1846 vor. 

Die Wölfe hatten ſich während der erſten Dezennien des 
19. Jahrhunderts infolge der kriegeriſchen Verhältniſſe abermals 
erheblich vermehrt, ſind aber ſeitdem ſo vermindert worden, daß ſie 
an der ruſſiſchen Grenze nur noch als Wechſelwild vorkommen, in 
Lothringen müſſen ſie allerdings faſt noch als Standwild betrachtet 
werden. 

Die Menge des jagdbaren Wildes hatte um die Mitte des 
18. Jahrhunderts ihren Höhepunkt erreicht und war infolge der Zu⸗ 
nahme der landwirtſchaftlichen Kultur bereits in der zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts nicht unerheblich vermindert worden, noch 
mehr war dieſes während der erſten Dezennien des 19. Jahrhunderts 
der Fall. Indeſſen müſſen die jagdlichen Verhältniſſe damals immerhin 
noch als recht günſtig bezeichnet werden. Beträchtliche Wildmengen 
fielen dagegen während der Jahre 1848 und 1849 der entfeſſelten 
Jagdluſt der Bauern zum Opfer, und auch nach Wiederkehr geord⸗ 
neter Zuſtände wurde die moderne Geſetzgebung vielfach verhängnisvoll 
für den Zuſtand der Jagden. Infolge ſorgſamer Pflege haben ſich 
jedoch in verſchiedenen Gegenden Deutſchlands während der letzten 
Dezennien wieder ſo gute Wildſtände entwickelt, daß dieſelben teilweiſe 
im Intereſſe der Landeskultur, namentlich aber in jenem der Forſt⸗ 
wirtſchaft, als zu bedeutend bezeichnet werden müſſen. 

Mit der Anderung des Jagdrechtes, der Verminderung des 
Wildſtandes und der Aufhebung der Jagddienſte war auch eine be— 
trächtliche Umgeſtaltung der Jag dmethoden verbunden. Die 
großen eingeſtellten Jagen und ebenſo die Parforcejagden haben mit 
verſchwindenden Ausnahmen ganz aufgehört. An ihre Stelle ſind 
die einfachen Jagdmethoden: Suche, Anſtand, Pürſchen und Treib- 
jagd getreten. 
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Das weſentlichſte Hilfsmittel bei der Jagd bildet nunmehr das 
in neuerer Zeit ſo ſehr vervollkommnete Gewehr. Der Verfall der 
alten Jägerei hatte eine ſehr ungünſtige Wirkung auf die Anzucht 
guter Hunde geübt, von denen verſchiedene Raſſen infolge der ver⸗ 
änderten Jagdmethoden ganz ausgeſtorben ſind. In neueſter Zeit 
wird auf dieſen Gegenſtand wieder beſonderer Wert gelegt. 


§ 78. Jagdlitteratur. 


Das berühmteſte Werk auf dem Gebiete der Jagdlitteratur des 
18. Jahrhunderts ſind Döbels „Neu eröffnete Jägerpraktika“, 
1. Aufl. 1746, welche beim Studium der Jagd in ihrer Blütezeit 
auch heute noch in erſter Linie beachtet werden müſſen. 

Hieran reiht ſich unmittelbar das „Handbuch für Jäger 
und Jagdfreunde“ von Dietrich aus dem Winckell, “) in 
erſter Auflage 1805 und 1806 erſchienen, die dritte und vierte Auf- 
lage wurden 1858 bezw. 1865 von Tſchudi herausgegeben. 

Sehr lange hat ſich auch G. L. Hartigs „Lehrbuch für Jäger 
und die es werden wollen“ behauptet, die erſte Auflage erſchien 
1808, die ſechste bis elfte Auflage (1877) ſind von Theodor Hartig 
bearbeitet worden. 

Aus dem immer mehr anſchwellenden Strom der jagdlichen 
Litteratur iſt noch beſonders hervorzuheben: Diezel,?) Erfahrungen 
aus dem Gebiet der Niederjagd, 1. Aufl. 1849, 7. Aufl. 1892. 

Die neueſte Zeit hat ferner noch eine fortwährend ſteigende 
Zahl von jagdlichen Zeitſchriften zu verzeichnen. 


) Aus dem Winckell, Georg Franz Dietrich, geb. 1762 auf dem 
Rittergut Priorau (Sachſen), geſt. 1839 in Schierau, von 1812 — 1832 Verwalter 
der freiherrlich von Thüngenſchen Familienwaldungen. 

9) Diezel, Karl Emil, geb. 1779 zu Irmelshauſen a. d. Milz, geſt. 1860 
zu Schwebheim, von 1816 1852 kgl. bayriſcher Revierförſter zu Kleinwallſtadt. 
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